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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Ufteri,
Mitgliedern der gesezgebeude» Räthe der helvetische» Republik

Hundert und drittes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Sammstags den 18. August 1798.

Gesezgebung.
Grosser Rath 28. July.

(Fortsetzung.)
Die Berathung über das Reglement der beiden

Rathe wird wieder vorgenommen und der 6. §. des
VII. Abschnitts behandelt. Kühn sagt/ man hat
sich schon einmal darüber berathen unk gefunden/ daß
dieser §. für die entfernt wohnenden Mitglieder unge-
recht sey und daß w-r uns alle dem Vaterland gleich
schuldig sind: ich schlage wiederum vor, daß keines
ohne Erlaubniß sich entferne/ oder ausbleibe. Delves
folgt. Z im merman n sagt, es mag wohl ein Vor-
i»g fur.die naher wohnenden seyn, doch ist er eigent-
lich nur anscheinend, denn auch andere Mitglieder
können hingehen wo sie hinwollen: man könnte allen-
falls 2 Tage Entfernung gestatten, und dann bcob-
achten ob die W-rknng dieses Gesetzes vielleicht K u hn 6
vorgeschlagne Maasregel nothwendig mache. Cartard stimmt Kuh» bei, weil es sonst Mitglieder geden konnte die dem Gesetze gemäß Erlaubniß hätten
vie Halste ihrer Zeit zu Hache zuzubringen. Speng-

zeichniß führen und längere Abwesenheit an der Be^
soldnng abziehen. F - e rz will, daß sich kein Mikgl.-cö
o>ne Vorwisscn des Präsidenten entferne. Huberl-immt für Zimmermann, weil in jedem Fall die
entfernt wollenden nicht so viel nach Hanse gehen wer

en als die nahe wohnenden, und in ganz Helvckien
rem Soldat ,0 eingeschränkt wäre wie die Volkere.

macht man, daß wir w,e die Kinder in
Uag:n müssen, so zeigt dieß wenig Zu-

» in uns selbst und es wird entweder immer
ragt, o^>x Meseg nicht gestalt n werden

Piar mann fodrrt Sorgfalt, weil es cineGrg.nreov ur.o,. gchen kvnnke, wenn die Weiber immer ganz
Er.mds'nì"^ bieiben maßten. Kühn sagt: Der

Will".»'" ^p'räle" kam'for7wil?5^ka'..'n"^ftag!»Iz'n'zàngm. '"ssärrard stimmt ebenfalls Eecà
man dieses nicht annehm-n, so werde ich in der! bei, dessen Antrag angenommen wird

Maßten. Kühn sagt: Der j

ersten Sitzung, in welcher ein Dritkhe l der Mitglie-
der mangelt, auf Aufhebung derselben dringen, weil
die Minorität nicht der Majorität Gesetze machen

soll. S ch 0 ch sagt- für Fleissige ist kein Gesetz nöthig,
sondern nur für Uufleissige, al'o stimme ich Kühn bei,
und sodcre, daß alle Wochen einmahl zu unbestimmter

Zeit ein Namensaufruf gemacht werde. N u zet folgt
Kühn weil er ehemals als Militär für jede Viertel,
stunde fragen mußte. A k e r m a n n stimmt auch fur
Kühn, weil viele Mitglieder sind, die noch nicht dem

dritten Theil aller Sitzungen beigewohnt hoben: er

wünscht, daß ein Register hinüber gchalie- w ts e.

Custor will, daß man jede Entfernung dem Profit
dcnlcn anzeige und für mehr als z Tage EnrternmrH
die Versammlung um Erlaubnis frage. Ander-
werth folgt Custor. D el 0 e s stimmt für Akermann.

Oefch stimmt Kühn bei. S ecretan folgt Custor,
dessen Meinung angenommen wird, MitSchochs und
Akermanns Beisätzen.

Secretan erhält das Wort für eine OrdnungK,
motion, in der cr die Zürüknahme von Akermanns

angenommenem Bcisak begehrt, weil diesem Schluß
" ^ i Namensaufruf statt haben muß,

eines Saaimspektors so mübfam
eich um Abnahm derselben bitte,

ha a's widerspricht Secr-tan und findet^ die Aussah,

rung dieses Beschlusses ke n-swcgs so mühsam. Nue
z c t stimmt für Haas. H u b er folgt Secretan, weit

man ohnedies die Mitglieder kenne, welche sich >m-

mer entfernen, oder während der Sitzung in den Hof
hinuntergehen, und man sich nicht mit solch kleinlüb,

ten Maasreqeln abgeben könne. Kühn stimmt fuv
den Beschluß, weil die Nation keinen bezahle» soll,
der seine Pflicht nicht erfüllt, und man diesem ansgr,

nommnen Abwefenheits - Verzeichnis zufolge m»t je,
den. Repräsentant am Ende des Jahrs Anrechnung

dabei, soll. B0 n rg 0i s stimmt fur secretan wegen

0 m nnnöchigcn Zeitaufwand, der durch diese Maaß-

reg l veranlaßt würde, und weil er keinem inißgonnt
im Schoos seiner Familie zuweilen eiiilge E?tunren



Senat 2Z. Juli.
Genhard und Fornerod berichten im Namen

àer Commission über den dem grossen Rath einzu-
gebenden Bericht, betreffend die Geschäfte und Ge-
hacke der beim Bureau des Senats angestellten Per-
sonen; die Commission glaubt, der Oberschreiber sollte

izo höchstens 140 Lomsd'or Gehair haben; er sollte
zugleich als Archivar des Senats angesehen werden
und im Haus des Senats Wohnung erhalten —
die beiden Unterschreiber als junge Leute sollte jeder
yo höchstens 100 LouiSd'or empfangen. Copiste» wür-
Hrn selten mehr als einer nöthig seyn; ein Dollmet-
scher, der in beiden Sprachen übersezt, sollte rho,
«m Fall man 2 bedürfte, jeder izo Louisd'or erhal-
ten. Mai ret: Der grosse Rath besteht darauf, sei

men Secretaire» die zuerst von ihm vorgeschlagenen
Gehalte zugeben; es ist klar, daß der Vortheil des

Senats erheischt, keinen zu grossen Unterschied zwi-
sehen den Gehalten der Secrctärs beider Räthe zu

gestatten. Er würde 150 für den Obecschreiber und
wenigstens iLc, für jeden Unterschreiber vorschlagen;
betreffend den Dollmetscher, so seye ein unendlich
grosser Unterschied zwischen dem, der nur in eine und
dem, der in beide Sprachen übersezt, jenem kann

man izo Louisd'dor geben, während dieser mit 200
gewiß nicht zu stark bezahlt ist und die Nation immer
60 Louisd'or, und mehr noch durch den bessern und
vollkommnern Gang der Discussionen gewinnt. Gen-
hard findet es seye doch ein grosser Unterschied zwi--
scheu den Arbeiten der Mitglieder der Verwaltungs-
kammern und denen der Oberschreiber und dennoch
sollten jene weniger Gehalt als diese haben. Re-
ding findet, die Arbeiten der Büreaux beider Räche
seyen sehr ungleich und also sollen nach Anleitung der
Konstitution auch die Be oldungen ungleich seyn ; dem
Oberschreiber will er gern Wohnung geben, weil sich

eine solche im Haus des Senates immer finden wird;
daneben Louisd'or. Dem Dollmetscher, wenn
es um unsere gegenwärtigen zu thun wäre, herzlich
gerne 2cx>, da aber eine allgemeine Bestimmung joll
getroffen werden, 180. Einem Dollmetscher, der

nur in eine Sprache übersezt, 8e> bis loo. Zaslin
unterstüzt Muret. U st eri begehrt das Wore für eine

Ordnungsmotion. D-e zeitherigen Discussionen über
die Gehalte überzeugen ihn immer mehr, daß die

ganz isolirte Behandlnng der einzelnen Gehalte von
Seite des Senats fehlerhaft seye, und daß der grosse

Rath weit besser würde gethan haben, den ganzen Be-
soldiingsetat vollständig zu beschließen und uns ihn
auf diese Art zu übersenden ; es verhalte sich hiemit
wie nut dem Polizeireglement für beide Räthe; jeder
einzelne Abschnitt kann freilich für sich einen besom
dern Beschluß ausmachen, aber das Ganze muß auch
im Zusammenhang übersehen werden, damit man inne
werde, ob es vollständig und ob das gehörige Ver-
hältniß der verschiedenen Theile zu einander statt finde?

Bei Bestimmung der Gehalte ist es wichtig die Summe
zu kennen auf welche sich dieselben alle belaufen;
es ist wichtig zu wissen, ob eine billige und den Ar-
beitcn angemessene Proportion zwischen den verschick-
denen Gehalten beovaaftet ist ; über alles dieses kann
der Senat n.chc urtheilen, wenn er wie bisher die
einzelnen GeHalls - Bestimmungen empfängt und cm,
weder genehmigt oder verwirft. Da hingegen nach
Empfang des gesainmtcn Besoldungsetats der Senat
denselben wahrscheinlich verworfen, aber zugleich seine
Grundsätze, Urtheile und Wünsche bekannt gemacht
hatte, so daß alsdann ein zweiter Vorschlag wirklich
das Resultat der Arbeiten beider Räthe gewesen wäre.
Er schlägt nuil also vor, der Senat solle alle einzelnen
Gehaltsbeschlüsse, die noch ausstehen mögen, abwar-
ten und sie dann sämmtlich an eine Commission weisen.
Fornerod unterstüzt diesen Antrag, doch glaubt
er, musse vorher dem grossen Rath die Antwort über
die man sich ebm berathen habe, mitgetheilt werden.
Muret ist gleicher Meinung. Usteri erklärt, daß
er seine Ordnungsiiiocion so lange zurükziche bis über
den obschwebenden Gegenstand die Berathung gecn«

r'igt ist. Fornerod unterstüzt neuerdings de» Rap<
port der Commission. Bay stimmt in Nüksichl auf
den Dollmetsch, Muret bei, zumahl ihm nachdem
Gutachten der Commission auch obliege den Commis,
stoncn beizuwohnen und ihre Rappe» te zu machen,'
bekämen wir in der Folge einen andern Dollmetsch,
so konnte auch ein neuer Accord mit ihm geschlossen

und sein Gehalt vermindert werden. Meyer v. Ar-
bon ist gleicher Meinung. Usteri findet, daß es

wirklich kaum lhuniich ftyu werde, einen beträchtliche»
Unterschied zwiichen dcn Gehalten der Secretairs bei-

der Räthe zu machen, sonst werden je die fähigsten
Subjekte, die der Senat haben mag, immer an den

grossen Rarh übergehen. Er möchte also eher a»ra,
rhen, keinen besondern Vorschlag für die Schreiber
des Senais zu machen; in R-'-ksicht auf dcn Dollmet-
scher jcheme Bay in einigem Irrthum zu stehen; der-

leibe habe den Commissionen, die ihn verlangen, nur

als Dollmetscher und keineswegs als Bericht
er st alter beizuwohnen; auch dürste es der
des Senats sowohl, als der zu besetzenden Stell«

unangemessen fiyn; wann mit jedem neuen Sublet
ein neuer Accord geschlossen würde, die Stelle M
ihren bestimmten Gehalt haben und dem Senat obM

gen nur tüchtige Subjekte, die also jauch den Geh-m

verdienen, zu derselbe» zu wählen. Berth oller
spricht auch gegen den Unterschied der Gehalte >»

beiden Räthen; wenn beim grossen Rath mehr Arve»
ist, so hat derselbe auch mehr Arbeiter; dem
Rath sollen wir einzig ein Verzeichnis der bei unserm

Bureau angestellte» Personen senden; mehrware con-

stilulionswidrig indem dadurch eine Initiative aus

geüdt würde. Ruepp will drin grossen Rath m

verschiedenen gefallnen Meinungen senden, abermals
Bestimmtes vorschlagen, indem wir uns dadurch 01«



4r

Hände binden konnten. Zäslin findet, man würde
mir sich selbst in Widerspruch gerathen, wenn man
jezt gleiche Gehalte für die Secreiärs brider Rathe
verlangte, nachdem man vorher das Gegentheil ge-
wünscht und dadutch das vorschwebende Begehren
des grossen Raths bewirkt hat. Oevcvey findet
den Vorschlag der Commission unannehmbar, weil
dadurch eine Initiative vom Senat ausgeübt würde;
der grosse Räch könnte i» Folge desselben sich eben
falls das Recht anmaßen, die Gchalre seiner Serie-
tairs allein zu bestimmen; er will also den Beschluß
verwerfen, der den Senat einladet, einen Vorschlag
zuthun. — Man bemerkt, daß derselbe schon ange-
nommen ist und beschließt hierauf dein grossen Rath
keinen Gehaltsvorschlag sondern einzig ein Vcrzeich
ni'ß der, bei dem Secretariat des Senats angestellt
ten Personen zu senden.

Die Discussion über den, die Patriotenentfchädi-
gung betreffenden Beschluß wird eröfaet. La fi eche re
gehl von dem Grundsatz aus, daß allerdings Entschä-
digungen den verfolgten Patrioten gehören, aber wer
soll dieselben bezahlen? von den ehemaligen Regie»
rungcii können sie nicht gcfodert werden; man durch-
gehe die Geschichte aller Revolutionen, nirgends wird
man ein Beispiel finden, daß eine gestürzte und be-
siegte Regierung zur Entschädigung ware richterlich
v.rurtheilt woroen. Einigkeit, Vergessen erlittener
Beleidigungen und alles Vergangenen sollen Grund-
sätze unserer neuen Republik sey». Zudem würden
die alten Regierungen sich hinter ihre alte Gesetze und
Verfassungen verschanzen, und durch sie, gleich den
alten Freiherren hinter ihren Wällen und Festungen
unantastbar seyn. Man spricht davon, Patrioten,
die an ihrer Ehre gelitten haben, zu entschädigen;
diese ist unverlczt, und bedarf keiner Entschädigung;
jene aber, so an ihrem Vermögen gelitten haben, soll
und wird das dankbare Vaterland entschädigen; er
verwirft d n Beschluß. Muret: Wollm wir, daß
die verfolgten Patriot-» entschädigt werden? dieß ist
die Frage, die ohne Umschrveif muß entschieden wer-
den. Wie wäre es möglich, daß ihre Bejahung nur
einigem Zweifel unterworfen seyn könnte; ohne die
größte Ungerechtigkeit müssen wir sie unbedingt be-
jähen. — Ich darf Euch nur an wenige Thatsachen erin-
ncrii; was hat Aran vox Zerstörung und Flammen gc-
ttttct, was anders als der Zufall und einige
Einndcn? Wodurch ist das Leben des seither
«nf dem Schlachtfeld gefallenen General Laharpe von
dem schmalichstcn Hcnkerstode gerettet worden? —
durch seine Flucht allein; — und jene, die am Schcl-
lcniverk schimpfliche Ketten schleppten, und Jahre
durch dem grausamsten Tode entgegen sahen; — findet
u>m größere Schändlichkeiten in der ganzen Geschich-
^ — Die Familie des General Laharpe, ich muß
u>ohl noch einmal auf diesen Freihcitsmärlirer zurük-
kommen, ward durch fortgesezte Tirannei ihrer Ver-

folger völlig zu Grunde gerichtet, oder durch gezwuug«
ncn Verkauf ihrer Güter — die nitmand zu kaufe«
wagte - ihres Eigenthums beraubt. Noch ein einzis
ges Beispiel — jener Greis von Bex, der von den
Soldaten der Aristokratie gequält, gesagt hatte: Lieber
wollte er Franken Herbergen, ward um dieser Worte
willen, die sein einziges Verbrechen ausmachten, ins
Gefängniß geworfen, und nicht eher frei gelassen, bis
er durch Frost und Kalte den Gebrauch seiner Hände
auf immer veriohren hatte. — Haben wir endlich nicht
den ehrwürdigen Bobiner in unsrer Mitte, über dessen

Haupt das Schwerst des Henkers geschwungen ward;
was haben er und seine würdigen Milpatrioten im
Canton Zürich, fur Vc> brechen begangen? sie verlang--
ceu Freiheit über ihr Eigenthum zu schalten, Rechte,
welche nur die vollendeteste Tirannei zu beeinträchtl«
gen wagen kann. Und lum frage ich euch, sollen diese

verfolgten Patrioten nicht entschädigt werden? und
wer soll sie entschädigen? — Die Nation sagt La«

flechere — aber wie ist es möglich von der Nation
Entschädigung für die Verbrechen der alten Regiern»«
gen zu fooern; sie hat keinerlei Erbe, sie hat nichts
von ihnen empfangen und wir sollten sie verurtheilen
für ihre Unthaten zu büßen? — Laßt uns aufrichtig
seyn; entschädigen sollen diejenigen, welche geschädigt
haben, die Urheber der Verfolgungen. Sollte der
ewige Erandfaz: Wer den Schaden verursacht hat,
soll ihn auch büssen, hier zum erstenmale bezweifelt
werde»? Nun aber sind es die alten Regierungen,
welche den Schaden anrichteten; diese sollen auch zahs
len. Will man mit Lafiechere sagen, sie werden sich

hiuter die Gesetze ihrer alten Verfassungen verschan-
zen — die Gesetze! sie selbst haben alle verlezt. —
Haben sie nicht mit Hintansetzung aller Gesetze, den

Bürger seinem rechtmässtgen Richter entzogen? Haben
sie nicht nächtlicher Weile Hausväter ihren Familie»
entrissen, und sie nach Bern in die Gefängnisse schlep»

pen lassen? Haben sie nicht die Prozeßakten in inquss
sicorisches Dunkel gehüllt, denen welche sie betrafen,
solche vorenthalten. Haben sie dem Beklagten je sei»

uen Ankläger kennbar gemacht? und solche Richter
sollten sich auf die Gesetze stützen, hinter denselben
ihre eigne Sicherheit finden können.

Mau spricht von übertriebnen und ungerechten
Foderungcn; diesewirdjedcrRechtschafaeverabìcheuen;
allein der Beschluß ertheilt den Beklagten hinlänglich
die Mittel, sich gegen solche zu schützen und zu vers
theidigen. Mau kann unmöglich cmdcrs als den ver«
folgten Patrioten gestatten, gegen alle ihre Richter
zu klagen, denn wie wollten jene den Schuldigen von
dem Unschuldigen unterscheiden können, während die
rechtlosen Verurthestungen ins tiefste Dunkel eingehüllt
waren. Mau spricht von Zahl und endlosen Process
sen, von ganzen Heeren von Advocaten; dieß sind
Worte, mit denen man schrecken und die Gerechtigkeit
umgehen will. Keine Heere von Advocaten, nichts



von all' dem wild statt finden; die Resolution verhn
tet dieß alles; sie kürzt ab und sichert jedem sein Recht;
fie erfüllt jeden wesentlichen Punkt; warum sollten wir
uns dann an Kleinigkeiten flössen, und diesen Ap^l
der Zwietracht neuerdings in den grossen Rath zurük
werfen; das werden wir sicher nicht thun; wir wer
den den Beschluß annehmen.

Man hat auch gesagt, in der ganzen Geschichte
werde sich kein Beispiel von gestürzten Regierungen
finden, die zu Entschädigungen wären vcrnrthcilt won
den? — Als ob nicht Beispiele genug vorhanden wa
ren, wo dieselben mit dem Verlust ihrer Guter, ihrer
Freiheit, ihres Lebens gestraft wurden. — Bei uns ist

ihnen überall nicht das mindeste Leides wiederfahren;
ich lobe und billige sie diese Milde und Großmuth;
sie liegt im Charakter des helvetischen Volks, und ge-
reicht ihm zur Ehre. Ich billige es sehr, daß jene
Menschen, die, hatten sie den Sieg davon getragen,
uns Besiegte aufs Schaffst gesandt hätten, von den
Gesetzen so lange geschüzr bleiben als sie selbst diesel-
ben achten; — aber diese Mässigung von unsrer Seite,
soll sie ihnen zum Recht werden, um verdiente und
verschuldete Entschädigungen nicht zu zahlen? — End-
lich, obgleich ich durch fremde Betrachtungen euer
Urtheil auf keine Weise lenken möchte, glaube ich euch
bemerken zu müssen, daß der geäußerte Wille der groß
sen Nation nicht ausser Acht darf gelassen werden;
Mengaud sowohl als Brune haben seiner Zeit diesen
Willen für Entschädignlig der verfolgten Patrioten bc-

stimmt genug erklärt. Wir haben oft, und ohne Zwei-
frl mit Recht, den Wünschen der Frankennar.on soig-
fames Öhr geliehen; warum sollten wir es in dem
gegenwärtigen Falle nicht thun. Alles vereinigt sich

«iso, uns die Annahme des Beschlusses zu empsehleii.

ZaLIin spricht von der Wichtigkeit des Gcg»n
standcs; kaum werde ein einziges Mitglied des Se
nates seyn, das nicht dem Grundsätze beigcpfl ehret
daß den verfolgten Patrioten Entschädigung geduhre;
die Frage sey nur, wie dieselbe soll erhalten werden
— Für gekränkte Ehre kann von keiner Entschädigung
die Rede sey» — der herrliche Sieg der Sache der
Freiheit ist dafür die beste Entschädigung; ist Bodmer
durch unsre allgemeine Achtung, durch die Volks-
stimme, die ihn zum ersten Senator seines Cantoris
gewählt hat, nicht geehrt und entschädigt? Ist die
Stadt Arau nicht belohnt durch die Ehre, der erste
Siz der Regierung zu seyn, durch unsre allgemeine
Liebe und Achtung? — Bei denen so an ihren Gü
kern Verlust erlitten, müssen erst diejenigen unterschie-
den werden, die durch das Unglük und die Folgen
des Krieges litten; unter diesen können solche sich
finden, denen Entschädigung gebührt; aber sie sind
nicht m Vergleich zu setzen mit jenen die durch um
gerechte richterliche Spruche litten; auf diese leztern
tollen unsre Berathungen sich beschränken; aus die
Güter, deren Wiedererstattung an die Beraubten,
wohl ganz unsteeitig gebührt. Sie finden sich in den

Cantonen Leman, Zürich, vielleicht auch noch an am
dern Orten, aber incht in grosser Anzahl. Der Ge-
sczgeber hat die Art zu bestimmen, wie Entschädigung
gegeben werden soll; — der igte und der güsie Art.
oec Consiituiion, sind dabei nicht aus dem Auge zu
verlieren; Billigkeit, Menschenliebe, Gerechtigkeit,
müssen bei einem solchen eigens zu gebenden Gesetze

oeooachtct werden — Die Unvollkoinmenheiten des

vorhandenen Beschlusses, sind durch unsre Coimnissioit
selbst ausgcdekl worden; der zte Artikel ist besonders

auffallend; nach demselben sollen die Richter, einer

für den andern verantwortlich fiyn. Niemand kann

zweifeln, daß nicht auch würdige Patrioten unter den

alten Regierungen fassen; sollen nun diese, fürUnglük
und Unrecht, das fie, soviel ihnen möglich war, vcc-

mindert und verhütet haben, verantwortlich seyn? —
und wer soll sie ausnchmcn, und sie, die so viele Rük-

ficht verdienen, auffinden? vielleicht sind einige der-

selben hier, durch die Stimme des Voiks gewählt,
uuter uns. — Er sieht überhaupt, durch Annahme der

Resolution, Unglük für das Vaterland, Haß, Feind-
schast, Groll, und was immer dem Zwer unsrer Per-

einigung zuwider seyn kann, gestiftet; das Mittel, »m

alles dieses zu verhüten, welches die Commission vor-

schlägt, wird ganz unhinrcichend seyn. Zuerst »»d

vor allem andern aus, sollte cine Proclamation ge-

macht, und alsdann durch Nicdersetzung einer Cê
mission den vielen Processen vorgebeugt werden; m

der Hofnung, der grosse Rath werde solche zwelmai-
schere Wege vorschlagen, .verwirft er den Beschluß.

Stapfer sagt, ütv.r die Sache selbst wolle er weder

reden noch stimmen; aber die einzig.' zu beantwort

tende Frage sey; ob man Recht angedeche» lassen,
denen welche Entschädigung gebührt, solche verschaffen

wolle? ist das nicht, so hört alles andere auf; n»

Brchhunassalle aber maß ein Richter angewiesen wer-

den. Schärf r: Ich kann die Relolution nicht an-

nchmen, weil die Zeit, vo» weicher an Entschädig»"?
gefodert werden kann, zu weit ausgedehnt und zur»»'

geiezt ist, und weil durch den Beschluß eine solche

Menge von Patrioten und A iripatriotcn hcrvornemj
ft» wurde, daß allgemeiner Streit und K mp'
allenthalben erheben müßten; b«s zum A rang ii»'eree

Revolution, glaube ich, war es Pflicht der allen Olntg-
keitcn, die Ruhestörer zu strafen. Haben InVivi wM

oder Gemeinden von den ehemaligen R U'tî>gen
Unrecht erlitten, so soll ihnen Revision bcw lligt we

den, aber nicht als Patrioten; denn für
kenne ich blos die, d,e dem Vaterlande freiwiUW
Aufopferungen machten; — sobald sie E»tnI,ad'eUi>g
fodern, verlieren sie vieles von memcr Achtung,.^
ine die Ql'garchen werde ich nicht bitten, wohl av-r

tür ihre Kinder; diese wollen wir nicht ungiirkl-ch
chen, und ihnen keine Ursache gehen, über HäeNs»
erste Gesezgeber, ich will nicht sagen zu fluchen,
nur unzufrieden zu seyn.

^ ^(Die Fortsetzung im ivsttcn Stur./
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Ges ezgebung.

Senat 28. July.
(Fortsetzung.)

Duc: Der grosse Rath hat, in Folge der Peti-
tioncn verschiedner geschädigter Patrioten, sich lange
Zeit durch mit der vorliegenden Resolution bcschäf
ligt; diese Patrioten sind die Keime unserer Révolu-
tion gewesen; der Grundsaz ist allgemein anerkannt,
daß ihnen Entschädigung gebührt; wäre die Nation
reich genug, so mochte sie immerhin entschädigen;
aber sie isi arm, und also müssen die Oligarchen zah-
len; diese werden vielleicht sagen: Wir waren souve-
rain und mußten unsre Souverainität vertheidigen.
Ich frage ober, woher hatten sie diese Souverainität?
Wer gab sie ihnen? — Sie besassen solche nie recht-
maisig; — nicht von Oesterreich, nicht von Tell und
seinen Mitverbündetcn hatten unsre alten Oligarchen
die Souverainität empfangen; sie haben dieselbe usur-
Pirt, langsam und allmählich haben sie sich ihrer be-
machtigt, mit Leib und Gut müssen sie haften, für das
was sie verübten. — Und wir wollten ihrer schonen?
Vortrefflich ist in dem Beschluß die Zeit des Anfange
der franzosischen Revolution bestimmt; von da an
giengen den Völkern die Augen auf; — die angebli
chen und sich to nennenden Souveraine hätten das
merken und wissen sollen, daß nun die Feiten vorbei
sind wo die Ludwige in Frankreich herrschten. Der
Beichlnß ist ein Meisterstük von Patriotism und Ge-
rechligkcit, und ich stimme zu seiner Annahme. — Auf
-oer sollets Antrag wird die Fortsetzung der Be-
rathung bis Montag ausgesezt.

Auf Lüthi's v. Sol. Antrag soll die Commis-A

vorlegen ^ senden erst Mittwochs ihren Bericht S

Die Bothschaft des Direktoriums, welche die Na<
men der in die Gesezgebung gewählten Deputaten
des Cantons Lauis mittheilt, wird verlesen.

Am -9sten war keine Sitzung in beiden Räthen.

Grosser Rath zo. July.
Das Direktorium fragt, welchem Kantone die

Gemeinde Kefi kon beigeordnet werden soll. Escher
fodert Tagesordnung, weil für einmal noch die alten
Kantonsgranzen statt haben, und diesen zufolge die
Gemeinde Kefi ken zur Hälfte in den Kanton Zürich,
und zur Hälfte in den Kanton Thurgäu gehöre. Kühn
glaubt, der Gegenstand soll den vereinigten Einthei-
'ungskommifsionen des Thurgäus und Zürichs zuge-
wiesen werden, denn wenn er nicht so sehr von Eschers
guten Gesinnungen überzeugt wäre, so würde er glaus
den, er habe nur deswegen diesen Antrag gethan, da-
mit seine chevorige Herrschaft Kefiken zu keinem
K .ntone komme, und also noch w.itcriort Herrschaft
bleiben könne. BiUeter folgt Kühn. Zimmer-
mann auch, weil eine Gemeinde nicht in zwei Kan-
tone abgetheilt werden könne. Haas folgt ebenfalls
Kühn s Antrag. Anderwerth begehrt, daß Kefi-
kon ganz dem Kanton Thurgäu beigeordnet werde,
weil der Kanton Zürich ohne dies swon zu groß sey.

Man begehrt abzustimmen. Escher fodert das Wort,
»m eine Thatsache zu zeigen, allein man stimmt ab,
und K u h n s Antrag wird angenommen.

Das Direktorium zeigt an, daß viele Schlösser
in einem vernachlässigten Zustande sich befinden, und
vielleicht die Ausbefftrungskosten nicht werth sind,
dagegen aber durch -hre nöthige Bewachung Ausga-
den veranlassen, es fodert daher, daß solche Schloß»



ser, welche nicht zu Nationalgebäuden dienen können,
von ihm selbst auf die bestmöglichste Art benuzt oder
veraussert werden dürfen. Zimmcrinann begehrt Nie-
Versetzung einer Commission, um sich über den Zustand
dieser Schlösser zu erkundigen. Hub er will, daß das
Direktorium eingeladen werde hierüber Erkundig»»-
gen einzuziehen und der Gesezgebung mitzutheilen.
Haas folgt Hubern, weil ohne solche genaue
Kenntniß nichts vetfngt werden könne, indem viel-
leicht viele solche Schlösser zu Arbeitshäusern, Woh-
nungcn von Forstbeamken u. d. g. dienlich sind, und
überhaupt man sich sorgfältig über das Zerstören de,

rathen muß, denn eS ist schneller zerstört als aufge-
baut. Nuzet folgt, weil man nickt in den ersten z
Monaten schon mit dem Verkaufen sich abgeben müsse,
denn sonst erhalt man nur den Schilling für den Gul-
den: Die Schlösser in den Ebenen kö rnen uns brauch-
bar werden; die ans den Bergen, woraus die gnädtz
gen Herren die ganze Gegend beschlössen könnten,
mögen zerstört werden, nachdem alles nutzbare daraus
sorgfältigst enthoben seyn wird. Ackermann folgt
auch und wird bald im Namen einer Commission über
einen ähnlichen Gegenstand Bericht erstatten. Kühn
klagt, daß die Verwallungskammern noch keine Berichte
über die liegenden Nakionalgücer eingeliefert haben,
und will, daß das Direktorium diese Berichte schien-
nigst zu verschaffen eingeladen werde. Hubers und
Kühn s Anträge werden angenommen.

Das Direktorium zeigt an, daß es von der Mu-
nizipalität Zürichs den Bericht erhalten habe, daß die
Zünfte dieser Stadt ihre Zunfthauscr, die ihr Eigen-
thum find, der Regierung Helveticns zu jedem Ge-
brauch überlassen werden, wenn die obersten Gewalten
Helvetiens in Zürich ihren Sitz aufschlagen wollten.
Der Brief der Munizipalikät von Zürich, worin diese
Anzeige geschieht, wird vorgelesen. Zimmermann
begehrt, daß diese Botschaft der Kommission zugesandt
werde, welche sich mit Nachsuchungen beschäftigt in
Rücksicht,des Hauptorts HeivetienS. Billeter folgt,
will aber erst diese Anerbietung der Gemeinde Zürichs
dem Senat mittheilen. Zimmer mann und De-
lo es begehren, daß diese Mittheilung an den Senat
erst dann geschehe, wann er sich mit diesem Gegenstand
beschäftigen wird. Zimmer mann s Antrag wird
ausschilessend angenommen.

Secretan legt ein neues Gutachten über die
Befieglung öffentlicher Akten vor, welchem zufolg i.
jede Gerichts - Verwaltungsstelle ihre ausgegebnen
Akten selbst bcfieglen soll. 2. Andere Akten, welche
besiegelt werden müssen, sollen von den Distriktsge-
richten unter denen die Personen, oder die Sachen,
über weiche der Akt statt hat, besiegelt werden.

Aktenstücke, welche, ins Ausland gehen, sollen von
den Kantonsstatthaltern besiegelt werden. 4. Bei Se-

questern soll das Gericht, wohin die Sache gehört,
besiegle,,' 5. Wann Gefahr im Verzug ist, so kann
das Siegel vom Unterstatchalter, oder Nationaiagcnt
bis die Fricdensrich er eingeführt sind, provisorisch
aufgelegt werden. 6. Dieses muß in beiden Fallen
in Gegenwart 2 unpartheiischer Zeugen geschehen.

7. Es muß darüber ein schriftlicher Aufsatz verfaßt
und derselbe innert 24 Stunoen dem Präsident des

Distnktsg.richts zugesandt werden. 8. Wenn von

Staatswegen der Sequester verhängt werden muß,
soll dieses durch den Regierungsstatthalter, oder lln-
terstatthalter, oder Agent geschehen. Die Wichtigkeit
der Sache, oder die Gefahr im Verzug wird bestiui-

inen, welcher von diesen dreien dieses thun soll. y.

Davon sind ausgenommen jene Falle, für welche das

G-'sctz das Recht des Sequesters insbesondere dein

eint oder andern Beamten übertragen hat. 10. Fur
das Besiegen wird die nach den vorigen Gesetzen, oder

bisherigen Uebungen eingeführte Taxe bezahl, bis

darüber ein förmliches Gesetz durch den tzioiicovex-
festgcsezt seyn wird. 11, Wo aber nichls weder durch

Gesetz noch Gewohnheit Bestimmtes darüber festg«

ftzt ist, soll für jedes Aktenstück i Batzen Ciegelcox

bezahlt werden. 12. Davon sind ausgenommen die

Armen, die allgemein als solche anerkannt sind, web

chcn das Besiegle,, unentgcldlich geschehen soll. See

er et an begehrt, daß die erster» KZ. sogleich auge-

nommen werden, weil sie wie die oes vorigen Gut-

achtens seyen. Kühn begehrt, daß dieses Gulach-

ten ans dem Bureau einige Tage zur naher» Unter-

suchung, ehe es berathen wird, liegen bleibe. Lie-
ser lezte Antrag wird angenommen.

Das Reglement der beiden Rathe kommt an die

Tagesordnung. Die hierüber uiedcrgesczre LomiMl-
ston legt einen neuen Abschnitt über die geschlolîneu

Sitzungen vor. i. §. Alle Sitzungen sind öffentlich-

Angenommen. 2. §. Hiervon sind diejenigen Falle

ausgenommen, wo sich die Versammlung in ei» Ge-

neralcommitê verwandelt. Angenommen. Z ê- L"
Präsident erklärt, daß das Commits statt habe, a"

genommen. 4. §. Wenn 4 Mitglieder ein
begehren, so soll dasselbe statt haben. Angeno»»w -

§. Wenn sich der Ruth in em Commits bildet, so là r

rin erst die Versammlung bestimmen, ob der Cck!?-

stand wirklich heimliche Behandlung erfodcre, o-.-

aber nicht. Angenommen. 6. ê- In iczrerm 6

wird die Sitzung wieder öffentlich. Angenonim -

7. K. Die StaatSbothen, Weckel und Kopisten, low
sich bei Schließung einer Sitzung entfe-nen. cku

nommen. 8 §. Die im Commits verhandelten ^
genstande sollen geheim gehalten werden, vw
schloßne Gesetz bekannt gemacht wird, oder >0 > u

der Vortheil des Vatei landes dieses foderr. ^
rard findet den lezten Theil dieses §. v'-best-

weil auf diese Art das Stillschweigen von oer ^



Ming jedes Mitgliedes abHange; daher fodert er,
daß das Stillschweigen in allen Fällen so lange ge-
hallen werde, bis die Versammlung selbst dasselbe auf»
heben zu wollen, sich erkläre. Secret an glaubt,
was Car rard fodere sey wegen der Menge von
Com nltê, unausführbar, well über dieses Stillschwei-
genhalren und Aufheben ein eignes Protokoll geführt
werden müßte; das Gutachten scheint Ihm völlig be-
friedigcnd zu sey». Escher sagt, da meist einige
Mitglieder sind, die sich den geschloßnen Sitzungen
auS Ueberzeugung widersetzen, so werden also diese
die Heimlichhaltung für das Wohl des Vaterlandes
nicht nothwendig finden, und folglich diesem Gutach-
teil gemäß zu kemem Stillschweigen verpflichtet seyn,
Und so wird jeder Gegenstand unsrer geschloßnen Si-
tzungen bekannt werden; offenbar ist also das Gutach?
ten unannehmlich; indessen möchten Carrards Vor. ^

schlage auch nicht ganz zwekmassig seyn, daher fodere
ich Rükweisung dieses z. in die Commission. Car-
raro behauptet, es sey noch kein Commits gehalten
worden, wider welches nicht einige Mitglieder Ein-
Wendungen machten und daß also dem Gutachten zu
folg alle Gegenstände die heimlich behandelt wurden,
bekannt geworden waren: da er aber den Gegenstand
fthr wichtig findet, Ifo folgt er Eschers Vorschlag.
Kühn sagt: Gesetze sollen bestimmt und allgemein
bindend fiyu, fvlalict, nicht der Willkür jeder iudivi,
duelled Memullg überlassen werden; er will daher/
daß man bestimme : das Stillschweigen soll so lange
gehalten werden bis ein Gefiz über die heimlich be-
handelten Gegenstände bekannt gemacht worden. S c-cretan behauptet, die gemachten Einwendungen
seyen ohne allen Werth, weil die Minorität immer
der Mehrheit unterworfen sey, und weil nach Kuhns
Antrag die M tgliedcr über viele Gegenstände, die
aus and- re Art bekannt geworden wären, ewiges Still-
schweigen halten müßten: er will daher neben Knhns
Antrag so lange Stillschweigen der Mitglieder bis
der Gegenstand sonst bekannt worden ist. Ander-
werth unterscheidet hier die Sache selbst, und die
Personalmeinungen der Mitglieder, in Rüksicht der
leztern, glaubt er, soll ewiges Stillschweigen gehal-
ten werden. Kühn vertheidigt seinen Antrag und
stimmt übrigens An der werth bei, obgleich er gerne
alle seine Meinungen bekannt werden M. Sec re-
^begehrt nun auch Verweisung an die Commission,
«"lche angenommen wird.

r,
§ 9- Die Protokolle der Commireen sollen bcson-

ers verschlossen werden. Anderwerth will den
^ntgli dern schriftliche Auszüge gestatten. Kühn

da durch solche Anszüge ein Geheimnis un-
Mamldeterweise entdekt werden könnte, so sey der

à «g Anderwerths z« verwerfen. Hub er folgt
""ll "ur Einsicht in diese geheimen Pro-

»vrvile den Mitgliedern gestalten. Sec ret an glaubt.

wenigstens müsse man den Commissionen Auszüge ge»
statten. Kühn will den Commissionen die Protokolle
selbst anvertrauen. Zimmer mann wünscht Ver-
Weisung von Auderwerths Antrag an die Commission
zu näherer Untersuchung. Legier will, daß kein
Mitglied seine, in geschloßnen Sitzungen niedcrge-
schriebnen Bemerkungen, aufbewahren dürfe, sondern
dieselben sogleich zerstören müsse. Der Z. wird ange«
nommen und Anderwerths Antrag der Commission
zugewiesen. Se er et an fodert über Leglers An>
trag Tagesordnung. C a r r a rd vertheidigt Le gler.
Zimmermann glaubt, Pflicht und Liebe zum Va-
terland der Mitglieder sey hinlänglich sichernd und
folgt daher C-ccretans Antrag. Hub er will, daß
auch dieser Antrag der Commission zugewiesen werde.
Angenommen.

§ lo. Aus den geschloßnen Sitzungen soll nichts
in Zeitungen oder Journale eingcrükt werden. Ange-
nommen.

§ li. Die Beschlüsse der geschloßnen Sitzungen
sollen verschlossen an den Senat mit der Ueberschrift
„inLommite general" gesandt werden. Angenommen.

§ 12. Der Senat soll solche Beschlüsse in ge-
schloßner Sitzung eröfnen und verlesen. Angenommen.

z iz. Der Senat soll solche Beschlüsse, deren

Heimlichhaltung er nicht nothwendig findet, dem
grossen Rath zurüksendcn. Kühn widersezt sich die-
sem Z. weil das Commits nur die Form der Behands
lung angehe, die dem Senat eben so gut als dem
grossen Rath freistehe und weil ofne, oder heimliche
Behandlung durchaus keinen Einfluß auf den Gegen-
stand selbst haben soll, denn, fügt er hiniu, led er-
kenne keine Politik, die uns in geheimen Sitzungen
anders zu beschließen gebietet als in öffentlichen, denn
ich werde nie an der Form hängen sondern an den

Grundsätzen, welche in beiden Fällen dieselben fiyn
sollen. Zim m e r m a n n vertheidigt das Gutachten,
und glaubt die gegenseitige Achtung der beiden Rä»'

the erfodere, daß der Senat in geheimer Sitzung bc-

handle, was der grosse Rath in seiner Weisheit auch

heimlich zu behandeln Machtet. H u ber findet Z i in-
merma nns Gründe gut, aber unausführbar, weil
die Zurüksendung eines solchen Beschlusses an den

grossen Rath wegen blosser öffentlichen Behandlung zu

nichts führe und daher stimmt er Kühn bei. Custor
vertheidigt das Gutachten, weil der grosse R uh ei-

neu solch zurükgesandten Beschluß dann auch öffeurl'ch
behandeln könne. E sch e r folgt Kühn, weil der Se-
nat in seinen Berathungen eben so frei fiyn soll als
der grosse Rath, und weil also der Senat in winer
Weisheit eben so gut über die crfoderliche Heimlich-
Haltung abschlfißen dürfe, als der grosse Rath in sei,

uer Weisheit auch darüber zu bestimmen, das Recht
habe. Kühn bestätigt seine Meinung-neuerdings,
weil der Senat eben so gut über seine innere Polizei



Meister ist, als der grosse Rath. Seeret an ver-
theidigt das Gutachten, indem er behauptet, dieOef.
fcnllichkeit crfoderc oft gerade die entgegengeftzten
Maasregeln von denjenigen, welche genommen won
den wären, wenn die Sache heimlich geblieben wäre.
Das Gutachten wird angenommen.

§ 14. Die Antwort des Senats soll auch ver-
schloffen und überschrieben seyn. Carra rd glaubt,
man könne nicht von Antwort, sondern nur von An
nahm oder Verwerfung des Senats sprechen. Se-
cretan will statt Antwort, das Wort Bothschaft ein-
setzen. Hub er folgt Carrard, fodcrt aber noch zu-
gleich daß der Senat über die Behandlungsart in
geschloßner, oder offner Sitzung einen besondern
Schluß fasse und diesen dem grossen Rath mittheile.
Kühn folgt Hubern. Secretan begehrt, daß
Hubers Antrag der Commission zur nähern Unterst»-
chung übergeben werde. Secretans beide An-
träge werden angenommen.

5 15. Diese Bothschaft des Senats soll eben-
falls in geschloßner Sitzung von dem grossen Rath
»erlesen werden. Angenommen.

§ l6. Der grosse Rath kann diese Bothschaft,
wenn er die Heimlichkeit nicht mehr nöthig findet,
nachher wieder in offner Sitzung verlesen lassen. An-
genommen. Huber will, daß die Commission einen
Vorschlag mache zu einer Bestimmung derjenigen Ge-
genstände, welche heimlich behandelt werden sollen.
Kühn folgt. Hubers Antrag wird angenommen.

Senat zo Juli.
Die Discussion über den die Entschädigung der

verfolgten Patrioten betreffenden Beschluß wird fort-
gesetzt.

Gen hard: Jedem dem Unrecht geschah muß
Recht wiederfahren; ich stimme für Fornerods Mei-
nung.

^
Besondere Rechte können den Patrioten nicht

eingeräumt werden; die Resolution will die Patrioten
nicht an die ordentlichen Gerichte weisen; ist dieß
nothwendig, so liegt darin entweder ein Tadel der
neuen Ordnung der Dinge, oder die vorhandenen
R'chter, mithin die Wahlen des Volks, werden in-
suliirt; ist es nicht nothwendig, so fallt die ganze
Resolution von selbst. — Hat jemand unter der alten
Regierung sein Recht nicht erhalten, so suche er es
jczk und er wird es finden. Die ehmaligen Regier»»-
gen sind nur in dem Fall verantwortlich, wenn sie

gegen die damals vorhandenen Gesetze handelten.
Man sagt hingegen, sie wären es selbst gewesen, die
diese Gesetze gaben — dieß ist falsch, sie erhielten
dieselben von ihren Vorfahren, und waren ihnen zu
huldigen, nicht minder gezwungen, als das Volk es
war. Der G'midkltz, daß die Mitglieder einer Re-
gierung für Meinungen nicht verantwortlich sind, muß
auch für Oligarchen gelten; nahmen wir ihn nicht an,

so konnte jede folgende Legislatur gegen uns gerade
eben so verfahren, wie wir nach diesem Beschluß ge,
gen die alten Regierungen verfahren sollten. — Den
Stäfnern gehört allerdings Entschädigung; sie ha,
ten ihr Recht in Gemeinh'ir des alten Gesetzes gesucht,
sind aber nicht einmal zu einer Untersuchung gelangt,
sondern aufs schändlichste mißhandelt worden. Wer
mit ihnen in gleichem Falle ist, muß auf gleiche Weise
fein Recht haben. Hatte der große Rath «inen Be,
schluß gefaßt, durch welchen der ordentliche Proceß-
gang bloß abgekürzt würde, so würde ich einen solche«

angenommen haben; den gegenwärtigen ab« »er,
werffe ich.

Brunn er: Auch ich bin einer der verfolgte«
Patrioten von Solothurn; ich und meine beiden Söhne
wurden um politischer Meinungen willen eingekerkert
und wir saßen, bis die Franken in Solothurn ein,
- ückten, im Gefängniß; vor mein Wirthshaus ward
eine Wache gestellt und jeder Fremde davor, als vor

emem gefährlichen Hause gewarnt und abgewiesen.

Nichts desto weniger verlange ich keine Entschädigung
(allgemeines Beifallklatschen); ich fühle zu sehr wie

viel Schwierigkeiten und Nachtheile die Sache mit sich

führen würde.

Der Präsident Augustini bemerkt, wie sehr

sich der Senat geehrt suhlen müsse, so redliche
ner in seiner Mitte zu haben.

Bauchet: Man muß dem grossen Räch Gerech«

tigkeit wideriahren lassen; s«lne Absicht war gut; aber

der Beschluß ist unausführbar; wenn man auch alles

Vermögen der Ollgarchen verkaufen würde, so wwt
nicht Geld genug heraus; darum kann die R<svlut"?n

nicht angenommen werden. Die rechtschaffnen
trioten sollen nach den alte« Ge-etzen entschädigt wer-

den; den Stäfnern gehört unstreitig etwas, â
lichen Schweitzer würden gern dazu beitragen, den

Patrwten, welche alles verloren haben, Entschädigung

zu verschaffen.

(Die Forts, im 105. Stück dritten Quartals.)

Ein Register der beiden ersten Quartale wirb

nächstens folgen.

Zürich,'mVerlagr bci H. Gcßner, Buchhdlr.und >'«

allen schweitzerkchen Buchhandlungen ist ja haben:

Von dem Einflüsse der Sta usrevolmiou uuk

lichen Lehrberuf und Lebrstand. von Joh-. G- ê '
«

heß, Diakon am großen Münster zu
ar-

Schreibpap. zs Kr. netto. — Bei B- Buchb'Nv«

Köchli sind auch geheftete Exemplare zu haben.
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Hundert und fünftes Stück.

Drittes Quartal.
Zürich, Dienstags den 21. August 1798.

Gesezgebung.
Senat, zo. July.

(Fortsetzung.)
Fuchs: Da der Gegenstand der Entschädigung

der Patrioten von erster Wichtigkeit ist, von dessen
Entscheid entweder Einigkeit und Ruhe oder Unjufrie-
denheit und Unordnung entsteht, so will ich meine
Meinung, da ich in diesem Fall weder Entschädigung
federe, noch je einige zu geben habe, ganz-nach mei-
ner Herzensempfindung geben. Ich bin gewiß sehr
gerührt von dem Unglück der leidenden verfolgten Pa-

^
knoten, deren Geschichte mit dem Blut der Geopferten
und mit Thränen der Unterbrükteu in das Buch der
Jenen geschrieben ist. Ich bin in meinem Innersten
überzeugt, daß es eine schreiende Ungerechtigkeit wäre,
die im Elend schmachtenden Patrioten nicht zu ent
schadigen; ich glaube aber, daß die edlen Patrioten,
die das Vaterland zur Ehre und Würde erhoben, oder
die sonst in gesegnetem Wohlstande sich befinden, mit
ihren uberstandenenLeiden ein Opfer dem Vaterlande
bringen werden. Das edle Beispiel, welches so eben
Brunner gegeben hat, wird Nachahmung finden und
ich trage darauf an. daß davon ehrenvolle Meldung
?m Protokolle gemacht tvcrde.

Nun entsteht die Frage, von wem Zöllen die ächt
verfolgten Patrioten entschädget werden? Laut dem!
2ten Aitikel smd es die Oligarchs«. — Fern sey es
von in,r diesen Despoten das Wo- t zu sprechen. Nein
ewig w rde ich ihre Thaten und ihre Regierungen,w° G.walt die tdielle des Rechtes vertrat, hassen.

begrei'en, daß nur die Richter
O lbuuals einzig sollen Entschädigung geben, da

n><>/? ^ ^ ^ ii ?"rich die Zünfte, welche die

o
geben, die g è- Uesiche des Un

Sl.s! "»d der Verfolgung der redlichen Patrioten des
s N! rsees r a -n. Sollen also diese alsurhber und
lichtn? Unglücks nicht eben so zur Verantwort
M.,» ^.ch^u werden können, wie ein Oligarch.
Or„» Bauern es Nicht, die an vielen

lvà -
Patrioten m t der äusserst.,, Wuth verfolgt,

cimgc getödtct, andern wie die Hunde mitKiiw

Im fast bis auf den Tod geschlagen ihre Häufer ge«
plündert, viele zur Flucht in fremde Gegenden genö,
thiget haben. Soll wohl ein verfolgter beschädigter
Patriot keine Entschädigung fodern dürfen, weil sein
Verfolger ein Bauer und kein Oligarch ist, und doch
in seiner Bedrückung viel tyrannischer war als jener.

Wenn «è ferner betrachte, daß die Franken es

eigentlich find, die unsere Sklavenketren zerbrachen
und die Oligarchen in den Staub der Vergessenheit
warfen, daß diese unsere Befreier es sind, die die Oli«
garchen wegen ihrem hartnäckigen Bestreben ihre Der
spolie zu behaupten, durch auferlegte Contributions«,
schon gestraft, und durch Bezahlung dieser Contri»
bukionen der größte Theil der Aristokraten >chon ver,
armt ist, daß wenn nun die Pattiotenentschädigung
noch auf sie fallen sollte, nicht allein sie gestraft wer,
den, sondern viele Unschuldig« mit ihnen ; oder ist die
schuldlose Gattin eine Verbrecherin, weil sie ein Anst»,
krat liebte, sind die unmündigen Kinder unsers Mit,
leidens nicht mehr würdig, weil sie von Aristokraten
gezeugt sind? Würde nicht ein Vater von einer zahl,
reichen Familie lieber den Tod für seine Strafe wäh,
len, als durch den gänzlichen Verlust seines Vermö,
gens Gattin und Kinder im Elend schmachten und in
Verzweiflung ihre übrige Tage zubringen sehen, —
Würden nicht durch ein solches Verfahren die gefähr,
lichsien Feinde in dem Echoes der Republik erzengt,
und anstatt Einigkeit und Bruderliebe, Haß und
Feindschaft erwckt Dean das Volk selbst, vom Mit,
leiden gerührt, würde ihnen wieder ein bereitwilliges
Ohr reichen! —

Und würden nicht, wann der zte Artikel zum
Gesetz gemacht wü de, viele unschuldige Glieder der
chmaligen Regierung, denen viele Patrioten das Le,
ben zu verdanken hatten, und die sich unglüklich fühl,
ten weil sie das harte Schiksal der leidenden Parrio,
ten nur lindern und nicht gänzlich heben könnten,
mit den Schuldigen geopfert.

Ich frage euch noch, nach welchen Gesetzen dit
Entschädigung der Patrioten gesprochen werden solle.
Neue sind keine g macht; nach den alten aristolratj,
schen Gesetzen werden die Patrioten keine Entschädig



418

gung bekommen; die Richter müssen also nach will«
kvrlichen Gesetzen richten; willkürlich richten aber
heißt despotisch richten und das könne» nur Tirannen -

und keine Republikaner. i
Wenn einmahl der Grundsatz zum Gesetz gemacht ^

wird, daß die alten Regierungen für die Folge ihrerZ
Urlheilsprüche belangt werden können; wann sogar, ^

laut dem ersten Art kel, das Gesetz eine rückwirkende,
Kraft von y Jahren bekommt (welches doch laut der t

Konst.tntion, Art. 48 nicht start haben sollte: so s.he z

ich nicht ein, warum Freiburgs Patrioten von
1781, von ihren chaiaüge.r Despoten Nicht Entschadi,
guug fodern dürfen? Kann das Gesetz 9 Jahr, so

kann es auch 17 Jahr zurükwiiken. Oder stnd diese

etwa keine Patrioten, weil ihre Liebe zur Freiheit >7

Jahr eher erwachte als bei uns? Hatten sie nicht den
nemüchcn Entzweck, die Tirannen zu stürzen und sich

frei zu schlagen Ich habe dies Beispiel nur deswe
gen angeführt, um zu zeigen, in was für eine Vor
wirrung und Unruhe unser Baterland gerathen würde
wann der Beschluß angenommen würde. Wann alle
diese Gründe nicht hinreichend wären, um die Reso-
lUtivn verwerfen zu machen, so kann sie schon darum
nicht angenommen werden, weil der 1. und 2. Art.
kein Gesetz, sondern einen richterlichen Spruch ent
halten. Mein Wunsch wäre also einen andern Rath
ausfindig zu machen, wodurch die Patrioten entschä-

digl werden möchten, ohne daß wir Gefahr laufen,
Ruh und Einigkeit in Helvetic» zu stören.

Lüthi v. Sol.: Wann jemand von Feeiheits«
finn und Freiheitsliebe sprechen kann, so bin ich es

gewiß. Im rgten Jahr zur Zuchthausstrafe verurtheilt
und hernach aus der ganzen Schweiz verbannt, wegen
eines, wider meinen Willen gedrukten, vertrauliche»
Briefes, der, gegen das Urtheil von ganz Europa
der Religion und den guten Sitten zuwiderlaufenden
Jnnhaltes seyn sollte; — in der Folge zurükgekom?

men, und obgleich von meinem ganzen Kanton für
einen der sähigsten Köpfe erkannt, dennoch hintange-
sezt, verfolgt, mit allen Graueln und dem Tode be-

drohet — glaube ich über das gegenwärtige Geschäft
reden zu können — und wenn ich nicht der Meinung
der verfolgten Patrioten bin, so werben sie mir wenig-
stens Gefühle und Liebe der Freiheit nicht absprechen.

In der Geschichte unserer Väter konnten wir den
Weg finden, den wir hätten einschlagen sollen.
Walter Fürst, Stauffacher, Ulrich von
Melchthal waren die Bcfrticr unsers Vaterlandes
»» nicht Tell, dcr Tirannenmörder — sie haben die
gestürzten Tirannen über die Gränzen geführt, ohne
ihnen ein Haar zu krümmen, oder Eingriffe in ihr Ei-
genthmn zu thu». Was that Winkeiried, als er
dem Tod für's Vaterland zueilte? Denkt, rief er sei«

neu Freunden zu an mein Weib und meine Kinder
— Seyen wir verfolgte Patrioten gewesen, oder nicht,
wir sind Glieder einer neuen Regierung, also die ge-

schwornen Widersacher der alten Regierungen. Wie
könnten w-r mitai» ein Gesez machen gegen unsere
Gegner? -» Eins ehmalige Regierung kann niemals
für dasjenige reippnsadei gemacht werden, was sie

als Regierung that; fände eine solche Responlabilitäl
statt, so müßten wir heute noch unsere Sitze verlas-
sen — allein jenes wäre ein Ungeheuer von Gedanke»,
aller Vernunft und aller Logik widerstreitend. Zudem
enthält der Beschluß auch einen richterlichen Spruch.
Und ich frage weiter, was versteht die Resolution»»,
ter dem Namen eines Patrioten? In dem lczten

Abschnitte der Konstitution finde ich eine Bestimuung
deffen, was ein schweizer-scherPatriot sey? -- Wana
der Kanton Leman, wann Stafa für ihre Rechte und

Privilegien aufstundcu, so waren sie darum noch keine

schweizerischen Patrioten; nur diese wird die Nation
entschädigen, tür jene kann Untersuchung statt finden.

Ich bin also lediglich der Meinung, den Beschluß

zu verwerfe», weil wir als Parehei nicht ein bfton,
dereS Gesez über den Fall geben könnten, well es

widersprechend absurd ist, daß eine nachfolgende R«
gierung, die ^hr vorhergegangene für dasjenige be<

lang n kann, was sie in Folge ihrer Gesetze und Ko>»

stltution gethan hat. -» Frage man die Stimme des

Volks: Wer hat die alten Regierungen hauptsächlich

zu den größten Ungerechtigkeiten, die sie begangen

haben, verleitet? — Ihre Satelliten aller Art, fte

Dorfaristokraten, die Priester und die Annftc.
Drohten diese nicht immer zuerst, wann jene immmde«

sten nachgeben zu wollen schienen? Leicht härte man

sie, würden sie anders gehandelt haben, auf dem

Rathhause gemordet.
Uebrigens glaube ich, daß Mnret auf Lassweres

Räsonnemenl keineswegs geantwortet hat; esistall-tt
dings kein Beispiel in der Geschichte vorhanden, das

gestürzte Regierungen auf diele Weise können veranr»

wörtlich gemacht werden. Beifviele von Verfolgn»«

gen aller Art in anarchischen Revolutionszeiten yar

man freilich genug, aber wo gesezlicher und richte^
cher Weise so verfahren worden wäre, keines.
wollte man etwa zwei Beispiele aus dem.gege»''^
tigen Jahrhundert, das eine aus der englische» ' e

eure aus der französischen Geschichte aufstellen-
glaube unsere Lage ist von jenen zu sehr verMeo
und man würde sich es zu thun schämen. W-r
keine Revolution gemacht; die grosse Nation hat u

die Freiheit gebracht, der wir vielleicht, aus v

Stimmung eines grossen Theils unsers Volkes j

schließen, noch nicht einmal würdig sind. —
suche also den Senat, die Resolution als vernmi^
uno konstitutionswidrig zu verwerfen. — Wan ^
darum zu thun ist, diejenigen, welche wirkua) 1

^
die Freiheit gelitten haben, zu entschädigen, >o '

ich gerne dazu beitragen, wir werden eö ane v

thun. (Allgemeines Beifallklatschen) ^ ^cy. „j,
euch nur noch durch sin kleines Be>sp><»



gen, welche willkürliche Eutschädigungsurthcile wir
zu erwarten hätten. In den Iczttn Tagen vor
Ver Revolution folgen zwei Soloihurncr mtt
geladenen Gewehren einem Patrioten nach; der eine
schießt auf ihn, ohne ihn zu treffen. Nach der Revo
lution denuncirt der Patriot feine Verfolger, nicht um
Entschädigung zu erhalten, sondern damit sie gestraft
werden. Das Gericht verurthnlt jenen der geschossen
und jenen der nicht geschossen hat, jeden für 10 The»'
ler, als Entschädigung für den der nicht
getroffen worden.

Man ruft von allen Seiten zum Ctimmenmchr.
Der Präs. Augustini erklärt unmöglich stille schwei-
gen zu können; er preist die Großmuth des B' Lüchi
und bezeugt, wie geehrt er sich fühle den Präsidenten-
stiil einzunehmen, den Luthi vor ihm occuput hatte.

Allen ho fer: Nach allem was Luthi g sagt
habe, sey es überflüssig weiter zu sprechen; er wünsche,
daß man ungesäumt abwehre. — Man ruft neuerdings
zum Stiwmenmehr. Erauer widersetzt sich und ver,
langt, daß man jede» red.n lasse, der reden will.
Fuchs verlangt, daß der Aeusserungen von Brunuer
und Luthi, die sich dadurch um das Vaterland ver
dient geinachthaben, im Protokoll ehrenvoll erwähnt
werde. Der Präsident erklärt, nach Beendigung
der Hauprdiscussion diese vortragen zu wollen.

Luthi v. Langn au: Fuchs und Lüthi v. Sol.
haben vortreflich das Geschäft beleuchtet; ich muß zur
Verwerffung stimmen, mit dem Bekenntniß, daß ich
nie einen verwerflicheren Beschluß des Gr. Rathes
noch gesehen habe. Stammen hat als Mitglied
der Kommission für Annahme des Beschlusses ge-
stimmt, und thut es noch, indem er »ichls konstiru-
tionswidriges darin finden kann; er steht in der Er
Wartung, daß der Jastitziiiin ster den Gerichten auf
tragen wird, die Beklagten mtt aller Nachsicht u..d
Grltudigkeit zu behandeln

Craucr: D«e g gen den Beschluß vorgetragenen
Einwürfe sind zur Vcrweiffung keineswegs w chlig
genug. Die vrrso!g:en Patrioten müssen entschädigt
werden; die alten Regierungen nicht vcrantwortiich
erklären wollen, hieße den Despotismus vertheidig, n.Die gegenwärtige Regierung selbst kann ja nach den
Al. Konsti'ut on gerichtet werden und die atz
en Aristokratien sollten unverautwortlich seyn, so him,m tzchremwe Sunden sie auch begangen haben? wor
kà?" ^ ^ Verfassung anders als ans Will,

von unbescheidenen Foderungen;
Obgleich mir die Anstokiaten immer

à.» e^Hîer schnitten, ich werde keine Entschädi
g >g ködern ; auch für die Angst nicht, die meine Frau

o
kleinen Cantone gegen Lujern anrückten;

wie ich, werden auch andere handeln!
ben bedauernswerthcn Kindern der

triàn ^ber die Kinder der verfolgten Pa-
en, sind diese etwa nicht ju bedauern? will!

^ man im ersten Jahr der Freiheit schon wieder nur
^ die Racrn der ehemaligen Bevorrechteten begünstigen?
z — Der Dieb muß sein gestolnes Gut zurückgeben,
î wenn auch alle seme Kinder darüber an den Bettelstab
s gerathen sollte». — Ich hätte zwar auch dieß und
; jenes in der Resolution geändert gewünscht, aber
^ alles das ist nicht bedeutend genug, um dem grossen
Rath neuerdings eine sehr kostbare Zeit zu rauben,

i Die Gerichte werden gerecht sprechen. Sind doch von
>den Distriktsgerichten an bis hinauf zum Oberge»

nchtshos, die Mitglieder alle sehr moderirte, vielleicht
zu moderirte Leute! Noch ist keinem Aristokrat auch
nur ein Haar gekrümmt worden. Ich nehme den Bee
schluß an.

Müller erklärt sich durch Luthi v. Svl. ganz
überzeugt; er will man soll durch Acclamation den
Beschluß verwerffen.

Man ruft zum Stimwenmehr. Laflechere ver»
langt das Wort, um Lüthi zu antworten, der die
Lcmaner nicht für schweitzcnche Patrioten will gelten
lassni. — Mit 2i Stimmen wird die Discussion g»
schlössen, 15 sind für die Fortsetzung derselben.

Laflechere besteht darauf, antworten zu wol»
len. Erauer dringt auch wiederholt darauf, daß man
jedermann möchte reden lassen; er könue sein Crstau»
uen über das Gegentheil nicht verhehlen — Muret
verlangt, daß ehe man eine Discussion ganz schließe,
diejenigen so zum zweitenmale reden wollen, wenig»

l siens kurz anzeigen können, worüber sie rede» möch»

ten; denn Rechtfertigung oder Aufdeckung eines irrig
dargestellten Gesichtspunktes müsse nothwendig immer
gestaltet werden. Genhard freut sich, daß der ge»

genwartlge Fall eintrit; es wäre sonst bald dazu ge,
kommen, daß man auch zum ersten mal nicht
hätte reden dürfen; Thatsachen anzuzeigen, oder zu
berichtigen, müsse jedem Mitglied immer bewilligt
werben. Fornerod: Es sey für den Senat und
für die Sache der Freiheit von der äussersten Wichtig»
keit, baß jedes Mitglied, weiches eine Meinung ge,
aussert hat, dieselbe, nachdem es die Meinungen der
übrigen Mitglieder angehört, auch vertheidigen könne;
er verlangt also, daß nie die Discussion geschlossen

werde, bis alle Mitglieder, welche antworten wollen,
auch geantwortet haben.

Der Präsident erklart vie Discussion sey förmlich
geschlossen worden, er glaube also die Resolution
müsse erst in's Mehr gcsezt werden; hernach erst könne

man über Murets Antrag eintreten. — Gele, m —5

Muret verlangt, daß wenigstens die Mitglieder der
Commission reden können; da sie nur bei Eröffnung
der Discussion angehört worden, so erfodere die Bit»
ligkeit, daß man sie nun auch antworten lasse. La»
siechere verlangt auch das Wort. Vauchet be»

fleht auf der geschlossenen Discussion. Lüthi v. Sol.
begreift nicht wie MuretS erste Motion bieher kommt;
ehe sie ins Mehr gesezt werden konnte, müßten zwei



bestehende Dekrete zurückgenommen werden; hingegen

Genhards Meinung könne wohl statt finden. Usteri:
Wie kann Muret verlangen, daß man vorzugswefie
die Mitglieder der Commission jczt noch höre; sie ha-

ben als solche gleich anfangs gesprochen — Murct
selbst hat den Bericht erstallet und damit war die

Coinmistwn zu Ende — nachher hat Muret als Mit»
qlied des Senats zum zweiten mal, wie wir alle wls-

sen, sehr weitläufig und sehr künstlich gesprochen, und

nun wollte er am Schlüsse wieder als Mitglied der

Commission auftreten! Das kann nicht statt finden,
und einer solchen Einflnenzirung der Commissionen

würd« ich mich aus allen Kräften w-derjetzen. Duc
verlangt Wiedereröffnung der D-scussion, da der Ge-

genstand sehr wichtig sey. Bay: Um aus dem Chaos

herauszukommen, soll man abmehren, ob das Dekret,
welches die Discussion schloß, zurückzunehmen ,ey?-
Wegen der Wichtigkeit der Sache, glaubt er )a.

Crauer und Münger sind gleicher Meinung. Das
Dekret wird mit 2Ü Stimmen zurückgenommen und

die Discussion also wieder eröffnet.
La siechere: Ich habe nickst gesagt, daß lch em

verfolgter Patriot bin; da Lüthi v. Sol. sich als einen

solchen genannt hat, so kann ich es auch thun; ich bin
auch einer; ich jähle unter denselben mehrere edle

Freunde, die als Verfolgte gestorben sind, meinen

Freund den würdigen General Laharpe;Rosset
der in Amerika den Tod fand: ich kann nulhm auch

sagen, ich habe das Recht zu sprechen. Ihr wisset,
meine Meinung ist, daß den verfolgten Patrioten
Entschädigung gebürt; daß das dankbare Vaterland
sie entschädigen soll. Lüthi sagt, die verfolgten Zur-

'
cher, Lemaner u. s. w. wären keine S cl) w e itze r - Pa-
triolen, weil sie für ihre Rechte und Privilegien,
und nicht für die Constitution gekämpft haben. Es
scheint also wohl nöthig, an die Geschichte unserer

Revolution zu «rinnern. Sie ist erfolgt unter den Pa-
Nieren der verfolgten Lemaner; sie finds, durch welche

Ihr hier seyt; sie finds, die zuerst sich zu den Grund,
sätzen Frankreichs laut bekannt, und die Berner ver-
trieben haben. Ja, wir, wir haben das gethan; die

lemanischen Patrioten haben Ansprüche auf Entscha-

digung von ihrem Canton; ihr Canton hat Euch seine

reichen Nationalgüter übergeben. --- Es wäre höchst

ungerecht die Resolution darum verwcrffen zu wollen,
weil den Verfolgten keine Entschädigung gebüre. —

Lüthi v. Sol. unterbricht den Redner — er habe

Hieß nie behauptet. Crauer unlerstüzr Laflechere.
Bay verlangt, daß Laflechere fortfahre zu reden.

Laflechere: Ich verwerffe die Resolution nochmals,
aber in der Hoffnung, daß das dankbare Vaterland
die ZEntschädigung über sich nehmen will; es allein
kann das auf würdige Messe thun. Lüthi v. Sol.
Ich habe die Patrioten von Stafa und vom Leman
me verkannt; ich gebe davon täglich Beweise; allein
darum ist die Thatsache nicht minder wahr; die Rück-

foderung ihrer Privilegien war die Ursache des Auf/
standes der Lemaner wie der Stäfner; daß in der Folge
ihre Grundsätze sich erweitert und das ganze Vater»
land umfaßt haben, ist richtig — aber sie sind nicht
um ihres Patriotismus willen verfolgt worden; Ver»
solgung schweitzerischer Patrioten konnte nur seit die
Coirst lution vorhanden war. statt finden; jene sollen
ihren Partikularprozeß untersuchen lassen und die Suc»
cessoren der alten Regierungen d. i. das Vaterland
soll sie entschädigen. Muret: Ich muß die leinani»
sehen Patrioten rechtfertigen, welche den wahren
Grundsätzen der Freiheit gemäß gehandelt haben; wie
kann man verlangen, daß sie seit 1789 die eine und

untheilbare helvetische Republik hätten verlangen und
für dieselbe kämpfen sollen? — Dagegen haben sie

die Grundsätze der allgemeinen Freiheit bekannt; sie

haben den Sturz der Bastille gefeiert — und dieß war
der erste Grund ihrer Verfolgungen. — Allein ich

kehre zur Hauptfrage zurück. Es gebüren Entschädi»

gungen; das gesteht man zwar ein, aber mit Schmerz
sehe ich, daß man das eingestandene in der That
nicht will. .Die Verfolgten und ihre Famllicn ver»

langen Gerechtigkeit; diese will daß die Urheber der

Verfolgungen für das was sie verschuldet haben, büs»

sen; die Nation kann nicht den Schaden vergüten;
sie ist unschuldig und sie hat keine Schätze, kein Erbe

der alten Regierungen erhalten. — Immer verwech»

selt man Entschädigung und Strafe miteinander.

Man spreche also weder von Karl II. noch von Lud»

wig XVI; hier war Strafe und ich spreche nur von

Entschädigungen. Entschädigung muß statt finden wo

Schädigung statt fand, und die geschädigt haben

müssen entschädigen. Nicht als Reglerungen sondern

als ZJndividuen sollen sie entschädigen; nicht als
ter, sondern als solche, die ihre Gewalt, ihre Ras

men, ihre Stelle zu rechtlosen Verfolgungen mißbrauch»

ten; die ihren eignen Gesetzen zuwider handelten. W>r
werden als Gesetzgebung keiner nachfolgenden Lrgièl^
rur verantwortlich seyn, aber als Individuen sind wir

fur das was wir den bestehenden Gesetzen zuwider

thun möchten, verantwortlich. Ich werde nicht luwrn
Euer Mitleiden zu rühren, dann es ist um Aerecy-

tigkeit zu thun- Man spricht von Kindern der Arm»-

kraten; sie sind freilich unschuldig; aber die Kinder ocr

verfolgten Patrioten, sind sie es etwa weniger?»- °bcr

sind sie etwa überall keine Menschen? — Im Gegen»

theil, sie sind des Vaterlands fürgeliebte Kmder;
versprechen, ihren Vätern gleich, seine Zierde und SW'

ze» zu werden. Allein nochmals, von Kindern >l

nicht die Rede, sondern von Gerechtigkeit. Unsir

Revolution soll sich durch Großmuth auszeichnen; w.

sollen vergangene Fehler mit Vergessenheit deken, ave

hier ist nur von Entschädigungen die Rede, lgw

nehme den Beschluß an. Duc: Ich muß euuge g

gen den Beschluß gemachte Einwürffe lviderttg -

Die Fortsetzung im lc>6te« Sw-



Der schweizerische Republikaner.

Hundert und sechstes Stück.

Gesezgebung.
Senat zc>. July.

(Fortfetzusg.
Man hat die alte und neue Regierung verglichen;
davon kann keine Rede seyn; Wir sind hier durch
die ersten Menschenrechte, durch den Willen des Volks.
Glaubt Ihr, die Oligarchen, wann sie wieder aufkom-
me» konnten würden unser schonen? Nein wailich
das würden sie nicht — aber — sie werden nie wieder
aufkommen — ihr habt euch nicht zu fürchten! Wir
sollten den Oligarchen ihre Güter schützen, die durch
Ungerechtigkeit und Gewalt angehäuft wurden — Jh
re Kinder — und die Kinder der armen Verfolgten,
diese will man nicht bedauern, weil sie nicht in einem
adclichen Bette zur Welt gekommen ; — ich besiehe auf
der Annahme des Beschlusses. Münger: Ich ver-
werffe den Beschluß weil er ins Unendliche führen
wurde; aber die Patrioten sollen entschädigt werden;
nicht die, die mit Fug und Recht von den alten Re
gierungen fur diese oder jene Vergehen gestraft wur
den; aber die für die Revolution und Konstitution ar-
beiteten, darum verfolgt und verbannt wurden, und
das konnte seit dem Dekret des fränkischen Konventes
vom 22. Dezembr. 1792. der Fall seyn. For nervd:
„ Wer hat die Güter der verfolgten Patrioten erhal-
ten? -- Sind es die alten Magistrate? Nein, und da
durch schon wird Muret hinlänglich wiederlegt,
der diese Magistrate will zahlen machen. Die Revo-
lution kaun den Unschuldigen für den Schuldigen
strafen, weil sie jeden für alle verantwortlich macht.
Der ganze Bcjchluß ist ungerecht, inkonstitulionell und
unpolitisch. Nach den Grundsätzen derselben müßte
man Pitt verantwortlich machen für alles Unheil waö
er in der ganzen West anrichtet ; und wie wollte al
les Gold Peru's dazu hinreichend seyn können? --
Das ganze Geschäft muß verschoben werden, bis ein
t.tal aller Forderungen von Entschädigung vorhanden;
dann kann man untersuchen, wie die, welche es ver-
dienen, entschädiget werden können.

aus der ganzen heutigen Diskussion ist
6 zur Annahme stimmen dieses aus um

gleichen Beweggründen thun und eben so die welche
verwerffen wollen. Die starken Gründe welche külhi
»ö bewunderswürdtg vorgetragen hat, brach

dahin das ich überall schweigen wollte; ob-

1,4. >> ^ -""ch für die Verwcrffung stimmte. Wirk-
ji'ehe ,ch xüth i's Meinung der meinigen vor,

»c ich nun doch auch vertragen will; — ich bin nur

darin verschiedener Meinung von Lüthi, daß ich
eineswegs glaube, die Nation soll entschädigen. —

Wird die Resolution verworffen so sehe ich etn ver»
dneßlicheS Feld weitläuffigec Berathungen neuer-
dings eröffnet; die Einrichtung weiser Gesetze, denen
die Nation so sehnsuchtsvoll entgegensieht, verspätet,
woraus sehr wichtige und bedenkliche Folgen entste«

hen können. Wird sie angenommen, so entstehen viele
raufend Prozesse zwischen den erbittersten Partheien
in der ganzen Schweiz; die Beklagten werden sich mit
Recht beklagen, ihre Kläger seyen durch das Gesetz

zu sehr begünstigt; unschuldigen Regierungsgliedern
bleibt nur nur die beschwerliche Wohlthat übrig, durch
neue Prozesse ihre Unschuld beweisen zu können. -- Die
verfolgren Patrioten sind von sehr ungleicher Art;
viele sind rechtschaffene, verdienstvolle Männer; —

Patrioten anderer Art die absurd übertriebene Fode-
rungen machen, hört man täglich; sie scheinen nur
das Multiplizieren und nie das Subtrahieren gelernt
zu haben; -- eS giebt auch falsche Patrioten die eher
zahlen als fordern sollten. — Es frägt sich: ob die von
dem grossen Rath vorgeschlagne Prozeßordnung der
Sache augemessen sey? Ich glaube nein; indem ist et-
ne andere Frage; ob in so ausserodentlichen Fällen,
die für die allgemeine Ruhe von so grossem Einstuffe
sind, nicht auch ausserordentliche Maasregel» müssen

g nommcn werden? ich glaube Ja. — Ich würde vor»
schlagen: Erst.ns soll das Direktorium eine Prokla-
marion machen, worinn es gegen unbillige Fodcrun«

gen warnen, zugleich aber diejenigen welche Foderun-
gen machen, einladen würde, dieselben einzusenden;
es sollte dazu wenigstens eine vollständige Uebersicht

aller derer Ansprüche einer in den gesetzgebenden Rä»

then niederzusetzenden Commission übersenden; drittens
sollen alsdann zwei rechtschaffene Manner aus den

gesetzgebenden Räthen, die klug, sanft und thatig wä»

ren, alle Gegenden, wo sich Kläger und Beklagte
finden, bereisen, um durch Unterredungen und Vor-
stellungea, wo es möglich ist, die gütliche Vereinigung
zu Stand zubringen; dann könnte man sich viertens,
den Gedanken erlauben wo es nöthig, etwa zu He-
bung des Zwistes, von Seite der Nation Beytrage
zu thun. Wäre durch alles dieses wider Vermuthen
keine Aussöhnung zu erhalten, dann müßte das un-
partheische Recht entscheiden. Ich verwerffe den

Beschluß.
Zàslin stimmt Kubli bei. Luthi v. Sol. Mu-

ret sagt, es sey um blosse Schadioshaltung zu thun;
freilich um Geld ist es nur zu thun; Geld und Geld



^nur wollen jene Patrioten! als ob dies nur keine Straffe
wäre! Den Hauptpunkt der Sache aber habe ich au-
gegeben und Murets Widerlegung ist ganz unrich-
tig. Niemals hatten abgeänderte Zweihundert,
eine vorhcrgegangne Majorität dieser Versammlung,
fur das so fie that k langen können, und hier sollen
die -co sich vor einem Kantonstribunal stellen! Noch
mehr, fie sollen flch da stellen, wo der Klager ist;
die 200 von Bern also vor einem Distriktsgericht des
Kantons Leman. Wo in aller Welt, muß man den
Beklagten beim Richter des Klägers suchen? — Man
ruft zum Abwehren. Crauer, unter dem Verwand
einer OrdnungSmction, zeigt an, daß er nun auch
für die Verwerffnng stimme. Der Beschluß wird ver?
worffen; nur vier Mitglieder stimmen für seine An
nähme; diese sind: Muret, Duc, Stammen
sang.

Laflechere verlangt der Senat solle die Ver-
wcrffuiig also motiviren: Er der Senat aneikennt den
Grundsatz des ersten Artikels des Beschlusses; er ve>

wirft den Beschluß um seiner übrigen Artikel will n

Barras widersetzt sich; er anerkenne den im ersten
Artikel aufgestellten Grundsatz keineswegs. F orne
rod, Crauer und Laflechere verlangen nun ein
Commission für diese Motivirung. Berthol let wi-
versetzt sich allem Motiviren; die Resolution sey in
roststitutionell und aus so mancherlei Gründen verwerft
ken worden, daß es keines Begründcus bedürfe. Bar-
fas: die Vc-werffung eines konstitutionswidrigen Be
schlusses, darf nie mottvirt werden, und dieses ist
hjer der Fall. Man beschließt es soll keine Motivi-
rung statt haben.

Grosser Rath. zi. July.
Der Präsident zeigt an, daß die Volksrepräscn-

kanten des Kantons LugariS anwesend seyen, und da
ihr Cretitis von dem Bureau nchtlg befunden isi, in
die Versammlung ausgenommen zu werden wünschen
Mit allgemeinem Bei alliuruf werden d.ese neuen Mir-
Klicder einpfangen und mit dem Bruderkuß vom Prä-
fidenten in die Versammlung aufgenommen. Diese
Vo'ksreprâientauten Anton M a racci, Hannibal
Pellegrini, Peter Blanchi, Carl Sozzi, Theo-
dor T 0 m a michel. Johann Baptist R 0 ssi und Pe.
ter Zanettini schwören sogleich den Bürgercid. —

Da der Senat den Beschluß über Entschädigung
der Patrioten verworffen hat, so federt Rellstab
Zurückweisung dieses Gegenstandes in die vorige Com-
mission. Custor begehrt, daß diese Commission mit
vier neuen M'tglied.rn vermehrt weide. Hu der will
eine neue Commission die nur auö drei Mitgliedern
bestehe. Bourgois und Legier folgen Hubern.
Hubers Antrag wird ang »ommen und von dein
Präsidenten in diese Comm.sslon geordnet. Secr«-

tan, Kulli und Bleß. Sekretan begehrt Ent-
lassung, we.l diejenige» welche sich mit diesem Gc-
genstand abgeben, als Sanekulotten angesehen wer»
den. Man geht zur Tagesordnung. Bourgois
und Billeter fodern, daß die Commission schleunigst
möglich ihr Gutachten übergebe. Nuzet bitler, daß
die beschädigten Patrioten etwas bescheidner in ihren
Foderuilgen seyen, so werde das Geschäft dann besser

gehen. Kühn fodert, daß alle.Mitgliederwelche selbst

Entschädigung zu fodern haben, und ihre Anverwand,
ren bei Verfassung dieses Gesetzes sich cutfernen.

Kulli begehrt Entlassung aus der Commission, weil
er selbst Enttchädiguug lodere. Secretan unlerstüzt

Kühn. BiUerer stimmt Nuzet bey, und glaubt,
wenn die Patrioten seinem Beispiel folgen wmrdcn, s»

könnte man nicht über Unbescheidenheit ihrer Fode-

iliiigc» klagen: üb.igens stimmt er Kühn bei, will
aber, daß die Verwandren der Oügarcheu auch abtre-
ten. Schock) wundcrr sich, daß man den Oligarch«!
mimer einen Lorhang ziehen wolle. Dctrey glaubt,
da wir nicht Richter, sondern blosse Gese;gel>er seyen,

so könne kein Abtritt einzelner Mitgliedes statt haben.

Kühn beharrer, weil hier von einem Gesez die Redt

>y welches »ur einzelne Personen angehe, von denen

mehrere in unsrer Mitte sitzen. Huder folgt Dee

rrey, bezeugt aber, daß wenn er persönlich interest

s»rt wäre, er von selbst abireren, und nie ml'lstinimcn
würde. Carrier folgt, und sodert also Tagceord»

nung über K uh n s Antrag. Bourgois folgt auch,

weil dadu-ch Partheieu in unsrer Mitte entstehen

tonnten, wodurch die einen als Patrioten, die andern

als Verwandte der Oligarchen bezeichnet würden.

Man geht zur Tagesordnung, über Kuhns Antrag,
und statt Kulli wird An verwerth m diese Coiw

Mission geordnet.

Breux klagt, daß er n ähend seiner Abwesem

heit wegen wichugen G schauen, euren Brief »i t des

Präsidenten Unterschrift eihalttn )abr d,r ihn innert

sechs Tagen zurüttuft und fodert Bestimmung eines

geftzlicben Makels die ;)ftpr'ch..il nten zusammen l»
berufen. Koch erstaunt über d.e Frechheit, mit ^r
dieser Briefsteller seine U.lerichrift, und zwar umer

dem Vorwand, per Präsidiil habe hierin den M»
trag von der Versammlung erha.l.n misb.aucht
er erklärt daß die Unterschrift falsch sey; er uberM
der Versammlung zu thun was sie gut findet, u»o

will selbst Nachjuchungen zu Entdeckung dieses Vtd
brechers machen. Cartier lodert Niedersctzung ^Commission, zu Untersuchung dieses Gegensta»"»'
Wyder folgr Cartier. Nuzet folgt ebenfalls un

will daß alle Postämter in Hew tien alle Brieft sttn

peln. Zimmcrmann will d»» Brief dem Direkte
rium mittheilen, und dasselbe ein'aden. alles zu e»"
deckung des Thälers anzuwenden. Sccretan >v

die Sache allgemein in eine Commiifion weisen-



genommen, und in die Commission geordnet: Nuzet,
Carrard und Martacci.

Ueber Nuzets Antrag fodert Carrard Verta-
gung, weil die Sache sorgfältig untersucht werden
mW. Nuzet vertheidigt seiiien Srempelantrag.
Zimmer mann will diese., Gegenstand an die Coin-
mission weisen, welche über das Pvstweftn niedcrge-
sejt ist. Dieser Anirag wird angenommen.

Cartier schlägt im Namen einer Commission!
vor, zu Er eichttrung bedrängter Schuldner, welche
von böswilligen Gläubigern, die ihnen ihr Eigenihum
um niedrige.! Preis abdrücken wollen: r) soll in den,
jemgen Cantonen, wo wahrend der Erndte ein Rechts-
stillstand start hatte, derselbe auch jezt start haben.
2. Da wo kein solches Recht war, soll die Einirei
bung hypocheclrcer Schulden bis den i. Oktober ein.
g-st.uc sey i. z) Die schon angelegten Rechtötriebe
sollen ebenfalls bis den r. Oktober eingestellt s.yu.
g Laufende Sulden und Zinse sollen wie sonst cinge-
trieben werden können. Ziin m ermann verwirft die
Einlcilung, welche Gläuoigern böse Absichten in Rnk.
stcht des RcchlStriedes unterschiebt. Cartier ver-
theidigt diese Einleitung. Bourgois will den Rap
Port erst in zwei Tagen untersuchen, damit man ihn
vorher genauer prüsen könne. H über folgt, insofern
der Aufschub nicht mehr als zwei Tage daure. Car-
rsard folgt Bourgois. Michel folgt ganz Hu
bern. Kilchmann und Reilstab wolle» sogleich
§weise das Gutachten bchandlen Seeretan glaubt,
der Gegenstand sollte nicht ganz allgemein genommen
werden, denn in seinem Canton sey keine Einstellung
des Rechtslriebes nothwendig. De Sloe S dringt
auf die Verschiebung der Entscheidung; denn es erfo-
dere Sorgfalt «in Gesez abzufassen, welches das Ei-
genthum einigermassen einschränke. Fier; unrerstüzl
Kilchmann. Earlier folgt, weil durch Aufschub
die Armen alle ruinirt werden. Carrard beharret
neuerdings auf dem Aufschub der der Wichtigkeit des
Gegenstandes wegen nöthig sey. Durch Stimmen-
mehr wird erkannt, daß das Gutachten sogleich in
Beratung genommen werden soll — Deloes federt
Verlesung des Auftrags den die Commission erhalten
hatte. Huber fodert Tagesordnung. Secretan
umerstuzt Deloes, weil hierbei Sorgfalt nöthig sey,

^ man ein ganz unnothigcs revolutionaires Gesez
machen wolle. Marcacci folgt Deloes ebenfalls,
A, oie Deputaten Cantons Lugano den Ge>
genitand noch »jcht kennen. Angenommen, und es
wiro das Protokoll über die verschiednen ertheilten
Auftrage verlesen. Carrard sagt: Als der erste

^îkser Commission verworfen ward, aner
die ganze Versammlung, daß die Eigenthums,

ttracte ewig heilig bleiben sollen: er bleibt bei die-

ftm Grundsätze auch jezt noch stehen: die blosse Bee
Handlung dieses Gegenstandes hat in Lemem allge»
mckne Furcht verursacht, so daß niemand w.chr sein
Eigenthum für ficher hielt, ausser wenn er es bear in
Händen halte. Die Einleitung zu diesem Gesetzes-»
vorschlug theilt die Bürger auf die gefährlichste Arc in
zwei Klassen, in Gläubiger und in Schuldner, und
könnte leicht die bedenklichsten Folgen haben: es ist
jezt überhaupt nur um eine provisorische Sicherung der
Schuldner während der Erndtezeit zu thun, daher
hätte die Commission auch einzig hierbet stehen biet-
den, und gewisse Ferien in allen Cantonen wahrend
der Erndle und der Weinlese festsetzen sollen: über«
Haupt aber ist das ganze Gutachten durchaus unbc-
stimmt und unzuiäßlich, und daher soll dasselbe ver»
wonen und der Commission wieder zugesandt werden.
Custor glaubt, derRappoct könnte ganzlich angenom-
men werden, weil er den Auftrag durch Festsetzung ei-
nes bestimmten Zeitpunktes des Rechtsstillstandes ein
völliges Genügen leistet: einzig glaubt er sollte die
Einleitung gemildert und daher der Commission zar
Umänderung übergeben werden. Ackermann folgt
der Umänderung der Einleitung, will nber wegen der
Weuileft die Stillstandszeit auf den i. Nov. verlängern
und dieses in ganz Helvetic« gleichförmig machen,
Secretan glaubt, man entfehrne sich beträchtlich von
dem Hauptzweck der Commission, welche die Schuld-
ner vor den Verfolgungen der Oligarchen, die Contri«
butisnen zu bezahlen haben, sichern sollte: man erin«
nere sich doch der Grundsätze die man den 12 May
bey Behandlung dieses Gegenstandes aufstellte und
anerkanre; diesen zufolge dürfe» w r um kein Haar
von der Heiligkeit der Contracte abweichen: erglaubt
es sey keine dringende Nothwendigkeit zu diesen re-
volutionären Maasregeln vorhanden: die Einstellung
des Rechts hinter das Wort Ferien verbergen, sey

nur der Sache einen andern Namen geben: durch
eine solche Maasregel würden im Gegentheil die
Schuldner in die traur-gste Lage gcsezt, weil dadurch
der Credit fallen und also alle Gläubiger gereizt wer-
den ihre Schulden einzutreiben; würde man dann viel-
leicht auch wieder durch revolutionäre Geseze helfen
und etwa gar zuiezl das Eigenthumsrecht aller
Gläubiger aufheben wollen? er zittert vor jedem ersten
Schritt zu solchen Ungerechtigkeiten und fordert
also Verwerfung dieses Gutachtens: dagegen will er
daß die Verwaltungskainmern aufgefodèrt werden si>

schleunig als möglich einen Bericht über den Zustand
des Schuldentriebes und der Schuldner einzusenden,
weil lersi dann man über den Gegenstand urtheilen
könne. Huber erzahlt die Geschichte dieser Com-
mission und zeigt, daß ihr jeziges Gutachten nur die
Bittschriften einiger luzernischen Gemeinden wegen
Rechrseinstellung während der Erndte betreffen



müsse, mm seyen aber die Rechtstriebferien im Cam
ton Luzern schon angegangen und folglich Hülfe hier
über unnüz, denn überhaupt Stillstcllung des Rechts-
triebes allem Recht der Vertrage zuwider, daher so-
dert er Tagesordnung über dieses Gutachten, weil
kein dringendes Bedürfnis vorhanden ist, sich mir
dem RcchlStrieb abzugeben, bis wir uns mit dem

Civilgt sezbuch beschäftigen. Kühn: Bei dem vorliegen,
den Gesezvorschlag sind zwey we cntlich verschiedene
Gegenstände zu betrachten. Erstlich das Considérant,
daS ich deswegen gänzlich verwerfe, weil es auf der
«inen Seite die Gläubiger insgesammt als übelgesinnte
Menschen darstellt, da doch viele unter ihnen nichts
anders thun, als was Pflicht jedes guien Hausva-
ters ist: dieses nämlich, daß sie einen bösen Schuld-
ner, der nicht bezahlen, seinen freywillig geschloßnen
Vertrag n cht halten will, auf dem gesetzlich vvrgeschric-
denen Wege zur Erfüllung derselben zwingen: und
weil aus der andern Seite die Landbürgcr uns durch
aus als Gegenstände des Mitleids dargestellt werden,
alldieweil viele unter ihnen ihre gefährliche Absicht,
die Revolution zu Aufhebung aller gesezmassigen
Schuldverträge zu benutzen, durch Bittschriften an den

Tag legen, die sie dem grossen Rathe eingegeben ha-
den. Die Gerechtigkeit soll sür Stadt - und Landbür-
gern gleich seyn. Ich verwerfe daher das Confide
rant, weil es in allen Theilen unrichtig, und unge-
recht gegen einzelne Bürgerklassen ist. Zweitens erwä-

ge ich aber auch den Gesezvorschlag selbst. und finde,
daß er sich aus drey ganz verschiedenen Gesichtspunk
ten betrachten läßt. I. Der erste ist der GefichiSpunkt
der Nothwendigkeit, den die Commission vorauge-
stellt hat. Es ist wahr, daß durch die grossen den
Oligarchen aufgelegten Contributioncn, durch d-eKost
darkest der militärischen Einquarlirungen, durch den
Stillstand des Handels und der Gewerbe, und selbst

durch ein auS kritischem Zustande hervorgegangnes Miß-
trauen, die Anzahl der Schuldbetreibungen beträchtlich
vermehrt worden ist. Indessen hat das Direktorium,
dem vor einiger Zeit die nämlichen Klagen dagegen zu-
gekommen sind, die man uns vorgelegt hat, Bench-
te darüber gefordert, und ich bin gewiß, daß es in
seiner Vaterlandsliebe k inen Augenblik gcfaumet ha-
den würde, uns das Re ultat ders iben unter Augen
zu legen, wenn die Sache wirklich so dringend wäre,
wie man sie vorzustellen sucht. Aber wenn sie es
«auch wäre, so gäbe es noch .inen zweiten Gesichts
punkr, der mich immer verhindern würde, zu irgend
«iner revolutionären Maasregel zu stimmen; ich mei-
rze den Gesichtspunkt des Rechts und der Gerechtig
k it. Bey jeder Schuld kommen zwey Personen als
(ont ah.nten zum Vorschein, der Schuldner und
der Gläubiger. Jener empfängt von diesem das

baare Geld, um es nach einer gewissen Z'it, ober

unter einer gewissen Zeit, oder unter einer gewissn
Bedingung wieder zu bezahlen. Ist jene Zeit verfloffen,
diese Bedingung eingetreten, so soll er bezahlen, und der

Gläubiger das Recht haben ihn dazu zu zwingen, wenn

er es freiwillig nicht thnn will. Hernach ist die Ansprache,
der Gläubiger ein Theil seines Eigenthums. Die-
ses soll heilig seyn. Die Constitution nimmt es in

ihren Schnz; die bloß dazu da sind, um Gesetze z«

machen, die auf Gerechtigkeit und reines Recht ge-

baut, können nie belügt seyn, ein Gesetz zu geben,

das die Heiligkeit dieses Eigenthums geradezu »er-

lezt. Zudem sind ferners alle Schuldkontrakte unter

der Garantie der bisherigen Gesetze errichtet worden.

Der 5 48. verbietet uns aber durchaus, Gesetze zu

geben, die auf ältere Verträge zurükwirken. Wir k»n-

ncn a'so die in den alten Schuldverträgen ausgesez»

ten Bedingungen unter keinem Vorwande vernicht

ten. III. Sollen wir aber diesen Gesezvorschlag auch

noch unter dem Gesichtspunkte einer vernünftigen Po»

litik in Betrachtung ziehen. Nun frage ich; ob wir

durch ein solches Gefez die Oligarchen nicht in d>e

Unmöglichkeit versetzen würden, ihre Contribmione»

zu bezahlen? und die Stadtbewohner die nicht mehr

auS ihrem Erwerb, sondern auS ihrem vormals zuruk-

gelegten Gelde zehren, ihre Einquartierungen zu er-

tragen Welche Reiponsabililät würde nicht auf u»°

fallen? Ich wenigstens habe keine Lust sie mit denen

zu theilen, die das vorgeschlagene Gest; annehmen

möchten. Ferners wißt ihr alle, B- Stellvertreter,
wie in diesem Zeitpunkt der gänzlichen Umwälzung

aller politischen Verhältnisse Gewerbe und Hanvn

darnieder liegen. Würden wir aber durch ein Ge?ftt

das nothwendig alles Vertrauen auf die Simcrhen
der Contrakte aufhebt, nicht allen Credit vollends rm

tergraben; nicht jedes Mittel vernichten, das dem g>

r»nkenen Handel der völlig gehemmten Industrie wn

der aufhelfen könnte? Ueberlegt endlich, B. Gst-i

geber, daß ihr das Volk durch ein solches Ge'tt »

rade den Oligarchen preis gebet, deren Einfluß A
dadurch zu vernichten glaubet. Wenn >l>r die V -

ligkeit der V rträge angreift wenn ihr die ossemu«

Garantie alles Credits z» Grunde richtet, so wir»
>

Volk bei niemand mehr Geld finden, der dasselbe mo

der Zinse wegen ausleiht. Aber derjenige n»ed

ihm dafür leihen, der neben diesem Zwek noch a»oe

verborgene Absichten erreichen will — der Annote -

der sich durch solche Dienste die Liebe des Vo.ks. »

mir derselben die Mi t.l verschaffen möchte, die Rev

blik zu stürzen. Aus diesen Gründen stimme ich l
die Tagesordnung über den ganzen Gegenstand.

(Die Fortsetzung im io7tcn Stück.)



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitglieder» der gesezgeberà Nähe der helvetische« Republik.

Hundert und s i e b e n t e S S t ü c5.

Drittes Quartal.
Zürich, Mittwochs den 22. August 1798.

Gesezgebung.
Grosser Rath, zi. July.

(Fortsetzung.)
Escher fodert das Wort und sagt: MitVer-

wunderung hörte ich l tzthin, daß das Direktorium
Mitglieder aus unsrer Mitte weggerufen und als Com-
Nüssarien mit öffentlichen Regierungsaufträgen bcia-
stet hat. Ein« solche Maasregei ist ganz dem Geiste
der Co nutrition zuwider, indem uns das Volk hieher
sczte, um als seine Stellvertreter Gesetze zu entwer-
sen nicht aber um als Agent in Regierungssachen an-
gestellt zu werden: eben so unrechtmässig als die
Maasregei in dieser Aufsicht ist, eben so unklug ist
sie an sich selbst betrachtet-; denn wir als VolkSreprä,
sentanten haben keine Verantwortlichkeit auf uns,
Regreningsagenten aber sollen für ihre Verrichtungen
verantwortlich seyn, daher also solche Aufträge durch-
aus nicht in unverantwortlich« Hände gelegt werden
sollen: zudem kommt noch, daß wenn unsre Mitglie-der als öffentliche Regierungskommissarien herumrei-
sen, so sieht das Votk seine Stellvertreter als Aq.n.ten auftreten und schreibt als blosse Regierungsveefü-
gungen der Gesezgcbiing selbst zu: und wahrlich Bür,
gcr Repräsentanten, ebenso wenig als wir uns die Ehre

lochen Verrichtungen der Kommissarien zueignenkonnten, eben so wenig wollen wir uns auch die Schande

nein
vielleicht aus solchen Maasre-

Sem ycrfl.essei, konnten: daher fodere ich eine Einla-
M

bas Direktorium, daß es sogleich unsere

brause
es allenfalls auf solchen Sendungen

zurukrufe. Noch mehr aber B. Re,
die vn'/v ich höre sollen diese Kommiffarien
wurde» ^'"klonum aus unserer Mitte ausgchoben
Nim ni -l. ^^ugungen über die K-ostergüter treffen:
anti-'o eü^ Klostcrgütcr unter die Ver-
vun soir, VerVerwaltungskamnrern gelegt: wenn
f'iZunae, V hierüber eigenmächtige Ver
wàna"t l? 'st einleuchtend, daß die Ver-
pen und mehr verantwortlich seyn kön-

diesen n î ^ Geist unsers Gesetzes über
len Gegenstand nicht entsprochen wird, daher fode-

re ich, daß das Direktorium eingeladen werde, dem
grossen Rath über seine Verfügungen die cs durch die
Konimissairs in den Klöstern vornehmen ließ, Rechen-
lchaft zu geben. Hu der will nicht alle Gründe von
Eschern widerlegen: er findet einen einzigen Haupt-
gründ desselben gültig, daß nämlich einer nicht Volks-
rcpräftntant und Regierungsagent zugleich seyn kann
und in dieser Nükstcht folgt er dem ersten Antrag
EscherS, obgleich er keineswegs Bedenken trüge,
die Ehie für die Versammlung anzunehmen, welche
sich der Kommissair Escher, Kommissair Haas u.a.
erworben haben, welche freylich vor Ucbernahm ihrer-
Aufträge die Versammlung dafür gefragt habe». Die
iezt gefederte Einladung an das Direktorium verwirft

t er gänzlich, weil wir hinlängliches Zutrauen in dussele

ê be haben sollen, um überzeugt zu s.yn, daß es nichts
'vornehme welches unserm Geftz zuwider ist. Wyoer
^ fodert Behandlung dieses Gegenstands^ in geschleßner

Sitzung weil er wichtige Angaben über die Sache
mitzutheilen habe. Secretan glaubt, die Hauptfra-
gc, rbelche Escher vorbringe, könne sehr gut öffent-
Iich behandelt werden und wenn Wyder geheime
Angaben zu machen habe, so könne er ein besonde-
res Comit. fcrdcrn. K»hn folgt ganz Secretans
Meynung. K i Ich mann glaubt, da Wyder über
diesen Gegenstand sel! st gtHeime Dinge zu eröffnen
habe, so müsse seinem Begehren entsprochen werben.
B o u r g o i s unterstüzt Kilchm a nn. A nder wcr t h

fodert, daß über Eschers erste Federung sogleichab-
gesprochen, die zweyte aber der gesclstoßnen S>iunK
zugewiesen werde. Dieser Autrag wird angenommen.
Wyder wünscht, daß auch die von Escher gefo-
bcrke Zurükiufung der Coniinissairs aufgelchoben wer-
öe bis das (lommireAeuerul statt gehabt hat« Ai-n m er-
mann fodcrr, daß sogleich ein Gesetz gemacht wer,
de, daß keine Mitglieder der gesezgcbenden Rarye
sich je als Commissarien des D rekloiiuins brauchen
lassen können. Blattinan» folgt Eschern «nd

Zimmermann und dankt ersterm fur seine Mo-
tion. N u z et folgt auch, denn schon vor 2 Monaten
wollte er ein solches Gesetz. Der Präsident glaubt
Efche r s und Zimmermanns Begehren sonnen ne-



ben einander bestehen- H u ber und Esche r hingegen
glauben der Geist der Konstitution und besonders der

67 5. derselben seyen hinlänglich zu dieser Verfügung
und es bedürfe keines besondern Gesetzes, E scher s

Antrag wird angenommen. — Detray will diese

Zurükrusung nur Gründen begleiten.^ Kühn finder
keine Gründe in der Konstitulion für diese Zmükrn-
f»ng. A n verwerth folgt Kühn. Guter folgt-
Detray wünscht aber Aufschub bis die schon lange
hierüber niedergesezte Kommission ein Gutachten ein.

bringe. Seccelan folgt Detray und glaubt der

Grund soll in dem Geist der Konstitution gesucht wer
den. Detray, Huber und Custor folgen G.e
cretan. Cartier begehrt, daß die Abfassung des

Beschlusses und die Aufsuchung der Gründe für de»,

selben, bis nach der morgenden Sitzung aufgeschoben
werde. Dieser Antrag wird mit Glimmenmehr an-

genommen.

Senat zi. Juli.
Die Deputieren des Kantons Lauis in den Senat

Joseph Beroldinger von Mendris.
Anoreas Cagiioni von Locarno.
Peter Frase a von Lauis.
Joseph Belli von Prato

legen ihre Beglaubigungescheine vor, und werden um
ter Beifallsklatschen von dem Präsidenten mit dem

Bruderkuß empfangen.
Auf Lüthi's v. Sol. Antrag, leisten sie sammt

den am 14. Jul. abwesenden Genaloren Badou,
Schwaller, von Bergen und Carlen den Bür-
gcreid.

Die Petitionen eines von dem Kanton Bcllinzona
in den Senat, und eines in den obersten Gerichtshof
gewählten Mitgliedes, worinn sie um ihre Entlassung
ansuchen — und der darauf gegründete Beschluß,
welcher diese Wahlen für unnüz und nichtig erklart,
und verordnet, daß der Wahlversammlung in Bellim
jona geschrieben werden soll, daß, im Fall sie noch

nicht getrennt ist, sie zu neuen Wahlen schreiten könne,
werden verlesen. Usteri: Was der Beschluß verord-
net, ist zwar in der Ordnung, aber die Abfassung des
Beschlusses ist durchaus unannchmlich. Wie kann
man Wahlen, die nach Vorschrift der Constitution ge-

fchehen sind, und geschehen mußten, darum für um
nüj und nichtig erklären, weil die aufweiche
sie gefallen sind, nicht annehmen wollen; eine höhere
Gewalt, wann sie Wahlen, die überall nicht, oder
auf eine andre Weise hätten geschehen sollen, casstrt,
bedient sich jeuer Ausdrücke; aber hier sind dieselben
durchaus unanwendbar; ferner ist der Beschluß dun-
kel und unvollständig, weil er sich nur auf den Fall
beschränkt, wo die Wahlversammlung noch nicht ge-
trennt ist; wann sie aber nun auseinander gegangen
ist, und dennoch, sobald die Distrikte des Cantons
werden deeretirt seyn, wieder zusammen tritt, um die

Distriktsauthcritâten zu wählen, so wird sie sich in
der Ungewißheit b finden, ob sie jene Stellen wietcr
besetzen kann oder nicht 7 Eigentlich hätte die ganze
Sache überall keines Gesetzes bedurft; die Wahlver-
-amimung hatte jene Stellen zu besetzen, und wenn
d>e auf welche die Wahl fiel, nicht annehmen woll-
ren, andere an ihrer Stelle zu ernennen; icb trage
darauf an, den Beschluß zu verwerfen. Meyer v.

Arbon unterstüzt diese Meinung. Zäslin ebenfalls;
der grosse Rath hätte zur Tagesordnung schreiten, und
erklären sollen, daß er die Dimissionen nicht anneh-

men könne; übrigens glaube er, die Disirikisgenchte
des Kantons Bellinzona ftyen bereits lusezr; und die

Stelle im Senat könne unbedenklich dieß Jahr unbt-

lczt bleiben, da das nämliche bei mehrern andern

Kantonen auch der Fall ist; die Stelle des Ober-

richters wird der Suppléant einnehmen können. —

Mnret stimmt mir Usteri darinn nbercin, daß der

Bcsct-luß sich anders hätte ausdrücken sollen; die

Wahlen sind allerdings weder unnüz noch nichtig;
allein dies bctri t nur den Bewcggiund, das Motif
des Beschlusses; verwirft man denselben, oder geht

man zur Tagesordnung über, so wird die Wahlver-

sammlnng nicht zeitig genua die Bewilligung z» »e»m

Wahlcn erhalten, und ihres Rechtes beraubt stylt.

Man kann den Beschluß auiiehmcn; sein Zwek ist, der

Wahlversammlung Anzeige zu geben und sein Fâ'e
liegt nur in der Abfassung. Fornerov iinkerstnzt

Usteri's Meinung; die R-solution ist unnüz. keines-

wcgs aber die Wahl; bereitschabe» die gesezgebendtn

Räthe mehrern ihrer Mitglieder Eiitlassnngsbegehren
abzunehmen verweigert, indem sie nicht im Fall seyen

solche gewähren zu können, wenigstens solange nicht

ein besonderes Gesez darüber vorhanden seyn warb.

Crauer: Die Petitioners nehmen ihre Seilen nicht

an; sie sind nicht im Fall, Entlassung von augenom

menen Stellen zu begehren; die Stellen sind alw noch

unbesezt, und die Arbeiten der Wahlversammlung now

unvollendet; wenn sie wirklich auseinandergcganM
ist, so müßte sie wieder zusammen treten; dieDW^
geeichte können auch noch nicht besezt seyn, indem 0

Eintheilung durch die Gesezgebnng muß geinacht wer-

den; er verwirft den Beschluß. Reding findet,

fty sehr wichtig, daß bei der Gründung der Nepuvi

von allen Kantonen Mitglieder in den obersten G '
walten sitzen; daher hätte er auch sehr gewunsty
der grosse Rath würde Mittel gefunden haben, mc«

im gegenwärtigen Fall zu bewirken; ob die ^ejm
tion den Endzwek erreicht, hängt davon ab, ob I« -

die Wahlversammlung noch beisammen befindet, 0

nicht; er verwirft sie, um eine vollständigere und oc

lichere zu erhalten. Uebrigens sey allerdings ein g

ftr Unterschied, zwischen eine Stelle nicht annehme -

oder von einer angenommenen Entlassung fiodern,
erstere könne niemandem versagt werden. Mung
will den Beschluß annehmen. Lnthi v. Sol.: -v



Beschluß muß zunächst darum verworfen werden, weil
der grosse Rath annimmt, die Wahlversammlung könnte
schon beendigt seyn; die Wahlen müssen auf j.den
Fall vorgenommen werden; der grosse Rath hatte
zur Tagesordnung schreiten sollen, indem die Wahl?
Versammlung volles Recht habe, neue zu wählen. La-
slechere ist gleicher Meinung. Barras findet, dss
Abfassung des Beschlusses sey freilich fehlerhaft, aber
der Inhalt sey in der Ordnung; er will also anneh-
men. Der Beschluß wird verworfen; io Stimmen
sind für Annahme.

Lüthj v. Langn, verlangt, die Verwerfung soll
tiach Lüthj's v. Sol. Antrag motivirl werden. For-
nerod und Crauer sind gleicher Meinung. Die
Verwerfung wird also begründet: Der grosse Rath
hakte zur Tagesordnung schreiten sollen, weil das
Walstcorps von Bcllinzona, wegen Nichtannahme die-
ler Stellen sowohl, als wegen der bevorstehenden Ve-
setzung der Gerichte, für die von dem Gcsezaeber selbst
Zu bestimmenden Distrikte, noch nicht aufgelöst ist, und
es also das Recht und die Pflicht hat, diese Stellen
sobald möglich zu besetzen.

Der Beschluß welcher das Direktorium einladet.
Zu Gunsten der Trandbeschädigken des Dorfs Frä-
sch lz in den Canto en Bern und Freybn'g eme Steuer
aulnehmen zu lasse», wird verlesen. Münger räch
zu desselben Annahme; er kennt die ihm nahe gelegne
Ortichuft; sie hat vor 20 Jahren ungeiähr ähnliches
Unglnk gehabt. Fornerod radelt, duß der Beschluß
nicht allgemein ist, „nd nur in 2 Kamoncn Steuer
ausnchnieu läßt. Er wird anacnommen.

Der Beschluß, welcher den» B- I. I. Weiß von
Balel seine L-gitimacion bewilligt, ihn für einen Bür-
ger von Basel erklärt, und ihm sein Schuhmacher-
Handwerk daselbst und in der übrige» Schweiz aus-
juuoen erlaubt, wird verlest» Fornerod verlangt
eine Commission zu näherer Untersuchung der Sache;
es sey nicht klar, ob der Bittsteller, alle zu einem
Schw izerburger nothwendige Eigenschaften besitze —
nach den bisherigen Gesetzen, müsse der Sohn immer
ftmem Vater - der hier ein Pfälzcr ist - folgen.
A besonders auffallend key es, wie der grosse
Rath den Bittsteller zum Burger von Basel machen,
a/n. àcheU an 5^ Geme.iidgütcrn dieser Stadt
aus Luth i v. S 0 l. findet dies lezte durch-.aus ungerecht und will darum den Beschluß auch ver- ^

Bekbi.'.a lin weiß auch nicht, worauf sich der
der Btttstà hat die Eigenschaften,

bee,. Konstitution von helvetischen Bürgern so-
Bar,! Jahre.all und im Waisenhaus zu,
und n

"ber Burger vo-, Basel ist er nicht, j
à à hat Luthi Recht; er wünscht 5

die «à Gcsez über dwie Bürgerrechte, glaubt r

fchll.e 0
uberflü'stq und veiwi-ft den Be-!

men »,^äflechere wurde die Resolut.on anrieh ^
men, wann sie sich auf das Verlangen des Bittstellers <

beschränkte; aber sie geht weiter und giebt demselben
das Bürgerrecht in Basel; die Ruhe der Republik
ersodert, daß keine ssolche willkürliche Eingriffe in die
Bürgerrechte und in das Gemeindeigenthum gesche-

hen; er verlangt eine Commission. Lüthl v. Lang-
nau räth auch zur Commission; es sey nicht klar,
ob der Bittsteller durch eine» richterlichen Spruch
der Mutter zugckannc worden? in dein Fall wäre
er von selbst Bürger von Basel. Schneider glaubt,
weil derselbe den Namen der Mutter trage, im Bas,
lec Waisenhaus erzogen sey, so müsse er auch Bür,
ger von Bafel seyn; es sey um die Legitimation zu
thun; er stimmt für die Commilsion. Crauer eben,

falls. Bad ou: Die Legitimation hängt vomGejez,
geber ab ; sie ist ein Souverainirälsakt; daö Bürger,
recht in der Gemeinde aber, hängt von richterlicher
Entscheidung ab ; er will verwerfen. ZäS Un: Nach
den bisherigen Baslcrgesetzen, konnte der Sohn einer
Baolerin und eines Fremden, niemals das Bürger-
recht in Basel haben. Ruepp und Lang stimmen
für die Commission. Sie wird angenommen und in
dieselbe geordnet: Zäslin, Badou »nd Muret.

Der Beschluß, der dem B. Jof. Willi von Alt-
nisch Kanton Baden, ein Haus zu bauen bewilligt,
unker Vorbehalt, daß dieses keinerlei Nachtheil für
die Rechte seiner Gemeinde haben soll, wird verlesen.
Ruepp findet die Petition nicht mit den nöthigen
Zeugnissen belegt, er sieht den Beschluß für, dem
Gemeindeigenthum Eintrag thuend an, und will ihn
verwerfen. Crauer erwiedert, die Gemeindrcchte
ftycn ja durch den Beschluß selbst geichüzt, er will
annehmen. Reding will cine Commission, nm die
Gründe, welche die Gemeinde haben mag, zu unter-
suchen. Eck waller und Fornerod lind gleicher
Meinimg; man müsse, ehe man bewillige, wenigstens
auch die G ünde der Gcgenparrhei anhören. Bod,
mcr : Wenn man einem so natürlichen Begehren nicht
entiprechen wolle, so solle man dann auch dcn Schnes
cken verbieten, sich Häuser zu bauen. Meyer von
Ar au und Devevey verlangen ebenfalls die Com-
mission. D»c, Lang, Berrhollet, Lüthi von
Sol. und Münger vertheidige» den Beschluß. Er
wird angenommen.

Der Beschluß, welcher die Wahl des B. Lü,
thard von Bern in den Senat, so wie die oes B.
Hartmonnn ins Kan>onsgencht, vermöge des Art.
41 und 44 der Konstitution, für ungesezlich und mch,
tig erklärt, folglich den B. Lüthard wieder ins Kan,
tonsgericht, d.n B. Hartmann aber, i» seinen vori-
gen Stand zurüksezt, wird verlesen. Fornerod
kragt auf dessen Annahmt an; einen so durchaus
klaren Beschluß, dessen Annahm: sich von selbst

ergebe, habe er vom grossen Rath noch gar nicht ge,
sehen. Usteri: Ich habe zwar schon manchen sehr
klaren Beschluß des grossen Ratfes gesehen; allein
der gegenwärtige scheint mir nichts weniger als diH



Eigenschaft;u haben; ich glaube im Gegentheil, es

laßt sich wohl eben so viel dawider als dafür sagen,
und da die Sache sehr wichtig ist, so wünsche ich eine

Commission. — Die Wahlversammlung von Bern
war am zosten April gesezlich bcsammeit,-sste glaubte
an die Stelle des ins Direktorium beförderten «Jena-

tors Bay, den D- Lüthard in den Senat wählen zu

können ; am i2ten May geben wir aus anderer Ver-
«nlassung ein Gesez, daß die abgehenden Stellen m
den Räthen bis zu den neuen allgemeinen Wahlen
nicht sollen wieder besezt werden. Ich glaube jenes
Verfahren der Wahlversammlung, verdient wenigstens
nähere Prüfung ehe es für gesezwidrig zu erklären

ist, denn gewiß geschieht dies weder durch den glsten
noch 4?sten Art. der Konstitution. Zaslin findet
die Commission überflüssig und will annehmen. Lü-
thi v. Svl. ebenfalls, so klar wie Fvrnerod meint,
sey die Resolution freilich nicht ; sie hätte sagen sollen,
die Wahlen seyen richtig, durch die Auslegung, welche

der Gesezgeber nachher jenen Konstitutionsartikeln ge-

geben hat. Muret nimmt ebenfalls an, und halt
die Resolutian für sehr coustitutionsgemäß; die Elek-
toralvcrsammlung sey am zosten April einzig zur Wahl
der Distrlktsrlchter versammelt gewesen. Laflechere
findet den Gegenstand wichtig und näherer Untersu-

cdung würdig; er stimmt fur die Commiision. Der
Beschluß wird angenommen.

Der Nationalbuchdrucker Grüner meldet dem

Senat, daß er mit dem Druck des amtlichen Tag-
blattes so weit vorgerükl, als es die gegenwärtige
Einrichtung erlaubt, daß er aber verschiedene Vor-
schlage zumachen habe, zu deren Anhörung er wünscht,
daß die Saalinspektoren, oder eine Commission beauf-

tragt werden. Zaslin will dazu die Commission
beauftragen, vor welcher Grüner schon einmal erschie-

nen ist. Usteri widersezt sich, indem diese Commis-
sion längst nicht mehr vorhanden ist; mit der Bcendi-
gung ihres Auftrags sind auch alle unsere Commissio-
nen aufgelöst. Devevey will, die Commission soll
sich auch mit zu Standebringung des französischen
Bulletins beschäftigen. — In die Commission werden
geordnet: Barras, Usteri und Muret.

Gemäß dem in einer frühern Sitzung von Usteri
geschehenen Antrag, wird eine aus den B. Dolder,
Zäslin, La flecher e, Reding und Carlen be-

stehende Commission ernannt, welcher die sämmtlichen
Beschlüsse über die Gehalte der öffentlichen Beamten
zugewiesen und dagegen die ^wei am aSsten Juli er-
nannten Commissionen aufgelöst werden. Ausser den
schon erwähnten Beschlüssen, werden ihr noch folgen-
dc übergeben ; jener der dem Obcrschreiber deS gros-
sen Rathes i8o Louisd'ors und freie Wohnung; der

jedem Dberschreiber dieses Rathes 150 Louisd ors
und »er, so jedem Oollmetscher des grossen Rathes

150 und dem, der in beiden Sprachen übersetzt»
würde, 200 Louisd'ors Gehalt bestimmt.

Grosser Rath 1. August.

Näf leistet den Bürgereid und die Sitzung wirb
der gestrigen Verfügung zufolge geschlossen/

Nach Wiedereröfnung derselben sagt Kühn, die
Ausschreidung der Erledigung der deutschen Unter/
schreiberstelle sey aufgeschoben worden, um dieAnzeige
vo» der Besoldung derselvcn beifügen zu können; nun
habe aber der Senat alle Besoldungsbeschlüsse in eine

Commission gewiesen; er fodere daher, daß der Se-
nat eingeladen werde, diesen Beschluß über die Vt<
soldung des Untersekretärs sogleich zu berathen, da-
mit die Besetzung der Stelle nicht zu lange aufgescho-
ben werbe. Angenommen.

Zimmerma nn begehrt, daß die von Detray
vorgeschlagene Redaktion als Grund der gestern be-

schloßnen Zurükrufung der Commissarie» des Direkt
loriums, welche VolkSrcpräsentaiiten sind, angegeben
werde. Detray ließt diese Redaktion vor, welche

die nothwendige Sönderung der Gewalten als Haupt-
gründ angiebt. Diese Redaktion wird angenommen-
Custor begehrt, daß auch solche Commlssairs, welche

Mitglieder des Obergerichtshofts sind, aus gleichen

Grund, zurükgerufen werden. Dieser Antrag wird
verschoben bis die in der geschloßnen Sitzung nieder-

gesezre Commission berichtet haben wird.

Das Vollzichungsdirektorilim zeigt mit tiefem

Schmerz an, daß das, unter dem Siegel der Heim«

lichkeit übersandte Schreiben des helvetischen Gesandt

ten Zeltner in Paris in Possclcs Annalen übcrftzt

abgcdrukt worden, und ladet ein zu untersuchen durch

was für eine Nachlässigkeit dieses Schreiben bekannt

geworden sey. Ca r r a rd bezeugt, daß diese Solist
im grossen Rath nicht übersczt und auch niemanden

vom Sekretariat mitgetheilt worden ist: er glaubt aber

dieselbe sey im Senat öffentlich verlesen worden, 0»

sich dann über ihre Pnblicität nicht zu verwund«"
wäre : er fodert daher Nachfrage ob diese seine V««

inuthuiig statt habe. Zimmermann folgt Mi
Carrard und glaubt hierin habe man einen Bcwcio-
daß der Senat nie erwas öffentlich behandeln soure,

welches der grosse Rath in geschlvßner Sitzung bchan

delte. H u b er begehrt, daß diese Sache vom Burea»

untersucht und darüber ein Bericht eingegeben wcro.

BilIeter folgt Hübe r, und will, daß wêen°
den geheimen Sitzungen sich niemand im
ten solle, weil man da die Berathungen leicht ym-
könne. H u b e r s Antrag wird angenommen.

Die Fortsetzung im ic>8 Stück. >'



Der schweizer»

Hundert und

Gescjgebung.
Grosser Rath r. August.

(Fortsetzung.)

Das Vollziehungsdircktoriuin zeigt an, daß die
Verwaltungskammer occWaldsiädte ihui die Nachricht
gebe, daß die Nonnen in dem Kloster des Emsidle«
zum Theil wünschten, aus dem Kloster zu tretteu,
und zu diesem Ende hin dasjenige als Eigenthum
berausfodern, was sie bei ihrem Eintric in das Klo-
ster geliefert haben. W » der fodert Verweisung an
die Klöstercommission. Nuzet folgt, und verwun-
dcrt sich, daß das Direktorium uns einlade, einen
einzelnen Fall zu beurtheilen, über den noch kein all-
gemeines Gese; vorhanden seh. Wyderö Antrag
wird angenommen.

H über tragt im Namen der Bureaucommission
an, daß der Nationalbuchdrucker Grüner verschie-
dene Einrichtungen im Bureau wünschte, welche den
Drück des öffentlichen Tagblatts befördern könnten.
Deloes fragt, ob diese Einrichtung nicht auch das
französische Tagblatt betreffen solle, welches noch nie- l

Mals erschienen ist. Bourg ois folgt, und glaubt
der Nationatbuchdrucker sey verpflichtet, beide Bul-
letins zu liefern. Huber will, daß man für ein-
mal nur bei Berathung über das deutsche Tagblatt
bleibe, und den Wünschen des Nalionaibuchdruckers
entspreche. Marcacci fodert, daß auch et» italiä-
nisches Protokoll dem Grundsatz der Gleichheit gemäß
eingerichtet, und überhaupt alle Akten in allen z heb
velischen Sprachen ausgegeben werden. Wh der
will nur über Hubers Antrag absprechen und die
übrigen vertagen. Koch bezeugt, daß dem Buch-
drucker ebenfalls nicht alles geleistet worden sey, was
man ihm versprochen habe, und daß er beträchtlich
bei der ganzen Unternehmung verliere, daher will er
wie Wyder nur bei Hub er s Antrag bleiben, denn
wenn man nun ein französisches Tagblatt erzwingen
wollte, so würden beide Tagblätter unterbleiben, weil
wan zur Haltung eines Vertrags nicht zwingen könne,
den man selbst nicht vollständig gehalten hat. De
loes glaubt, dieser Gang des Geschäfts sey ganz
rcr Gleichheit zuwider und fodert also Vertagung die-
ses Rapports bis einer über das französische Bulletin
ebenfalls vorgelegt werde. Bourg ois beharret und
will also Verweisung an die Commission, weil keine
Sprache Vorzug vor der andern haben soll: er will
gerne den Buchdrucker entschädigen für seinen Verlust.
Lacoste folgt Bourg ois, und will auch für ein
Nalianischcs Bulletin einen Akkord schließen. Wyder
folgt Hubern, und will die Untersuchung über ein

c Republikaner.
achtes Stück.

französisches und ein italiänisches Bulletin der Com»
mission zuweisen. Nuzet folgt auch Hudern, will
aber daß das französische Bulletin sogleich gedrukt
werde, um mit dem nächsten Courrier abgesandt wer-
den zu können: auch ein italiänisches Bulletin soll ge»
drukt werden, denn gleiche Brüder sollen gleiche Kap-
pc» haben. Michel folgt und will die Unterschrei-
verstelle besetzen ohne weitere Ausschreibung. Huber
vertheidigt die Vertagung der Berathung über das
französische und italiänische Bulletin, weil sie positiv
nothwendig sey, um dieselben wicklich veranstalten zu
können. H über s erster Antrag wird angenommen,
und bestimmt, daß das französifthe Bulletin ebenfalls
gedrukt, dagegen aber der Nationalbuchdrucker für
allfahligen Schaden entschädigt werden soll.

M are ac ci erneuert seine Motion wegen eines
italiänischen Protokolls und Bulletins. Carra rd
begehrt, daß diese Motion zu näherer Untersuchung
einer Commission zugewiesen werde, weil die Gleich-
heitsgrundsätze dieses Begehren unterstützen, aber die

Ausführung vorberathen werden müsse. Huber folgt,
will aber sogleich festsetzen, daß ein italiänisches Pro-
lokoll und Bulletin statt haben soll. Sec ret an
folgt auch, giebt aber der Klugheit und noch mehr
dem Patriotismus der italiänischen Volksrcpräscntan/
ten zu bedenken, wie viele Schwierigkeiten statt haben
würden, wenn alle Beschlüsse, oder sogar alle B-'ra-
thungcn in allen z Sprachen statt haben sollten, in-
dem dadurch die Republik in Gefahr käme nicht mehr
fortgehen zu können. Marcacci folgt Hubern
und Host inan werde den italiänischen Volksrepräsen-
tanken auch die Mittel anzeigen, wie sie ihrem Pattio-
tîsmus gemäß chre Meinungen ausscrn können: in-
dessen will er sich für einmal damit begnügen, daß

ein italiänisches Bulletin gedruckt werde, und die

übrige Frage verschoben werde bis die D-Putirtcn des

CantvnS Belllnzvne sich ebenfalls vereinigt haben.
Das Ganze wird in eine Commission gewiesen, in
welche geordnet werden: Haas, Marcacci, Su-
ter, Pellegrini, und Tabin.

(Abends 4 Uhr.)
Der Statthalter des Cantons Zürich übersendet

eine Einladung an die gesetzgebenden Rathe, um
den Sitz der Regierung nach Zurich ju bestimmen:
Sie enthält eine Beschreibung der reitzenden Lage und
Anstalten aller Art, die Zürich in dieser Rucksicht dar,
bietet, und stellt das warme Freiyeitsgcfuhl der Be-
wohner dieser Gegenden vor. Billeter bezeugt, daß
besonders der leztere Abschnitt dieser Bittschrift wahr
sey und fodert Verweisung an die Hauptsitzkommission'



Nusec folgt und host, daß übermorgen«? über diesen
Gegenstand abgcspiochen werde. Billeters Antrag
wird angenoiûmeu.

Der Disteckc Horgen im Kanton Zürich ladet
ebenfalls die Gesetzgebung ein, den Sitz der Väter der
neucn hcioetiicheu Regierung nach Zürich ftiizusetzen.
Wyder findet, dchz die Schilderung der Revolution
des ZürichfteS, welche diese EmlaLungsschrift ent-
halte, eben nicht sehr einladend sey, und daher foderr
er Tagesordnung. Relist ab fodert Verweisung die-

scr Bittschrift i» die gewohnte Commission. Su.ter
sagt, Gott gebe, daß von allen Lnen Helveticas
solche Bittschriften einlangen, in deneu der wärmste,
reinste Patriotismus so schön geschildert ist wie hier!
Statt Tagesordnung fodert er ehrenvolle Meldung
dieser Horgncr Bittschrift. Billeler ärgert sich über
die Art, wie diese ächt warme patriotische Billschrist
aufaenommen werde und daß man Tagesordnung
darüdir fodern könne: er fodert Verweisung au die
Commission zu ächt patrioti cher Untersuchung. Die-
ser Antrag wird angenommen.

Der Distrikt Meilen im Canton Zürich ladet eben-

falls ein, den Sitz der helvetische» Regierung »ach
Zürich zu bestimmen: Auch dieie Bilcichrift wird an
die hierüber nuderg-sseztc Commission gewiesen.

Ein Bürger auS dem Canton Zürich, der keine

nahen Verwandten hat, bittet um einige Eilcichterung
von dem Zwang beS Zürchcrischcu Erbrechts, um lern
Vermögen zu einer wohlthätigen Anstalt für Siline, die
sich des BeclenS schämen, bestimmen zu tönuin. Zum
M ermann glaubt, man könne in diese Bittschrift
nicht eintrette», weil die Kauionögesetze nicht eher um,
geworfen werden können, bis die Ctvilgesetzgevuug
vollständig vo> Handen ist, daher fodert er Vcrragung
dieses Gegenstandes. Huber folgt, weil wir dazu
durch oie Constitution verpflichtet fi yen: erwünscht herz,
lich, daß dieser wohlthätige GrciS so lange noch fibe, um
seine menschenfreundlichen Absichten noch ailSsühreu
tu können Reizet glaubt, web. doch »och Verwandte
da seyen, so könne diese Bittschrift nichr angenommen
werden. Secret an foigr ganz Hub er», weil wir
die alten Gesetze noch nicht aufheben dürfen: er glaubt
man soll zur Tagesordnung gehen und allenfalls ehren
volle Meldung dieses menschenfreundlichen Greisen
thun. Cu st or will eine Commission, un, zu untersu
chen, ob nicht ein Weg möglich sey dieser Bitte zu
entsprechen. Anderwerth glaubt, alte Gesetze, die
der Freiheit zuwider sind, sollen au gehoben werden,
wie wir dieß schon mrhrere mal thaten; er glaubt auch
hier sey dieser Fall vorhanden, weil Mer über sein
Eigenthum frei eisponiren müsse: er fodert also eine
Commission. Zimmerman« widerlegt Ander-
werth und Secretan und beharret auf der Ver-
tagulig. H über folgt ganz Zlmmermann und
will die ehrenvollen Meldungen nicht den Gefinnu»-
gen, sonder» nur den Thaten geben, weil sonst ein

Handel der ehrenvollen Meldungen entstehen konnte.

Zimmer mann 6 Antrag wird angenommen.
Jac. Schenk aus Eggcnwyl bittet um Legist,

mation seineS unehlich erzeugten Kindes. Hub er fo,
dert, daßdiese Legitimationen ein für allemal als den

Naturrechten gemäß, gestattet werden. Kühn will,
daß jezt kein allgemeines Gesetz gemacht, sondern ein,

zig diese Bitte gewährt werde. Angenommen.
Ein Geschwisterkind-Heurath im Canto» Lcmaa

wird gestaltet.
DaS Direktorium übersendet eine Bittschrift der

Gemeind koclm im Leman, die für Aushebung der

Feuoalrechte dankt und um Aufhebung der Hut- und

Weidgercchtigkciten bittet. S ecr e r an sagt: Im so,

rigen Canrvn Bern haben vernünftige Gesetze hierüber

geherrscht, nemlich eine bestimmte Lookausuiig von

diesem Recht: er glaubt, da die Efimemo Uoclie m

Rücksicht ihrer sumpfigen Gegenden, in einem cuvas

besondern Fall sey, so sollen keine allgemeinen Maaß,

regeln über diesen Gegenstand genommen werden: Lr

will also die Sache zur Vergieichuug dem Munster

dcö Innern zuweisen. Kuhu sagt, dieses Hut- m>!>

Weidrccht sey em lfibcrdleidsel deS ehemaligen allge,

meinen GemeindeiechlS, und da wir noch nicht st

weit in der Gesetzgebung vorgerückt sind, so foderr er

Tagesordnung bis auf jene Zeit A »der werth Mio

Wyder folgen der Tagesordnung. Bourgvio will

eine Kommission hierüber nieoerictzcn. KilchM"^
folgt. Lacoste fodert Tagesordnuttg. E>Hel wen,

falls, weil dieser Gegenstand eigentlich nicht ^rBe,
stim.i ung des Elgenlhumsrechts, sondem m die La»o,

wirthfcha tspolizei gehöre, die wir noch nicht beyanu

ien können Nuzet glaubt, da wir hieiüder mag

absprechen können, ehe wir über Gememderechke A«

fuguagen getroffen haben, so «ollen w r zur TaS^

ordnung gehen. D>e Tagesordnung wild angenommen'

Der Rcgi'ernngsstackh.stter des Can-onS lcma

übersendet Bittschriften einer Gemeind i»> ^isn

^le. die Be beHaltung ihreS allen FifcherrechlSst
dert. Michel verlangt Velwessung an die ZiM
und Iagdkommission. Carra rd folgt: AngenoM» >

Der Statthalter deS Cantons Ob.riand übe

der eine Bittschrift der Gemeind Wllocrswyl, ^e

altes Wcinausschenkrecht, das ihr von der a»"'
gierung verweigert ward, zurückfodert. Kühn >oe

Verweisung an die Ehchaft.nko,»mission. A'-geuv»»» '

Es wird ein Namenkfiufiufvorgenommen mw

finden sich 54 Mitglieder abwesend.

Senat, i. August.
Usteri stattet im Namen der Commission u

Zehenden und Fcodalabgaben, ei«un Bericht,
den dieselben betreffenden Beschluß deö grosse'

(Der Bericht ist abgedruckt im Republik«»^
St. 90 u. 91.)



Craner verlangt den Druck und die Austheilung
desselben, ehe die Discussion eröffnet wird. Meyer
v. Arbon will, dag alle Mitglieder der Commission
angefragt werden, ob ihnen dieser Bericht bekannt und
oder ihrer Meinung angemessen sey; er habe ihn nicht
gehört und finde auch sxi.ie Meinung nicht darin;
besonders habe seine Meinung gar nichtö vom Ehr
schätz enthalten; er kann mir dem Bericht durchaus
nicht zufrieden seyn, und glaubt auch nicht, daß die

Majorität der Commission denselben annehmen werde.
Linhi v, Sol. als P-asidenr der Commission, wun-
deck sich sehr, wie Meyer sagen könne, der Rapport
sey bei Commission nicht bekannt gewesen; er ist vor
allen Mitgliedern, die zur angesagten Zeit erschienen,
vorgelesen worden; wenn Meyer nicht zugegen war,
so hätte er ihm seilyer nachfragen können, da ihm
Wohl bekannt war, daß auf heute derselbe dem Senat
vorgelegt wird. M fing er verlangt den Druck; cö
wer e derselbe allgemein beweise» was fur eine An
von Patriotismus iiu Senat herrsche. ZaSlin pfiich-
tet Lüryi und Cr uer» bei ; bei Eröffnung der Discussion
sollen alsdann die Mitglieder der Commission zuerst
angefragt werden, Lülhi v. Sol.: Die Commission
war über alle in dein Bericht aufgestellte Hauptgrund!
sätze einig, die Bemerkungen jedes einzelnen Micglie
des wurden dann übrigens so viel möglich gesammelt
und zusammengestellt; alle aufzunehmen, wäre eine
Unmöglichkeit gewesen; die Muglieder können diese!«
den jedes selbst eröffnen. Bodmer: Der Rapport
ist von solcher Länge, daß cr ordentlich etwas Heiliges
vorstellt; man hat nicht bloß eine Predigt, man hat
ein Gebet daraus gemacht. Immer beruft man sich
sich auf die Konstitution und will doch niemals beim
ersten Artikel ansangen. Dieser erste Artikel reicht al-
lein hin den ganzen Rapport zu widerlegen — c Man
unterbricht ihn) Wann ich so lang werbe geredet ha-
den als Ustcri gelesen hat, dann kann man mich schwel
gen hcissen. Wann der Rapport gedruckt wird, so
wird er dem Senat weit weniger Ehre machen als dem
grossen Rath; wenn der grosse Rath nicht mehr Ueber-
legung zeigte, so müßte man glauben es stünde bei
allen im Kopfe nicht richtig. — Bodmer liest den er-
st e n Artikel der Constitution. Iezt frage ich, fahrt

wann wir eine eine und untheilbare Rcpu
vilk haben, warum sollen die einen Zehenden zahlen
und die andern nicht. Ich habe ja doch, als die Com
à'",""» ernannt ward, gebeten, man sollte keinen

dieselbe wählen, die von den Zchenden

n» Ich sage meine Meinung fürs allgcmei-
e àhl. Will man den Rapport drucken, so wird

ganze Welt sehen, daß man das Volk mit Blind-
schlagen und irre führen will. Laflechere ver-

ik Druck; das was Meyer gesagt habe, veranlage
!>. ^ vorzuschlagen, daß künftig die Mitglieder je-
ver c ommission den Bericht derselben unterzeichnen,
«lluller verlangt Druck und Vertagung auf ic> bis

!I
14 Tage, êuthi v. Langn, ebenfalls: der Bericht
soll in solcher Form gedruckt werden, daß auf der
Gegcnsiite Bemerkungen darüber können aufgezeichnet
werden; die Meinung der Minorität soll aufs Bureau
gelegt werden: (Man bemerkt ihm, daß beide Mei«
uuiig.n in dem Rapport enthalten sind.) Devevey
glaubt, eine Stelle müsse aus dem Rapport nothw'N»
dig weggelassen werden; jene nemlich, in der gesagt
w-rd, die Nation werde die Religioaslehrer nicht zah«
leu; diese würde, besonders im Canton Leman allge»
meine Unruhe verursachen, indem daselbst der Staat
eS ist, der die R-iigloiis!chrcr zahlt. Muret: Ich
werde, wann es Zeit seyn wird, den ganzen Rapport
angreifen; gegenwärtig begnüge ich mich Dcveveys
Bemerkung zu unterstützen; es ist durchaus nicht Zeit,
diese Frage jczt zu untersuchen, aber die Stelle in
dem Commissionalbcucht enthalt die gröste Ungerecht
ilgkeit. Zur Zeit der R formation zog der Staat die
zu Bezahlung der Geistlichen bestimmten Zehenden
an sich, unter Verpflichtung diesen ihre Gehalte zu
zahlen — das ist vorzüglich im Waatlande der Aall
gewesen; nach d.r Meinung der Commission, mußte
nun der Lanbmann drei mal zahlen; er müßte erst
den Loskauf des Z henden, alsdann die neuen Auf«
lagen und endlich orillens den Gehalt der Religions«
lehrer zahlen. Die Sache spricht von selbst, und ich
belchränke mich darauf, die Wcgiassung dieser Stelle
zu verlangen. Das übrige kann gedruckt werden;
es wird freilich keine gurc Wirkung hervorbringen,
allein — man wird es wldrnegcn.

Der Präsident erklärt daß für einmal und zuerst
entschieden werden soll, ob der Bericht müsse gcdrukt
werden? Forner od will, man soll diese ganz einfa«
che und klare Frage, nur sogleich ins Stimmenmehr
setzen. Dnc hält den Druk für nothwendig. Meyer
v. A ran widersetzt sich dem Druk, bis alle Mitglie«
der der Kommission gefragt worden, ob sie gänzlich
den Inhalt billigen; er könne dem Ganzen unmöglich
seine Zustimmung geben. Sta p fer: es sey natürlich
daß der Rapport so gedrukt werde, wie er ist ; jedes
Mitglied der Kommission soll dagegen seine besondere

Meinung aufs Bureau legen; dann werde eS sich

zeigen, wer gekünstelt habe? Kublt, wann schon

seine Meinung in manchen Stücken von dem Bericht
abweiche, so finde er doch den Druck nöthig, er hätte
übrigens den Bericht kürzer gewünscht. Usteri: Ich
werde kein Wort zu meiner Vertheidigung sprechen ;
denn um die Vertheidigung meiner Meinung, die

sich freilich in dem Rapport findet, ist es itzt noch gar
nicht zu thun, und für die Abfassung des Berichtes
habe ich gegen den Senat nicht die mindeste Verant«
wortlichkcit. Taugt derselbe nicht, so ist die Commis«

flou und nicht der Berichterstatter verantwortlich; der
Bericht ist der Kommission vorgelegt worden, fie hat
einige Zusätze dazu gemacht, sie hat ihn alsdann all«

gemein gukgeheiM; von diesem Augenblick an war



er bas Wer? der Kommission und nicht mehr des Be« j
richtcrstattcrs: ab r als Mitglied der Kommission muß
ich laut sagen, daß das Benehmen derjenigen Mit»,
glieder, die den Rapport in der Kommission angehört
und daselbst onstrüklich gebilligt haben, nun aber im
Senat nicht mehr dazu stehen wollen — ein ungcrcch«
tes Benehmen ist. Uebrigens darf man sich keineswegs
wundern, wenn bei dieser Commission so viel Ein«
Wendungen von Mitgliedern zum Vorschein kommen,
die diesen, oder jenen Theil ihrer besondern Meinun
gen nicht in dem Bericht finden. Die Kommission
besteht aus sechszebn Mitgliedern; wann es etwa dem
Senat einmal gefallen wurde eine Commission von Z2
Mitgliedern zu ernennen, so möchte ein ungleich sä-

higerer und logischerer Kopf, als vergegenwärtige Be«
richterstakter ist, doch ziemlich übel ins Gedränge kom-

men. Schneider findet sich verpflichtet als Mitglied
der Kommission seine Meinung zu sagen; er bedauert
daß einige Mitglieder Usteri so belohnen können;
jedes Mitglied hat einzeln seine Meinung schriftlich und
so weitläufig eingegeben, daß es wahrlich keine kleine
Mühe brauchte, alles auseinander zu le'en. Und
nun ist dies der Dank dafür; ich danke ihm wenigstens
ganz anders; der Bericht ist der Kommission vorgele«
sen worden; sie hat Zusätze dazu gemacht; ich stimme
ihm gänzlich bei., was dunkel war ist bannn aufge-
hellt wordrn, Reding: vielleicht ist in keiner Kom-
mission noch mit solcher Sorgfalt zu Werk gegangen
worden, wie gerade in dieser. Jedes Mitglied hat
zuerst seine eigene Meinung schriftlich vorgetragen;
man vereinigte sich dann über die Hauptgrundsatze, und
beauftragt dennoch Usteri, das Resultat der müntli
ch?n sowohl als schriftlichen Meinungen in einen Be«
riebt zusammen zu fasse» ; dieses ist auf eine Weise
geschehen, daß die Kommission ihn mit wenigen Zu-
sätzen vollkommen billigt. Nun ist es allerdings ein

Widerspruch, der verschiedenen Mitgliedern nicht zur
Ehre gcrreicht, die, was ste in der Kommission ge
lobt haben, im Senat nun tadeln; es ist dieß wenig-
siens sehr undelikat. Auch Murets Verlangen, daß
eine Stelle aus dem Bericht soll weqgestrichen werden,
ist sehr sonderbar' Was find Rapports anders als
Zusammenstellungen der Meinungen von Mitgliedern,
die in eine Commission geordnet werden; wie kann
man nun eine Kommission zwingen, ihre Meinungen,
wenn sie auch irrig sind, w gzulassn? — Man ruft
zum Stimmenmehr über den Druk. Diethelm ver-
langt, die Kommission soll sicl» erst wieder besammeln
und einen neuen Rapport machen. Forner od meint,
die Majorität der Commission soll sich erklären ob sie

tas thun wolle.

^
Man beschließt den Druk des Berichtes. — Der

Prästdant frägt nun, ob er Mit, oder ohne Aenderungen
soll gebrukt werden? Duc: wann hier, oder dort ein
Wort seyn sollte, das man abgeändert wünscht; so

wird sich die Commission dazu leicht verstehen. 5ü«
thi v. Langn, unterstützt Oiethelms Meinung,
und verlangt eine neue Reoakrion des Berichtes. Mw
rel: Man verwechselt den Bericht selbst und die Pu.
blizilät desselben. —» Ich will Usteri keineswegs tn
dein; er hat eine schlechte Sache sehr gut vertheidigt;
als Bericht der Kommisson ist es allerdings nicht 0er

Fall, daß man etwas davon wegstreichen kann; aber
wann er aus Auftrag des Senats soll gedrukt werden,
so enthält dieß eine Art Billigung von Seile des Se«
nats, und können mithin nur Wcglassungen bestimmt
werden. Nuepp findet, es würde ein sonderbarer
Widerspruch seyn, der Kommisson vorzuschreiben,
wie der Rapport lauten müsse; er glaubt, derselbe
müsse unverändert, wie er ist gedrukt werden; den-
noch aber soll sich die Kommisson wieder versam:
mein, um sich über die verschiedenen Punkte zu vw
gleichen. Lülhi v. Sol. wunden fich über Murets
Antrag; Commissonsberichle sind Meinungen einiger

Glieder die eine Sache von allen Seiten beleuchten

sollen; sie stellen aber keineswegs die Meinung des

Senats vor. Man soll der Kommission ganz anheim
stellen ob sie allenfalls in dem zu orukenven Bricht
etwas ändern wolle, oder nicht ; dieser Bericht ist

re Sache; ihr wird er in Helvetien entweder Ehre

oder Schande bringen; vielleicht beides. Die von

Muret geradelte Stelle ist von ihm ganz irrig aus«

gelegt worden; die Commission erklärt ja ganz bestimmt,

daß der Staat keinen Anspruch auf die Zchenden dit

zum Unterhalt der Gastlichen verwandt wurden - 'ha'
den soll. Lasslcchere glaubt, Muret irre sich-

wenn er in der Verordnung des Drukes eine Billigung
von Seite des Senates sehe; wann der Senat blos

zu eigner besserer Aufklärung, druken läßt, wie m

diesem Fall, jo läßt er nur ungefähr so viel Eft^
plare druken als er Mitglieder zehlt, und eine solch«

Publizität bleibt ohne Nachtheil. Usteri: Mure
sowohl als Laflechere befinden sich in grossem glt
lhum, wenn sie zwischen einem dem Senat in oss»«'

Sitzung gemachten Bericht und seiner Publizität »n-

terlcheioen wollen; von dem Angenblik an, u«

Rapport hier gelesen worden, ist er auch public;
gegenwärtigen Zuhörer haben ihn gehört und cm P
seres Publikum wird ihn an' jeden Fall lesen; mcu

aber wundere ich mich wie Muret sagen kann, v

Verordnung des Druks von Seite des Senats, eu-

halte eine Art Billigung, da vor wenigen Wochen

eigener Bericht über die Patriotenentschädigung
>

Befehl des Senats gedrukt worden ist, Ehrend
nigstens der Ausgang dieses Geschäfts klar vewl >

hat, daß der Senat den Inhalt desselben wenig billig"

Die Fortsetzung im 109. Stü6



Der schweizerische Republikaner
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Hundert und neuntes Stück.

Drittes Quartal.
Zürich, Donnerstags den 2z. August 1798.

Gesezgebung.
Senat, 1. Auguste

(Fortsetzung.)

Kubli: Käme die Commission auchnoch zehnmal
fiisammen so werden sich nie alle Meinungen vereint-
gen können; für das Resultat war man einig und in
sofern hat Usteri alles richtig verfasst; am Rapport
kann also nichts geändert werden. Bodmer: Weil
wir doch alle Senatoren sind und eines Sinnes seyn
sollen, — so schlage ich vor, noch eine zweite Kom
mission ebenfalls von >6, aber ander» Mitgliedern zu er,
nennen, um zu erfahren, welcher Theil den andern
belehren könne; es wird sich dann zeigen, welche sich
das Wohl der Menschheit am meisten angelegen seyn
lasse. Bert ho let unterstützt diese» Vorschlag; wäh-
rend der Bericht der einen Commisson gedrukt werde,
könne die andere arbeiten; aus dem Zusammenstoß
der Meinungen werde desto mehr Licht hervorgehen.
Crauer und Stokmann verlangen unveränderten
Druk des Berichtes. Lüissi v. Sol. man soll denselben
gänzlich der Kommission überlassen, welcher den Be-
richt angehört. Fornerod meint, nun gehöre er
nicht mehir ver Commission, sondern dem Senat. L ü.-

thl v. Eol. die Kommission wird keine Sachen son
dern höchstens Ausdrüke andern. — Msn geht über
alle Motionen zur Tagesordnung und beschließt dies
Kommissen soll den Rapport druken lassen.

Fojrnerod meint, da die Kommission Aende, à

rungen machen wolle, so müsse sie vor dem Druk den Z

Gericht nochmals dem Senat vorlegen. Man bemerkt ß

bass »nr allenfalls Ausdrüke werden geändert Z

^ nimmt seine Meinung zurük.
Luth, y. Sol. will drei Tage nach Ansrheilung i
gedrnklen Berichts soll die Diskussion eröffnet s

zeichnen. Lüthi v. Sol. die Unterzeichnung soll
nicht für alle im Rapport aufgestellten Meinungen,
sondern nur für das Resultat desselben gelten. Due
findet, auch das Ware gefährlich; man nehme oft

Meinung zurük die man früher gehabt hat. M ün-eine

des

^àeii; verschiedene Stimmen verlangen fünf und s

m omge; die lezte Meinung wird angenommen.
raflcchere verlangt, die Mitglieder der Kom

!i on tollen den Rapport unterzeichnen ; jeder nach
.rsinden die Meinung der Majorität, oder jene der

Meyer v. Ar bon widersetzt sich; er
vune nichts anders als feine eigene Meinung unter-

g er will es der Kommission überlassen. Reding
glaubt nicht, daß man diese bisher ungewohnten
Unterzeichnungen einführen soll; sie können wirklich
Nachtheile haben; durch Anfrage jedes Mitgliedes ei,

nec K?mm:sson,ob es dem Berichte derselben etwas
beizufügen hat, werde der nemkiche Endzwck erreicht.

Devevey ist gleicher Meinung; ein Mitglied das
einen Bericht unterzeichnet hat, würde sich zu der

Meinung desselben gleichsam verbunden glauben. Stck,
mann spricht auch gegen diese Unterzeichnungen.
Man gebt zur Tagesordnung über und die Sitzung
wird aufgehoben.

Grosser Rath. s. August.

Regli leistet den Bnrgereid. —
Ammann bittet um Erlaubniß wegen dringend

den Familienangelegenheiten 14 Tagen sich entferne»

zu dürfen. Gestattet.
Michel verlangt, daß die Stelle eines Unter,

schreibers sogleich besetzt werde. Eseh e r foderl Ta-
qesordnllng, weil man beschlossen habe, diese Stelle
èrst auszuschreiben, damit sich jeder helvetische Vnr,
ger darum bewerben könne. Huber unterstützt Mi-
chel, weil wir jezt Anlaas haben das Büreau gut

zu besetzen. Erlacher folgt ebenfalls Michel
welcher beharret. Escher dringt daralss, den fcstge-

setzten Grundsatz n treu zu bleiben, und sich nicht

durch augenblickliche Eindrücke best.mmen zu >îN,
denselben zuwider zu handeln. Custor will die

schloßnen Grundsätze erst wicderrnfcn und dann das

Bmeau besetzen. F-er; folgt Elchern. selves
stimmt Michel bei und will msrgcns die Wahl
vornehmen. Zimmerman» dringt sehr auf Bei,
behailung der beschloßnen Grundsätze. >er
beharret auf der schleunigen Erwählung. Man geht

zur Tagesordnung. ^
Da der Senat den Beschluß wegen Ungültigkeit



einiger Wahlen der Wahlversammlung von Bellinzoia
verworffen hat/ so glaubt Cu stor dieses sey gesche-
hen weil der grosse Rath diese Wahlen nur insofern
erneuern wollte, als die Wahlversammlung noch
nicht aufgelößt sey. Escher behauptet, dieser Be-
schluß sey verworffen worden, weil derselbe jene
Wähle» für unnütz erkläre, da dieses keineswegs der
Fall sey wenn schon die Ernennungen nicht angenom-
men wurden: er fodert daher eine neue und bessere
Redaktion in der der Wahlversammlung überlassen
wird, diese Stellen wieder zu besetzen, wenn sich

dieselbe zu Besetzung der Distnklsgerichte versammle.
Ca r r a rd folgt einer abgeandertcnjRedaktion, und will
den Ausdruck brauchen, diese Ernennungen seyen oh-
ne Wirkung geblieben. Custor folgt nun auch Eschern.
Legier glaubt Custor s und Eschers angegebene
Gründe haben zugleich im Senat bei Verwerfung
dieses Beschlusses statt gehabt, daher will er einzig
erklären, daß wenn die Ernennungen nicht angenom
men wurden, neue Wahlen statt haben können. Kühn
folgt Carrard und will Leglers Antrag besonders
in den Senat senden. Hub er folgt Eschern und
Leglern. Deloes folgt Eschcrn. Carrards
Antrag wird angenommen, und in Rücksicht Leg-
lers Antrag beschlossen, daß die Wahlversammlung
von Bevinzona wieder der Konstitution gemäß ergän-
jen könne.

Esch er bedauert wiederum im Fall zu seyn eine
Anklage zu machen; indessen glaubt Er in einer so

jungen Republik, wie gegenwärtig noch Helvctien ist,
sey es einerseits sehr leicht daß die Gewalten ihre kon--

stitutionellen Gränzen überschreiten können, anderseits
aber höchst wichtig wenn dieses geschehe, sogleich das
gehörige Gleichgewicht wieder herzustellen: diesem zu-
folge zeigt Er an, daß ungeachtet dem Vollziehungs-
Direktorium der bestimmte Auftrag gegeben worden
sey, einen Entwurf über die öffentlichen Unterrichts-
anstalten der Gesetzgebung vorzulegen um diesem zu-
folge Gesetze darüber entwerffen zu können, dasselbe
nun laut seinem in Lausanne herauskommenden offizi-
ellen Tagblatt No. 77. ein provisorisches Gesetz von 14
Artikeln unter dem 24. Julii habe bekannt machen
lassen : er glaubt dieses sey ein offenbarer Eingriff in
die gesetzgebende Gewalt, denn wenn das Direktorium
ganz willkührlich neue, obwohl nur provisorische Ge-
setze machen könne, so werde es sich nie mehr im
Fall befinden die gesetzgebenden Räthe zu Abfassung
von Gesetzen aufrufen zu müssen, und folglich werde
sehr bald die gesetzgebende und die richterliche Gewalt
in seinen Händen vereinigt, und also unsere konstitu«
tionelle Verfassung aufgehoben seyn. Um übrigens
hierbei mit aller Schonung und Achtung zu Werke
gehen zu können, fodert Er eine Einladung an das
Vollziehungs-Direktorium, uns die Gründe mitzu-
theilen, die dasselbe zu dieser Maaßregel bewogen
haben. Eustor dankt Eschern für seine Anzeige,

glaubt aber da dieses Gesetz nur für den Kaulon
man zu gelten scheine, soll erst eine Commission nie-
dergesetzt werden, die den Gegenstand unlcrsiiche.
A » verwerth folgt ganz Eschern und will von
einer Commission Vorschläge über allgemeine Bekannt-
machung der Gesetze, damit wir nicht im Fall seyen
die Direktorial-Gesetze erst durch die öffentlichen
Blätter zu vernehmen. Hu der folgt ganz Eschern
dessen Antrag angenommen wird.

Esch er zeigt ferner an das in dem gleichen ossi<

stellen Bullet», von Lausannen ein auf Ordnung vcs

Münsters des Innern bewirkter Befehl vom Etalt«
Halter des K-nlous Leman erlassen worden, welchem

zufolge die Bttt'chriften nicht mehr dem Statthalter
übergeben werden dürfen, sondern unmittelbar an die

Gesetzgebung gesandt werden sollen; da nun diese Ler<

ordnung dem deutliche» Buchstaben der Konstitution
juwieder ist, so fodert er Anzeige an das Direktorium,
um die Sache wieder in die gehörige konstüulious»
massige Ordnung zurük zu bringen. Nuzct folgt

Eschern und will eure dritte Einladung an das Du
rcktorium ergehen lassen, um dasselbe zu fragen, rva-

rnm für die drei französi'chcn Kantone ein «olches ost

fizielles Direktorial-Tagbiatt fiy, welches die

schlüsse der Gesetzgebung nicht auch enthalte. Huber
folgt Eschern, will aber noch diese Verfügung d.v

lemanischen Kantonsstalthalter kassiren Bilieter
folgt Hub ern und willdieseKassirung bekanntmachen.

Kühn zeigt an, daß der Minister des Innern, dem

lemanischen Cantonsstatthalter einzig die Anzeige ge/

macht habe, die Bittschriften nicht mehr an das M
rektorium sondern sogleich an die Gesetzgebung abjiu

senden, daß folglich hier ein Mißverständmß statt f-a-

den müsse. Michel hofft es werde dadurch nicht

etwann veranlasst werden, daß alle Bittschrift»
durch die Kantonsstauha.ter gehen müssen. Ander-

werth glaubt es sollten alle Bittschriften durch den

Kantonsstalthalter gehen. Deloes folgt Eschcrn,
glaubt aber der Minister des Innern habe den Fw
ler veranlasst. Kühn will diese Bittschriften -M«
thung der Bittschriftenkommisswn zu weisen, u"d «0

des lemanischen Statthalters Verfahren, cbenM»
eine Kommission niedersetzen. Es wird beschloßen-

das Direktorium einzuladen eine Erklärung über oiei

Verfügung des Ministers des Innern zu geben.

In Rücksicht auf Nnzets Antrag, weg-" v«u

Lausanner offiziellen Tagblatt glaubt Secret«» m

solle zur Tagesordnung übergehen weil bei Hera
geber kein Recht hätte die Gesetzgebungsbelchuilic on

zicll herauszugeben. Carra rd folgt ganz
tan. Huber folgt auch der Tagesordnung. ^
zet beharrt immer noch auf seinem Antrag. Kui
fodert im Namen des Vaterlandes Tagesordn b

über dieses das Vaterland nichts angehende Jett»"»
geschäft. Die Tagesordnung wird angenommen.

Kühn legt im Namen einer Commission em



Gutachten vor, über die Organisation des Direktes
rinms, worin allcrfordcrst der Borschlag vertheidigt
wird, daß das Siegel und die Unterschrift des Dis
rekwriumü in der gleichen Hand sich tu finde, indem
die zuwcilige Dringlichkeit der Geschäfte dieses erhci-
sche, und keine annehmbaren Grunde wieder diese
Bestimmung vorhanden seyen. Escher fodert, daß die
Hauptgründe der Einleitung, dem Gesetzcsbeschluß vors
gesetzt und an den Senat mitgetheilt werde, weil der-
selbe'besonders dieser Gründe bedürfe. Huber vcr>
langt Annahme dieses Gcsetzesentwurss. Kuh» will
baß insofern das Gutachten angenommen werden, man
dem Direk.or Legrand die Erlaubnis gebe, seine
auf fränkischem Toden liegende Vandsabrik zuweilen
zu besuchen. Secretan mag nicht gerne Ausnah-
men von Gesetzen gestatten und will lieber eine Er-
letchterung in das Gesetz selbst legen. K n h n will,
daß den Direktoren erlaubt werde euiige Stunden weit
auf srauzbsischen Toden sich zu begeben. Delves fin
bet den Vorschlag, daß die Direktoren sich während
ihrem Amt und zwei Jahr nachher nicht aus Helvetic»
ohne Erlaubniß begevcn können zu strenge, und so-
dect daher Aenderung dieses Artikels. Kühn lodert
§weise Behandlung des Gutachtens; dieser Antrag
wird verworfen. Escher will, daß kein Direktor
ohne Erlaubniß den helvetischen Boden verlassen kön-
ue, weil hierdurch Legrand befriedigt werde; da-
gegen findet er das Gesetz, daß ein Exdirektvr wäh-
rend zwei Jahren Helvetica nicht verlassen dürfe, zu
strenge und selbst unnütz, denn welche schlimme Ab-
sichten kann man wohl einen» Manne zuschreiben der
fünf Jahre untadeihaft diese wichtige Stelle bekleb
dete, und wenn man auch solche Vermuthungen hat,
so wird diese Verfügung ihre Betreibung nicht hin-
dern, dahingegen dieses Gesetz einem Geschäftsmann
höchst beschwerlich fallen könnte. S ecretan stimmt
Kuh us Antrag in Rüksicht auf Legrands Erleich-
terung bei; hingegen will er, daß die EMrektoren
höchstens sechs Monathe lang den helvetischen Boden
nicht verlassen. Kühn folgt Eschern und Secre-
tan. Marac ci will die Direktoren überhaupt nicht
ohne Erlaubniß von dem helvetischen Boden sich ent-
kernen lassen, und folgt übrigens Esche r n. Bille-

^ ât Marcacci. Carrard folgt E sch ern,und begehrt noch, daß die Entfernung nicht bestimmt
?"ve, m die sich die Direktoren vom Hauptort weg-

sondern will die Bestimmung von fünf
-î^wesenheit als hinlänglich hierüber erklären.Car-

an mag Sekretans Antrag annehmen und
k-'. ^".?"serErlaubniß denMigenDirektor ausnehmen,

Unterschrift hat. H u b er glaubt selbst Le g r a nd
eine solche persönliche Begünstigung Nicht wün-

also ganz Carrard, will aber die Zeit für die

n.» der sie sich nicht aus Helvetien entfer»

S- à Jahr bestimmen. Cartier fokgt
chers Bemerkung über die Einleitung, übrigens

aber Hubern, und will einzig noch daß der sich ent,
fernende Präsident erst das Siegel abgebe. Kühn
folgt Eschcrn, Carrard u. Cartier. — Eschers
Antrag über den Vorbericht, Ca r r a r d s Antrag, keine
Entfernung sondern nur Abwesenheit zu bestimmen,
Eschers Ankrag, daß kein Direktor sich ohne Erlaub,
niß ans der Republik entfernen dürfe; CarrardS
Vorschlag, daß die EMrcktoren sechs Monat lang
sich ohne Erlaubnis nicht aus der Republik entfernen
dürft», werden, so wie Cartiers Antrag über die
Siegelabtrecung des sich entfernenden Präsidenten, an,
genommen.

Dos Gutachten über die Besieglung der öffentll,
chen Akten jeder Art, wird in Berathung genommen.
Cartier fodert, daß dieses Gutachten !weise dehan,
delt werde. Angenommen.

(S- Republikaner pag. 414.) Der 1. S. wird an,
genommen. Kilchmann fodert, daß der 2. §. nur
provisorisch bestimmt werde. Anderwerlh will, daß
Schuldverschreibungen in allen Disteiktsgerichten be,
siegelt werden, wo die verschriebncn Güter liegen, oder
daß wenigstens Anzeige an alle Gerichte, in denen
solche Güter liegen, darüber geschehe. Secretay
vertheidigt das Gutachten gegen Kilchmann und
Anderwerth, weil es hier nicht um^Schuldver,
schreibungcn zuthun sey. Escher unterstüzt Ander,
werth; eben so auch ReUstab und Ackermann.
Deloes vertheidigt das Gutachten, indem da, wo
Besieglung von Hypotheken aus verschicdnen Dv
stcikcSgerichten nöthig wäre, auch die Acten selbst aus
diesen verschiednen Gerichten ausgefertigt werden kön,
nen. Anderwerth beharret auf seinem ersten An,
trag. Kilchmann und Billeter folgen nun ganz
Anderwerth. Der 2. §. wird unverändert ange,
nommen, so wie auch der z. und 4. K. In Rukstcht
des 5. §. fodert Carrard, daß nichts von den Frie,
densrichtern darinn vorkomme. Diese Abänderung
wird angenommen. Der 6. 7. 8. und 9. L. wer,
den angenommen, und das übrige des Rapports
vertaget. ^ ^ ^ ^

Die Sitzung wird geschlossen, und nach Wieder,
eröfnung derselben aufgehoben.

Nachmittags.
Durch absolutes Stimmenmchr wird Carrard

zum Präsident und H über zum deutschen Secretair
erwählt.

Senat 2. August.
Fornerod stattet im Namen einer Commission

über die Resolution vom 21. May, welche den auf
englische Güter in der Schweiz gelegten Sequester be,

trift, Bericht ab; die Commission rath denselben zu

verwerfen und den Sequester beizubehalten. Lafle,
chere findet in den suspendirtcy Zahlungen der eng,
iischen Bank au Schweizer keinen Grund, waruni



N-se nicht an englische Partikularen zahlen sollten,
indem die Schweizer von englischen Parrikularschuld-
i.e-n auch bezahlt werden; die Verweisung winde nur
cinige schlechte Zahler in der Schweiz begünstigen
und keinen rcchtlichenKaufmann abhatten, seine Wech-
sel zu zahlen; er will den Beschluß aimchmeii. Meyer
v. Arbon unterstüzt Fornerod und der Beschluß wird
verworfen.

Auf Fornerods Antrag bildet sich der Senat
ln geschloßne Sitzung, nachdem vorher aus Lülht's
v. Sol. Verlangen erkannt ward, daß Ober - und
Unterschreibet nebst dem Dollmetsch künftig auch den

geheimen Sitzungen beiwohnen sollen, und e ec Ober-
schreibcr der am 14. Juli abwesend war, den Bür
gereiv geleistet hat.

Nach Wiedereröffnung wird der Beschluß ange»

nominen, der das Direktorium einladet, dem gcsczge-

benden Corps ein Verzeichniß der bei den Burcavp
der sämmtlichen Vcrwaltungskammerii angestellten

Personen, und der Summe die für ihre Beioidungen
erfoderlich ist, einzugeben.

Der Beschluß, welchem zufolge alle Gesetze der

vormaligen schweizerischen Regierungen, welche die

Ehen zwischen verschiedenen Religionen verboten, oder

erschwerten, als constitutionswidrig aufgehoben sind,
wird verlesen. Fornerod will zur Lagesordnung
übergehen, indem die Resolution ganz unnüz und über-

flüssig sey. Münger findet, man könne doch den

Beschluß unmöglich verwerfen. Lüthi v. E 0 l. : Es
ist sehr uiiphiiosophisch, von verschiednen Religionen
zu reden, wahrend es nur eine giebt, die Religion
des Herzens; es giebt nur verschiedne Cultus; den-

noch will er den Beschluß nicht verwerfen. Reding
findet das Gesez überflüssig, da es in der Konstilu-
tion klar genug enthalten fik. Craucr will anneh,

men, um den Bittschriften für individuelle Falle die-

ser Art ein Ende zu machen. Schneider will die

Resolution ebenfalls annehmen; fie tst nothwendig fur
das Volk, welches unsere Konstitution noch sehr we-

nig kennt. Lüthi v. Langn, ist gleicher Meinung;
um so mehr, da die Konstitution die allen Gesetze,

bis neue gegeben waren, handhabet. Der Beschluß
wird angenommen.

Eben so jener der das Direktorium einladet, dem

gesezgebendcn Corps ein genaues Verzeichniß der ah

ten Schlösser, die es zu gebrauchen, oder zu veraussern

wünscht, mit Anzeige des Nutzens der aus denselben

tu ziehen wäre, einzusenden.
Der Beschluß, welcher das Direktorium einla-

bet, Erkundigung einzuziehen, ob wirklich der Nario
nalstatthalter des Kantons Waldstatten, einen Unter-

flatthalter, der nicht zugleich Unterstalthalter des Di-
flnkts seines Aufenthaltsorts ist, angestellt habe, und
auf diesen Fall, ihm zu befehlen, die Stelle nach Vor-
schrist des 96. j. der Konstitution, durch den Distrikts-

stattyaltec des Hauptorts versehen zu lassen, wird
verlesen, lästert findet zwar, was der Beschluß enl-
hält, sehr gut, aber ec glaubt gar nicht, daß es sich

zn einem Beschluß becigen'chcà; das Direktorium
yac Aufsicht über oje Vollziehung der Gesetze; sobald
es Kenntniß von dem gesezwidngen Schritt'des Statt-
Halters des Waldstücke erhält, wird es von selbst Er-
kundigung darüber einziehe», und ihn an das Gesez
weisen; — Resolutionen um das Direktorium dazu
einzuladen, können die Gesezgeber, zumal wie hier ge-
schieht. auf ganz bestimmte Angaben hin. unmöglich
fassen; sonst würden jahrlich ein paar hundert ähnliche

erfolgen, von Senen die eine Hälfte ant ganz mmchtis

gen Daten beruhen, und die andere überflüssig seyn
würde; er glaubt also man müsse den Beschluß ver-
werfen. Zaslin ist gleicher Meinung. Lüthi v.
Sol. ebenfalls; der Beschluß müsse aber auch noch

verworfen werden, weil nach dem 9b. j. der Konsti-
tulion, der Statthalter wohnen kann wo er will, wäh-
rend der Beschluß ihm mi Hanptort zu wohnen zur

Pflicht macht. Fornerod findet den Beschluß auch

überflüssig; der grosse Nach hätte, wie jeder einzelne

Bürger, dem Dlrekcorio unmittelbar die Ueberiretung
des Gesetzes anzeigen können. Barras und R/-
ding sprechen auch gegen den Beschluß, der einmü-

thig verworfen wird.
Der Beschluß, welcher den Senat einladet, jenen

über den Gehalr der Unter-chreiber des grosse» Ra>

thes in Berathung zu nehmen, damit dieser seine va-

cance Untei schreibcrslelle, mn Beifügung dcö Gchü-
tcs ausschreiben könne, wird verlesen. Lüthi v. Sol.
sagt, es frage sich nun, ob man die Urgenz, jems, der

allgemeinen Besoldungscommifsion zugewiesenen Be-

fchlusses erklären wolle? Fornerod meint, man wer-

de nie Mangel an Sccrecairs haben, er will den De>

schluß verwerfen, und die allgemeine Arbeit der Be-

soldungskvmmission abwarten. Muret: Ich glaube,
beide Räthe sind sich gegenseitig Achtung schuldig;
der grosse Rath sagt uns seine Gründe, warum er

wünscht, daß wir jenen Beschluß in unvcrweille B"
ralhung nehmen; ich denke wir müssen soviel moguw
ihm entsprechen; es wird wohl eine Ausnahme fur
diese Besoldung zu machen, und die Commission zu

beauftragen seyn, nächstens darüber besonders zu be-

richten. Zäslin, Münger und Crauer find Fei-
cher Meinung. Fornerod tritt, alles wohl über-

legt, derselben auch bei, obgleich wir dadurch u»>erm

Beschluß zuwider handeln. Der Beschluß des grollen

Raths und Murets Antrag werden angenommen.
Eben so der Beschluß welcher das Direktorium

aussodert, alle Verwaltungskammern anzuhalten, »n

verznglich die von ihnen längst verlangten Verzeichnn^
der Nationalgüker ihres Kamons einzugeben, und I>e

den gesezgebendcn Räthen mitzutheilen. -,
Die Fortsetzung im r roten vrm.



Der schweizerische Republikaner.
Hundert und zehntes Stück.

Gesezgedung.

Senat 2. August.
(Zvrtsetzuüg.

Der Beschluß, welcher das Direktorium zu unver,
iüglicher Zurükeasung derjenigen Mitglieder der geftz-
gebenden Rache einladet, die von ihm als Comnussa-

à gebraucht wcrbcn, indem Sendungen dieser Arc
den Grundsätzen der Konstitution, die die Gewalten
vo« einander absondert, zuwider lauftn, wird vcrle-
sen. Fornecod will denselben an die Constitutions-
kommission weisen. Lüthl v. Sol. will den Be
schluß annehmen; es sey sehr gut, daß dics.m Coin
missarienwcsen ein Ende gemacht werde; die scanda
lösen, m d.r Nachbarschaft vorgefallenen Auftritte ha
den wohl die Aufmerksamkeit des Geftzgcders ver»
dient; nur sollte der Beschluß nicht bloß von dem gc.
gcnwärtigen Zeitpunkte sprechen, sonder» auch fur die
Zukunft ähnliche Sendungen untersagen; — er be-

greift auch nicht wie es mit der Würde eines Sena-
tors übereinkomme, sich als Courier des Dwekroiiums
brauchen zulassen, was unser College Frossard ge-
thau hat. Red ing will auch annehinen; eö sey un.
geziemend und beinahe entehrend, daß sich Glieder der
Gesezgebuug zu solchen Sendungen brauchen lassen; es
sey sehr gut, baß d.r grosse Rath sich durch diesen Bc-
schluß von jedem Antheil an den vorgefallene» scanda-
lösen Auftritten rechtfertige. Lang findet nicht, daß
durch solche Sendungen die gesczgebcndc und dievollzie-
hende Gewalt verbunden werden; d^r Commissar ist
auf semer Sendung nicht Gesetzgeber; entehrend ist es
nur, wenn man sich zu etwas entehrendem brauchen
läßt; es giebt aber auch im Gegentheil Fälle, wo
ausserördentliche Talente und Patriotism zu solchen
Stellen erfodcrt werben. U steri unterscheidet zwischen
dem gegenwärtigen Beschluß und dem allgemeinen or-
ganischen Gesetze, das die Vereinigung ves Chacak-
ters cines Gcsczgebcrs mit dem eines Agenten der
vollziehenden Gewalt untersagen wird; dasselbe ist
wohl schon im Geist, aber nicht im Buchstaben der
Konstitution enthalten, und der grosse Rath wird nicht
säumen es zu geben; der gegenwärtige Beschluß aber
war dringend um der Ursachen willen, die wir alle
kennen; daß übrigens der Charakter eines Gcsczgebers
und der eines Agenten der vollziehende» Gewalt, sich
nicht wie ein Kleid täglich wechseln lassen, bedarf
wohlßeines Beweises. Müngcr ist gleicher Meinung
Er au er glaubt, der grosse Rath hätte dem Senat
auch die Aktenstücke senden sollen, aufweiche der ge-
genwartige Beschluß sich gründet. Muret stimmt
tur Annahme und fügt noch die Bemerkung bei: wenn
vie vollziehende Gewalt das Recht hätte, Mitglieder

der Eesezgebung als Commissarien zu gebrauchen, s»

könnte dieselbe, einzelne Glieder die sie entfernen
wollte, oder auch eine grosse Zahl derselben, nach Be,
lieben entfernen; — kr wünscht deßnahen ein allge,
meines Gesctz. Der Beschluß wird angenommen.

Eben so derjenige, der das Direktorium einladet,
einen Bericht und Lorschlag einzusenden, wie die
durch eine Feuersbrunsi geschädigte Gemeinde Fräschclz
Canton Freiburg, mit Holz aus den Nationalwaldunc-
gen unterstüzt werden tonne?'

Barras und Usteri berichten im Namen der

zu Anhörung des Nationalbuchdrucker Gruners beauf,
kragten Commission. Derselbe wünscht einerseits, daß
zu schnellerer Lieferung des Tagblattes, ihm die Pro-
tokollc der Morgensitzungen immer am gleichen Abend
eingehändigt werden, wogegen er sich verpflichtet, die
Abänderungen, die in der folgenden Morgensitzung bet

Annahme des Vcrbalproccsses etwa gemacht würden,
ohne anders aufzunehmen; zweitens verlangt er daS
noch mangelnde Manuscript aller erste» Sitzungen,
um dieselben ebenfalls liefern zu können. Luthi v.
Sol. verlangt, daß man dem gedoppelten Begehren
entspreche Usteri ebenfalls; er bemerkt, daß der
Buchdrucker Grüner wahrscheinlich mit einem Entschä,
digungsbegehren einkommen werde, da er von dem
ersten Quartal zwischen ;oo und 6oo; von dem zwei--
ten aber nur zwischen ivo und 200 (Hcemplare ^ pen
kaufen versichert. Ma» dürfe sich nicht bergen, daß
der beträchtliche Verlurst, der auf diese Art, am Ende
der Republik zur Last fallen müsse, durch eine bessere

Einrichtung des officielle» Blattes vermieden werden
könnte. Da die Frage über Ä nderung des Regie,
rungssitzes nächstens entschieden werden müsse, so

wolle er seine Vorschläge über jenen Gegenstand blö,
dahin verschieben. Berthol let will Grunern nichts
bewilligen und sich überhaupt in keinerlei weitere Un,
terhandlungen mit ihm einlassen, weil er seinen Ver«
pflichtungen kein Genüge geleistet und das französische
Bulletin nie geliefert hat. Duc ist gleicher Meinung.
Zäslin will dem Begehren entsprechen. Es wtr5
erkannt, es soll demselben entsprochen werden.

Zäslin wird mit zz Stimmen zum Präsident;
Crauer und Laslechere zu Scerecairen erwählt.

Grosser Rath z. August.
Das Vollziehungsdirektorium erbittet für sein Bu,

reau neuerdings 6000 Franken, welche gestattet werden.
Ruzct begehrt, daß dem Schluß des 24 Juli

zufolge, die wegen dem Sitz der Regierung niedcrge«
sezte Commission, ihren Rapport mache, weil alle
Städte das Verzeichniß ihrer Gebäude vielfältig haben
drucken lassen, und nun einer der beiden italiänischen
Cantone durch seine Depmirte repräftnlirt sey, als»



der Constitution zufolge wohl 17 für alle lg Cantone
abstimmen dürfen: eifrig wünscht er, daß man endlich
einmal wisse, wo man sich haushäblich niederlasse;
man müsse, sagt er, einmal m den sauren Apfel der
Abänderung bcissen, also lieber heut« als morgen,
denn einige, die ihre Weiber und Kinder bei sich hm
den, mögen sich wohl hier befinden, allein auch er

und andere sind verheurathet und wünschten ihre Haus-
Haltungen bei sich haben zu können, also will er, daß

heute über den Regierungssitz abgesprochen werde.

Erlacher bittet, daß man die Sache noch ausschiebe
bis die Commission ihren Rapport machen könne, im
dem es würdiger sey uns mit der Ruhe und Ordnung
in Helvetien, als mit unsrer Einguarlirung so eifrig
zu berathen. Zimmermann Host, daß so groß aua>
die Lust einiger Mitglieder sey in den sauren Apfel zu
beissen, so werde die Lust in der Ordnung zu bleiben
doch grösser seyn: man habe beschlossen den Verwais
tungskammcrn 14 Tage Zeit zu gestaltn, um die ge>

federten Verzeichnisse einzuliefern; gestern Nachts fiycn
die lczteu Berichte eingekommen; die Commission wer.
de morgens ihren Bericht abstatten, also lodert er Ta-
gesordnung über Nuzets Antrag. Custor glaubt,
es habe keine Eile den Apfel gerade heut anzubeissen,
und folgt also Erlach ern, indem er auch noch die

Deputation des Cantons Bellinzona abwarten will.
Preux erstaunt übe» die Ungewißheit, in der man
uns hier lassen will: er fooerl also auf Mvrgen den

Rapport der Commission. Nuzel fragt warum denn
die Versammlung so zahlreich und das Auditorium so

vollgepfropft sey, wenn man nicht aus heule die Enr-
scheibung dieser wichtigen Frage erwartete: übrigens
will er wohl bis morgen zuwarte». Zimmermannö
Antrag wird angenommen.

Haas als Präsident der Saalinspcktoren fodert,
daß der Constitution und dem Reglement zufolge moc-

gens nicht mehr Zuhörer in den Saal gelassen werde»
als Mitglieder der Versammlung sind. Kühn fodert
Tagesordnung, weil die Saalinlprkloren ohne weirecs
diese Ordnung beobachten und in Ausübung bringe»!
sollen.

Statt dem abwesenden B. Hüfsi wird Legler,
und aus dem Canton Lugano Marcacci in die Re»
gierungssltzkommîsslon geordnet.

Das Gutachren über die Besieglung der Akten
kommt an die Tagesordnung: über den ro. K. fodert
Escher das Wort und sagt: Es ist billig keine ein-
zclnen Abänderungen in den bisherigen Ordnungen zu

treffen, so lange man dieselben überhaupt noch unbe,
rührt laßt: greift man sie aber auf irgend eine Art au,
so soll man sie sogleich der neuen Verfassung im Gan-
zen anpassen: in Rücksicht der Besieglung nun haben
d>e auffallendsten Verschiedenheiten in Helvetien statt:
jdem Gutachten zufolge sollen Bcfiegluugen, wo
noch keine statt hatten, mit r Ttz. bezahlt werden:
im Thurgau werden sie mit hâ p. C- vom Werth der
Verschreibungen bezahlt, also wann jezt ein Natisnal»

gut z. B. von 100,000 Gulden verkauft wird, betrüge
die bloße Besieglung fl. 500, offenbar ist eine olche
Verschiedenheit zu sehr dem Gleichheitsgrundsatz ^i-
der, daher fodere ich Zurückweisung dieses §. in die
Commission. Kühn untcrstü'.t Eschern, weil an ei-
nigen Orten bis auf em yä p. C. des Werths der
Akte bezahlt wurde: Er glaubt mau könnte sogleich
bestimmen, daß allgemein 1 Btz. Siegeltax bezahlt
würd«. Hecht folgt ganz und ansschliessend E sehen!.
Zim m e r m a n n glaubt dieser Gegenstand gehe zu sehr

in das Finanzfach hinein, um jezt schon darüber ab-

zusprechen: er fodert also Vertagung, bis wir ehestens

in einem allgemeinen Finanzentwurf, der uns verges

legt werden wird, diesen Gegenstand von seiner Fi-
nanzseite allgemein beurtheilen können. Michel folgt
Kuyn. Secretan Host man werde ihn nicht des

Federalism' beschuldigen, wenn er schon das Gutachs

re» vertheidige. Er glaubt man werde wahrscheinlich
aus b:c Besieglung eine Finanztaxe setzen, und da es

immer sehr schwer ist von einer Erleichterung zurülzus

kommen, so bittet er dringendst die jetzige Lage der

Dinge nicht anders zu ändern, als zu bestimmen, daß

keine Giegeltaxe mehr als einen Neuthaler koste: weil

auf diese Art die allzu auffallende Ungleichheit geho-

den und die Umänderung doch nicht so weit getrieben

wird, um eine aUfällige Finanzoperation zu hindern.

Ki ich mann folgt El eh ern und Kühn: ê scher

nimmt seinen Antrag zurück und folgt Secretaire
Meinung. Lüscher trägt nun neuerdings Esthers
Antrag vor. Bourgois folgt Lüschern. Preux
will die Besieglung ganz uncntgeldlich ertheilen. Huc

der folgt Secretan, daß nicht mehr alö 1 Neu<

rhaler Siegeltax in Helvetien gefvdert werde' Custor
will überall nur l Btz. für das Siegel bezahlen lassen.

Ginur folgt, weil die Gleichheit diefes modere,
höchstens will er-2 Btz gestarren: wir haben zu diesem

End hin ja die Zehn,den aufgehoben, also kann auch

dieses kleine Opfer der Gleichheit noch gebracht wett

den, denn wer eine Kuh wegschenkt, kann auch »och

den Schwanz derselben weggebe». Cartier will esst

durch die Commission untersuchen lassen, was fur v>

Helgelder in Helvetien bezahlt werden, und êe wa»

über 1 Batzen geht in die Nationalcasse entrichten.

Anderwerth will eine eigne Commission «übern

zen, die sich mit diesem wichtigen Gegenstand beiw st

tige. Wyder will, daß sogleich eine allgemein g>

che Siegeitaxe bestimmt werde. Ackermann w

eine proportionirte Taxe, also etwas bestimmtes vo

Hundert des Werths festsetzen und die Beratv» »

darüber der Kommission jurükwtlsen. Rubbin s b

Anderwerth und will, daß sich diese Komnujs

mit jeder Art von Emolumenten beschäftige. G
will auch das Ganze an eine Kommission weifen,
eine allgemein gleiche Taxe festzusetzen, indem ev »

sahrlich sey etwas zu bestimmen, welches man ms.
kommen könne zu erhöhen. Zimmerman» 0

auss neue darauf, daß man sich noch nicht in vlti



unverkennbaren Zweig des Finanzsystems einlasse, und
will diesen K. der Kommission zu'.ükweisen. Delves
bittet im Namen des Vaterlandes sich nicht zu vor-
eilig in das Finanzsystem einzulassen, und diesen Ge-
g-nstand noch nicht zu ändern, damit für jezt schon
ein Thèil des Volks hierüber erleichtert, und dagegen
der andere belastet werde: da noch viele andere Un-
gleichheiten statt haben, so soll nichts geändert wer-
den, bis das Ganze umgeschaffen werden kann. Also
folgt er dem Gutachten und will einzig, daß die Sie-
geltaxe in die Staatskasse falle. Koch glaubt, auf
Goues ganzer Erde sey kein schlimmerer Rechen
Meister als der grosse helvetische Rath: Ist es
um Aasgaben zu thun, so kommen immer große Sum
men zum Vorschein; ist es um Einnahme» zu thun,
so will man alle noch vorhandnen Quellen abschneiden,
ehe neue eröffnet sind: also bleibe man doch bet der
vorhandnen Einrichtung, die ihrer Natur nach nie den
Ar i en belästige» kann, bis die Sache im Ganzen be-
handelt wird! daher folgt er dem Gutachten. Se-^
crctan schlägt nach Kochs Meinung eine neue Re-!
daktion vor, die dem Gutachten beinahe gleich ist und
angenommen wird.

§. ii. Koch glaubt, dieser §. soll weggelassen!
werden, weil durch den vorigen §. bestimmt sey, die
Siegeltaxe nach dem alten Fuß zu bezahlen, also wenn
auch irgendwo nichts bezahlt wurde, so soll für einmal
auch da nichts bezahlt werden. Angenommen.

Secrctan lodert, daß der §. 12. die Bcstim-
mung enthalte, das Stegeigcld soll in die Staats-
raffe fließen. Angenommen.

Auf Secretans Antrag wird die Bestimmung,
daß die Armen kein Siegelgeld bezahlen sollen, als
iz. §. angenommen.

Das Besoldungsgutachten kommt an die Tages-
ordnung; diesem zufolg sollen die Mitglieder des
Obcrgerichtshofes 275 Dublonen jährliche Besoldnug
haben. Angenommen.

Die Supleanten im Obcrgerichtshof sollen sso
Dublonen haben. Koch sodert Vertagung dieser Be-
siimmung, weil wahrscheinlich diese Supleanten nicht
beständig an der Stelle bilden müssen. Huber folgt,
und will den Oberlichtern und Supleanten etwas auf
Rechnung geben. Die Vertagung wird angenommen.
Ueber Hubers Antrag sodert Cscher, daß auch
vieser Gegenstand vertaget werde. Zim merin a nn
Slaubt, da noch nichts über die Auszahlungsart be-
stimmt sey so musse etwas auf Rechnung zum Vor-
aus gegeben, oder bis auf eine bestimmte Zeit die
Besoldung ausgezahlt werden. Koch folgt, daß den
Dverrichtern so viel auf Rechnung gegeben werde,
ms jeder bis Ende May zu beziehen hätte, wann ihre
^esoldnng zu 275 Dublonen festgesezt wäre. H u ber
Zwm eine bestimmte Summe gcbcn, und giebt 140
Awlonen hierzu an. Escher zieht seinen Antrag zu«
rucr. Preux will für jeden Monat 20 Dublonen

aufRechnungauszahlen lassen. Wyder folgt PrîuZ
will aber nur für die beiden ersten Monate etwas auf
Rechnung geben. Preux und W y d e r s Meinungen
werden altgenommen.

In Rükstcht der Supleanten sodert Koch, da?
der ObergerichtShof eingeladen werde, ein Verzeich»
nls derjenigen Supleanten, die immer anwesend wa«
rcn, einzugeben. Zimmer mann sodert Vertagung
bis wir über die Besoldungen der Supleanten abge«
sprochen haben. Akermann folgt. Legler eben«

falls, doch will er noch den ObergerichtShof einladen,
sein Organisationsprojekt schleunig einzugeben, weil
er nicht begreift, daß die Supleanten zuweilen abwtt
send seyn sollen. Zi in in ermanns Meinung wird
angenommen und inRüksicht Legier s Antrag glaubt
Anderwerth wir können uns nicht unmittelbar
an den Obergerichtshof wenden. Kühn widerspricht
Andcrwerth. Kochs, Leglers und Kuhns
Anträge werden ebenfalls angenommen.

Der öffentliche Ankläger soll 250 Dublonen er«

halten. Angenommen.
Der Schreiber des Obergerichtshofes 200 Du«

blonen. Legler will, daß derselbe eine freie Woh«
nung erhalte. Kühn will 180 Dublonen und freie
Wohnung geben. Anderwerth, Nuzet und
K 0 ch folgen. Dieser lczte Antrag wird angenommen.

Die Besoldung der Weibel des ObergerichtshofeS
wird vertaget bis nach derOrganisationsbestimmung.

Die Kantonsrichker sollen laut dem Gutachten
loo Dublonen haben. Michel sagt, diese haben be«

sonders im Ansang höchst viel mit den alten Gesetzen
und Prozessen zu thun, daher sodert er, daß diese Be«

lz soldung auf 125 Dublonen bestimmt werde. Ander«
werth glaubt, dicke Richter sollen nicht immer ver-
einigt bleiben, sondern nur nach der Mannigfaltigkeit
der Geschäfte auf den gleichen Fuß wie die Suplean»
ten der Vcrwallungskammern bezahlt werden. Lü«
scher will izo Dublonen bestimmen. DeloeS
glaubt mit Annahme des Gutachtens würden diese

Stellen ein Privilegium der Bewohner der Hauptstädte
werden, weil kein Bürger von entfernter» Gegenden
solche Stellen annehmen würde; er stimmt auf 15a
Dublonen. Koch glaubt, die erste Frage sey: Sollen
die Kantonsrichler fürs ganze Jahr, oder tagsweise
bezahlt werden? Die zweite Frage aber: Wie stark

sollen sie bezahlt werden? In Rüksicht der erster»

Frage ist er überzeugt, daß das Kantonsgericht ein
bleibendes Tribunal seyn müsse; in Rüksicht der zwei«

ten Frage glaubt er, erfodere das Verhältnis der Be«

soldung der Unterstatthalter, daß man das Gutach«
ten annehme. Arb stimmt für Michel, Oesch
ebenfalls. Inder mat und Herzog folgen Koch.
Akermann untcrstüzt Delves. Das Gutachten
i.ird angenommen.

Der öffentliche Ankläger 100 Dublonen. Ange«
nommen.



Der Schreiöcr loo Dublonen. Anberwcrth
Kill dem Sckrciber noch zugleich eine freie Wohnung
geben. Deloes folgt. Huber glaubt, dieses
verstehe sich von selbst. K s ch folgt ebenfalls. Die»
ser lezte Antrag wird angenommen.

Dem Gutachten zufolge sollen die Supleanten
täglich i Nthlr. Besoldung erhalten. Wyder folgt
und will, daß die Reisen denselben gleich den Suple-
anten der Ver Waltungekammer bezahlt werden. D c-

loes fodert aus den schon beiden Richtern selbst an
gezeigten Gründen, daß täglich 60 Batzen Bezoldung
bestimmt w rde. Cvstor folgt Delves, mit Wy
ders Zusatz. Trösch folgt Custor, weil sonst die
Aristokratie der Städte wieder aufkomme. Kulli
folgt und will in Rüksichr der Auszahlung die glei
chen Bestimmungen treffen wie bei den Supleanten
der Verwaltungskammern. Deloes und Kullis
Anträge werden angenommen.

In Rüksicht der Gerichtsdiener glaubt Hu der
müsse man erst Bericht über ihre Anzahl einholen.
Kühn glaubt, jedes Kantonsgericht müsse nur einen
Gerichtsdiener haben, und fodert also Zurükweisung
an die Commission, damit dieselbe einen Vorschlag
über dessen Besoldung vorlege. Dieser Antrag wird
angenommen.

(Nachmittags 4 Uhr.)
Der Dollmetscher Weiß erhalt Erlaubnis nach»

stem Montag abwesend zu seyn.
Die Verwaltuugekammer von Luzern empfiehlt

in einem bescheidenen aber herzlichen Schreiben, web
ches beklatscht, wird, ihre Stadt zum Regierungssitz
»nd versichert, daß wenn sie auch nicht hierzu aus-
erwählt würde, sie doch beweisen werde daß sie dessen
durch ihren Patriotismus würdig gewesen wäre. Auf
Billet ers Amrag wird diese Bittschrift der Commis-
ftou übergeben.

Eine von circa looo Bürgern der Stadt Zürich
unterschriebene Bittschrift ladet die Geftjgcbung ein,
den Siz der Regierung nach Zürich zu bestimmen.
Auch diese beklaischte Bittschrift wird auf Wyder 6
Antrag in die willkürlich versammelte Commission ge-
wiesen. Suter bemerkt, daß auch diese heisse But-
schrifl zu ihrer nöthigen Erkaltung der Commission
übergeben wenden soll.

B- D Vogel, Bauinspektor, übersendet viele
gedrukte Exemplare einer Einladungsschrisr, um eini-
ger neuen kaufmännischen Gesichtspunkte wegen, den
Siz der Regierung nach Zürich zu bestimmen. Kühn
fodert, daß wir auch diese Nachilyall sinaen hören.
Surer will, daß diese gedrukte Bitsschrsst sogleich
in dicCommission gewiesen werde. Dieser leztere Au-
trag wird angenommen.

D-r Präsident üdergiebt ein gedruktes Memmo-
rial über den Zustand der Armenschulcn und Waisen-
däuser von Lausanne, weiches ausgetheilt wird, und
das er allen Mitgliedern zur sorgfältigen Beherzigung
«ncnipfiehlt.

Schneider Vurkard von Zürich, gegenwärtig
in Arau, der sich nut einer Argäucnn verheuracherr
will, und dem man den Kanzelschein verweigerte,
bis er die ehedem für feemde Eheweiber bestimmte
Einmgssummeu bezahlt habe, bittet, daß ihm die

Erfüllung seines Wunsches gewährt werde, ohne diese
ihm zu beschwerliche Summe entrichten zu müssen.

Escher glaubt, da diese Verordnung einer Art Ein-
zngsgeides nur fremde Weider betraf, und da eine

Argauerin doch nun nicht mehr als fremd angesehen

werden könne, s. soll man zur Tagesordnung gehen,

weil der neuen Konstitution zufolge, eine Tollster aus
dem Argäu nicht mehr fremd in Zürich fry, also auch

kein Einzuggeld gefodcrt werden könne. Wyder
will hierüber cine Commission niedersetzen. Kühn
bedauert, daß noch ein Unterschied zwuchen Städten
und Land und sclbst zwischen Gemeind und Gemeind

herrsche, da'indessen noch kein Gefez wider denselben

vorhanden ist, so will er diese Bittschrift der Ge<
^

meindrechtscommifsion zuweisen. Rel! stab folgt
^

ganz Esche r n. H u ber glaubt, da die Weiber kein

Aktivbürgerrccht und auch kein Gcmeiudrccht ausüben,

so soll kurzweg dem Bittsteller die Erlaubnis gegeben

werde», zu heurathen. Akermann folgt ganz Hu»
b e rn, denn oft kommen von den Stäoten schlechtere

Weiber in die Dörfer als von den Dörfern in die
^

Städte. Haas will, daß alle ähnliche Unterschieds»

bestimmungen durch ein besonderes Gesez der Freiheit i

und Gleichheit gemäß aufgehoben werden. Kuh,"
folgt nun auch Ha a sen. Der Gegenstand wird m

eine Commission gewiesen, in die geordnet werden:

Akermann, Zim min erma nn, Grafenried,
Deloes und Mar cacci. '

Das Vokiziehungsdirektorium übersendet eine

Bittschrift von Gastwirthen aus den Kantonen Bern

und Solothurn welche zufolge des Eigenthumsrechls
ihr Tafernerecht, w.lches sie erkauft, oder stattest^ ^

in Erbschaften erhalten haben, vor allem Eintrag g/^ j
schüzt zu haben wünschen, dcn chncn die Winkelwirwe
thun^ H uber fodert Verweisung an die Ehchalr-'N

commission, und bittet, daß man ihm als Sécrétai z

die Präsidrntcnffelle dieser Commission abneywc. ^

Deloes folgt und bittet um sorgfältige Berathung

dieses wichtigen Gegenstandes, weil durch die uderau ^

entstehenden Winkeln,,- th chasten das Eigeurhumsrecy
beschädigt werde und viele Unordnungen entstehen-

Kühn folgt ausgleiche Art und biîtet um Besäst'

nigung des Rapports. Lüscher folgt und H '

bcrn seine Bitte gewähren. Diese B:t-schrlft s»

ohne weiters in die Commission gewiesen.

Nuzet fodert aus politisch n,
physicalischen, anatomischen und »"l.'o-o.og '

Rükstchten Aufhebung der Schuug in diesen w

Stunden. Dieser Antrag wird unlerstujt und

Präsidenten ausgeführt.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Uftert,
Mitglieder» der gesezgebende» Rathe der helvetische» Republik

Hundert und ei! f tes St « Sl

Drittes Quartal.
Zàrich, Samstags den sz. August 17sS>

Gesezgebung.
Senat z. August.

Der Präsident ZasUin eröffnet die Sitzung mit
einer Anrede, in der er sich die Nachsicht der Ver
sammlung erbittet und die beklatscht wird.

Der grosse Rath übersendet zwei Beschlüsse, von
denen der erstere erklärt, daß durch die Nichtannahme
der auf die Bürger Carl Joseph Chichero, Fidel Rus>
coni und Joseph Lazcrani gefallenenWahlêi: — indem
die WahlversaniyUung des Kantons Bellinzona, den
ersten in den Senat, den slen in den Oberqerichtshof

Der Beschluß, welcher dem B. Felix äe la ko-
Fore, Kanton Leman, seine Baase zu hcurathen be»

willigt, wird verlesen. Fornerod will ihn verwer,
sen, um der Nation zu zeigen, daß die gesezgebcnden
Räthe nicht da sind, um Vettern mit Baasen, sondern,
um die Republik mit guten Gesetzen zu verheurathen.
Münger will annehmen, da man schon mehrere
ähnliche Bewilligungen ertheilt hat. Der Beschluß
wird zur 2te» Verlesung verwiesen.

Der Beschluß, welcher dem B. Jac. Schenk
von Eggenweil die Legitimation seines Sohnes, mit
dem gleichen Vorbehalt, wie solches unter der alten
Regierung üblich gewesen, bewilligt — wird angesund den ztcn ins Kantonsgericht ernennt hat, die gc,

fchehenen Wahlen ohne Wirkung geworden; — hxx-j nommen
^ ^zwei e aber, dem W'hlkorps in B'llmzona anzeigt, H Der Beschluß der das Direktorium einladet

es solle nach Vorschrift der Konstitution zu neuen ' b«'" gesezgebcnden Korps Erläuterung, über eine im
Wahlen dies.r drei erledigten Stellen schreiten For» " lZulletm oKciel cle I^susanne abgedrukte Ordre des

nerod will zur Tagesordnung übergehen, indem cr ' Minister des Innern, der zufolge die für die geiezge»^^ ^àn Räthe bestimmten Adressen und Petitionen un-beide Beschlüsse für überfiüssiig ansieht. Mu
kuthi v. Sol., Münger, Lüthi v. Lanan
Laflechere, C ra'ue'r und'Rod'i >sa Vv rechen^ für l^tthalter gesandt w rdcn sollen, mitzutheilen — wird

Beide Beschlüsse werden hierauf ange,^'ner aus den B- Muret, Reding und Lang be,

mittelbar an dieselben und nicht durch denRcgierungs,

stehenden Commission übergeben.
Der Präsident verliest ein, an den Senat gerich,

Annahme,
nommen.

Der Beschluß, welcher das Direktorium einladet, s ^ ^ ^ ».den gesezgebenden Rächen Erläuterung über sein Ar k tetcs Schreiben der Verwaltnagskammcr von kuz^n,
retä und 24 Juli, die öffentlichen Unterrichtsanstalten I» welàm das gesezgebende Korps eingeladen wird,
betreffend einzugeben, indem dasselbe dem Beschluß " " ' """
v. iy Juli zuwider zu laufen scheine, wird verlesen.
Laflechere, Muret und Berthol let verlangen
«.''" Commission. Lüthi v. Sol. hält dieselbe für
uberflusng., indem sie keinen Aufschluß über einen Be
schlug werde geben können, der gerade nur dahin ab
jwckt, Aufschluß zu erlangen. Muret stimmt für
ne Commission, indem, wann das Arrete in der
Ordnung ist, und das Direktorium damit seine Ge»
walt nicht überschritten hat, die Gesezgebung kc.nc
Erläuterungen fodern kann, welche widrigen alls »ö
ch'g sind; die Sache muß also untersucht werden.
Oie Commission wird angenommen und in dieselbe

A°rdntt^^syffer, Laflechere, Keller, Duc

diese Stadt zum Regierungssitze zu wählen.

Die zu Untersuchung des Beschlusses, der dem
B- Jac. Weiß, seine Legitimation, daS Schweizer,
und auch das Baslerische Bürgerrecht bewilligt, nie,
dcrgesezte Commission, stattet ihren Bericht ab.

Zäslin räch zur Annahme; die beiden andern Mit»
glicder Muret und Bad ou stimmen Lür die Ver,
wcrsung; sie werden unt.rstüzt von Stapfer,
Reding, Fornero-d, Barras, Ruepp, De,
veve y, Hoch. Die Verwerfungsgründe sind: Die
geszg benden Räthe könne» sich keinerlei richterliche
Gewalt anmaßen, also auch das Burgerrecht einer
Gemeinde niemandem zusprechen ; dieser Grundsatz
sey vom Senat bereits bei einer andern Gelegenheit
anerkannt worden, als er über das Verlangen des



B. Gumoins, der als Bürger von Gumoins wollte z

anerkannt werden, zur Tagesordnung schritt; daraus,
daß die Stadt Basel den Bittsteller in ihrem Waisen-
Haus erzogen und Gcoßmuth gegen ihn bewiesen hat,
folgt keineswegs, daß sie ihm auch ihr Bürgerrecht
ertheilen muß, zumal der Bittsteller es auch selbst

nicht einmal verlangt; endlich würde eine solche Bür-
gerrechtsertheilung im Widerspruche stehen mit der
Erklärung der Unaniasibarkeit des Eigenthumsrecht der
Gemeinbgürcr. Lüthi v. Sol. unterstuzt von Lü-
thi v. Langnau, Schneider, Bodmer und
Münger will dagegen den Beschluß annehmen; er

behauptet, wenn die ehmalige Regierung von Basel,
vermöge eines alten Gebrauchs oder Gesetzes, das
Recht gehabt habe, unehlichen Töchtern, deren Müt-
ter Bürgerinnen von Basel, die Vater aber Fremde
waren, aus besonderer Gunst das Bürgerrecht von
Basel zu bewilligen, so müsse die gegenwartige Re-
gierung auch das Recht haben, der Gleichheit zufolg
gegen Söhne zu thun, was bisher nur gegen Töcss
tern geschah; der bisherige Unterschied gründete sich

auf die Besorgniß der Oligarchie, solche neue Bür-
gcr, möchten Zutritt zu Stellen, die sie für sie allein
behalten wollte, erlangen. Der Bittsteller ist von
Basel gebürtig, z6 Jahr alt, hat immer daselbst ge-
wohnt, trägt den Namen seiner Mutter, einer Bas-
ler Bürgerin, ist im Basler Waisenhaus erzogen,
und dadurch von der Sradt als Bürger anerkannt
worden. Der Beschluß wird verworfen.

Grosser Rath, 4. August.
H u ber anerbietet sich, den Anfang des Protokolls

umzuarbeiten, wenn man ihn während einiger Zeit der
Commisstonalarbeiten entlasse. Kühn wünscht, daß Hu,
ber lieber die wichtigern Commisstonalarbeiten besorge,
als sich mit der freilich auch nothwendigen Umschaffung
des Protokollanfangs abzugeben. Hub er erklärtbcide
Geschäfte so viel möglich neben einander besorgen zu
wollen, welches die Versammlung mit Dank annimmt.

Der Präsident zeigt an, daß Sprüngli von
Bern als Dollmetscher aus dem Deutschen ins Fran-
zöstsche seine Proben zu machen wünschte. Er wird
zur Probe angenommen.

Zimmer mann zeigt an, daß die wegen dem
Sitz berRegierung niedergesezte Commission, alle Be
richte von den Vcrwaltungskammern der verschiedenen
Städte Helvetiens eingezogen habe, und nun diese
B-richte vorlege ; er zeigt zugleich an, daß, um jede
Art von Zwistigkeit zu verhüten und eine unnütze, leb-
hafte Berathung auszuweichen die Mehrheit der Com-
mission die Versammlung im Namen des ganzen Va-
terl-ndes auffodere, ohne alle Vorbcrathung durch gehei-
mes Scimmenmehrzu entscheiden, ob dieVersammlung
das Dekret vom 4 May beibehalten wolle oder nicht.

Cartier ist schon in der Commission wider die-
sen Schluß derselben gewesen, indem er glaubt, es

seyen keine Gründe da, das Dekret vom 4 May zu-
rükzunehmen und also habe die Commission kein Recht
solche Vorschlage zu machen: zugleich liest Earlier eine

Vcrtheidigungsschrift für Arau vor; er sagt: nur
Kabale können diese Veränderung betreiben; in Arau
seyen wir vor aller Ansteckung sicher; für republikani«
sehe Lebensart sey Arau groß genug, und die frein-
den Minister, welche uns besuchen werden, seyen ja
auch Republikaner; da Hclvetien unter dem Schützt
Frankreichs immer mit dem Kaiser Friede hab.»wer-
de, so siy von der nahen österreichische» Gränze nichts

zu befürchte»; alles fodere uns auf, uns nicht mit

unsrer mehr, oder minderen B quemlichkeit zu beschaf«

tigen, denn noch haben wir so viel als nichts gerhan,

und was wir Gutes gethan haben, wie Aufhebung
der Feudalrechre u. d. g. fängt an uns zu gereuen;
eben der Fall ist es mit Bestimmung unsers Haupror-
ccs. Im Gefühl der Nothwendigkeit uns jedem

schlimmen Einfluß zu entziehen, haben wir Aran g«

wählt, und jezt sollten wir uns durch blosse Kabale

verleiten lassen, uns dem alle Freiheit verderbenden

Einfluß der aristokratischen Städte auszusetzen, unter

den» Vorwand einige tausend Loms'dors wegen zu er-

bauenden Nationalgrbäuden zu ersparen; gleich als

ob einige tausend lausigte Louisd'ors mehr wetth wa-

ren als unsere Freiheit; ich fodere Tagesordnung.
Der Redner wird oft durch den Ruf: Zur Ordnung.

unterbrochen fährt aber immer mit Erhöhung stmec

Stimme fort bis ans Ende.) Thörin federt, day

über das Resultat der Commission, nemlich die Frage:
ob man durch geheimes Stiinmenmehr über die IM
nähme des Dekrets vom 4 May entscheiden wolle, oder

nicht? sogleich entschieden werde. E rlach er hoste

daß man über einen so wichtigen Gegenstand die

lrioten auch ihre Meinung äusser» lasse, und mc>>

aller Uebung zuwider, die Vorberathung hâ>
werde. N u zet folgt ganz Th 0 rin, und wunden

sich, daß man vor der Abstimmung schon in Sstia

thungen einkrette. Bourgois folgt Er!ache
weil jeder Patriot sich öffentlich äussern durst,
noch kein Rapport ohne Berathung angenommen wf
den sey. Snter glaubt, die Rüknahme eines

keets sey wichtiger als ein Gesetz selbst, und oay

fodert er, daß jeder frei, aber kalt über diesen G.Z

stand seine Meinung äussere. Hüssi fodert, day

Zeit, die dem Vaterland gehöre, nicht mit uimutz

und selbst gefährlichen Berathungen verdorben, I

dern sogleich dem ächt weisen Vorschlag der Com 1

sion gemäß abgesprochen werde. (Getümmel un? A '

ums Wort von allen Seiten.) Der Präsident l
die Versammlung auf, ihre Würde nicht in vPg I! '

Durch grosses Stimmenmehr wird
^

Th v:
Antrag und nach einigem neuen Geräusch,
der Antrag der Commission, sogleich zum g

men Stimmenmehr überzugehen, angenommen,

cretan fodert, daß man auf die Billet M'»--



Beibehalten; Zurükgenommen (das Dekret
vom 4 May). tNeuer Lcrm). — Zimmermann
will die Worte: Ja oder Nein brauche». (Getüm-
welV Koch begehrt die Worte : Arau, oder : Fort.
(Grrosses Getümmel) — Secrctan glaubt, durch
Kochs Antrag würde Arau in einer neuen Wahl
ausgeschlossei:, welches widerrechtlich ware, daher
beharret er auf seinem ersten Antrag welcher ange-
nommen wird. Mit 7z Stimmen gegen gc> wird das
Dekret vom 4 May. weiches den Regierungssitz nach
Arau bestimmt, zurükgciiommen.

Haas glaubt, da wir nun jezt auf den, gleichen
Flcck stehen, wo wir vor dem 4 May standen, so
müssen die Vortheile der verschiedenen Städte Helve-
tiens geschildert werden, welche den Sitz der Regie-
rung bestimmen könnten. Um aber keine unnütze
Ieit zu verlieren wttl er erst diese Zurüknahme eines
Dekrets dem Senat zur Beurtheilung mittheilen.
Hüssi will einzig den lczten Antrag von Haas an-
nehmen. Derselbe wird angenommen.

Hüssi fodcrt, daß Cartiers heftige Schrift,
welche die ganze Versammlung beleidige, der Ver
gessenheit übergeben, und allen Zeitungsschreibern
der Versammlung verbottcn werde, davon Erwah-
nung zu thun, indem mau sonst in Fall kommen
konnte, sich gegen Cartiers Beschuldigungen rechtferti-
zu müssen. Man geht über diesen Antrag zur Ta-
gesordnung.

Au Berathung einer Finanzqegeustände betreffen-
den Bothschaft des Direktoriums wird die Sitzung
geschlossen. Nach Wicdereröfnung derselben werden
die Beschlüsse des Senats verlesen, und da der Be
schlug wegen den, vor dem 4 Merz ausgest.llten eng-
l'schcn Wechseln verworfen worden, hierüber eine neue
Commission niedergesezt

Senat 4 August.
Der Beschluß, der dem V. äs la Ködere die

Bewilligung, seine Baase zu heurathcn, ertheilt,
wird zum zweitenmal verlesen. Fornerod, Lüthi
d. Soll und Stapfer wollen denselben an eine
Commission weisen, die nicht eher berichten soll, bis!
der grosse Rath ein allgemeines Gesetz über diese -

Ehen abgefaßt haben wird. Münger, Schnei-!
der, Kubli, Bodmer und Muret stimmen für'
Annahme; sie stützen sich auf die bisherigen Bewilli ì
Zungen und glauben nicht, daß das Zogern des gros z

>en Rathes mit dem Vorschlage des allgemeinen Ge, ;
Ws, dem Bittsteller zum Nachtheile gereichen dürfet
^er Beschluß wird angenommen, und auf Lüth> v. k

«o l. und Murets Antrag, soll zugleich in dem ^

Protokoll bemerkt werden, wie sehr der Senat die,
Erscheinung des allgemeinen Gesetzes über diese Ehen I
Wunsche. i

w Besoldungscommission berichtet über den '
-Beschluß, der jedem der s Unterschreibet des grossen »

Rathes 150 Louksd'ors jährliche Besoldung bestimmt.
Ihrem Vorschlage gemäß wird derselbe angenommen.

M » ret und Reding berichten im Namen der
Commission über den Beschluß der vom Direktorium
Aufschluß über die Ordre des Ministers des Innern,
nach welcher die Bitt - und Vorstellungsschriften an
die Geftjgebung, derselben unmittelbar zugesandt
werden sollen, verlangt. Die Commission räth zur
Annahme, indrm allerdings die Konstitution den
Statthaltern die Pflicht auflegt, Bittschriften anzu«
nehmen und an ihre Bestimmung zu übersenden; ob-
gleich auf der andern Seite jeder Bürger das Recht
hat, sich auch unmittelbar an die obern Gewalten zu
wenden; es scheint also wichtig, das obwaltendeMß»
Verständniß über diese constitutionelle Befugniß auf
der einen und Pflicht auf der andern Seite zu heben.
Meyer v. Arau glaubt, es rühre diese Ordre von
dem Verlangen des gcsczgebcnden Korps ab, alle Bitt«
schritten in beiden Sprachen zu erhalten; da das Dû
rcktorium hierzu nicht Uebersetzer genug habe, so habe
es die Bürger einladen wollen, das selbst zu thun.
Der Beschluß wird angenommen.

Nachmittags z Uhr.
Der Beschluß, welcher das Dekret vom 4ten

May, wodurch der Siz der Regierung in Arau war
bestimmt worden, zurüknimmt, wird verlesen. Meh«
rere Stimmen verlangen die Urgenz und daß sogleich
abgesprochen werde. Murec wiLersezt sich der Ur»
gcnz; der Republik könne es sehr gleichgültig seyn,
ob die Regierung ein paar Tage mehr, oder weniger
in Arau bleibe; aber nicht gleichgültig sey es, daß
eine Sache, die aller Ucberlegung bedarf, durch eine
zahlreichere Versammlung als die gegenwärtige, be»

handelt werde. Meyer v. A r b 0 n findet die Sache
äusserst wichtig ; er kann der verlangten Urgenz nicht
beipffchten und will bis Montag vertagen. Kubli
ebenfalls; Eile thue hier nicht gut. Fornerod:
Der Beschluß ist von keinen Ecwägungsgründen be«

gleitet; wie kann man ein Dekret zurüknehmen, ohne
Gründe anzugeben; ich könnte zur Verwerfung stim«

men, will mich aber begnügen tue Vertagung zu ver«

langen. La flcchere: Wozu die Urgenz? Wahrlich
die Sache ist, zumal für unsere angehende Republik
sehr wichtig; er will erst nach zweiter Verlesung den

Beschluß an eine Commission weisen. B e rth 0 llet
verlangt sogleich eine Commission. Meyer v Arau:
Es ist bekannt, wie die Repräsentanten nach Arau
gekommen sind; man hat von Seite dieser Stadt
alles angewandt, um ihnen die nöthigen Bequemlich«
ketten zu vcrscbaffen; nach einem vierwochentlichen
Aufenthalt beschließt das gelezgebcnde Korps seinen

fernern Aufenthalt in hier; und izt w'll man ohne
G-ünde dieses Dekret zun knehmen; ict> lodere Ler«

lagui-g auf Morgen. Lüt h 1 v. S 01. : Schon als
das erstemal von Bestimmung des Regierungssitzes



die Mede war, verlangte ich eine Commission; allein
ich blieb beinahe allein. Die Erfahrung hat uns nun
dclehrt, und ich denke die Abwesenheit derErwägungs-
gründe bei dem vorliegenden Beschluß, muß als eine

Art von Schonung gegen die Stadt Arau angesehen
werden. Ich stimme um so mehr für die Urgenz, weil
dadurch den Intriguen und ärgerlichen Auftritten,
die wir seit einigenTagen bemerken mußten, ein Ende
gemacht wird. Fuchs ist gleicher Meinung und wun-
dert sich, daß man den Erwägungen nachfragen möge.

Münger stimmt für die Vertagung.
Man geht zum Stimmenmehr über die Urgenz.

Ein erstes Mehr gicbt 25 Stimmen für und 17 gegen
diesilbe. Die Richtigkeit des Zählend wird bestrittcn.
Ein -tee zählt 16 gegen, und 28 für die Urgenz.
Da aber bei ausserordentlichen Sitzungen-/z Stimmen
für die Urgenz seyn müssen, so wird die Vertagung
auf Montag beschlossen.

Um sten war keine Sitzung in beiden Räthen.

Grosser Rath, 6. August.
Die Votksrepräsentanten des Kantons Bellinzona

die Bürger Anton Zelio, Michel Lein» und Jacob
Bertina werden unter lautem Beifallgeklatsch in
die Versammlung aufgenommen und leisten den Bür-
gereid.

Der Senat übersendet einen Bericht über die Be-
stellung seines Bureau. H u ber fodert, daß derselbe

sogleich der Besoldungseommissisn zu gehöriger Be-
Nutzung übergeben iverde. Angenommen.

Das Direktorium zeigt an, daß vom Kanton
Solothurn weder Oberrichter noch Supleant im Ober-
gerichtshof sitzen, und da dieses für das Kantonsge-
richt Solothurn sehr unangenehm ist, so fodert das
Direktorium Berathung dieses Gegenstandes. Escher
findet, es sey eine wesentliche Lücke in der Konstitu-
tivn, daß sie nichts über Wiederersetzung der verschied-

neu Stellen bestimme, und fodert eiste Commission,
um einen Entwurf von organischen Gesetzen vorzule-
gen, die diese Lücke ausfüllen. Dieser Antrag wird
einmüthig angenommen, und in die Commission er-
nannt: Koch, Bourgois und Rub bin.

Das Direktorium sodert für das Bureau des
Nationalschazamtes 6cxx> Franken. Bewilligt.

Das Reglement der beiden Räthe kommt an die

Tagesordnung.
Vom 7ten§. des VIlten Abschnittes fodert Kühn

eine bestimmtere Redaktion welcher zufolge mit Com
miffionalarbeiten beschäftigte Mitglieder von den Si-
tzungcn ausbleiben können, insofern sie den Grund
davon dem Präsidenten anzeigen. Angenommen.

§ 8. Haas stimmt dem Z. bei, will aber, daß
mau ein Mittel bestimme, wie die Mitglieder zu ge-

höriger Zeit zusammen vereinigt werden können. S e<

crelan bemerkt, daß die französische Redaktion nicht
bestimmt sey. Kühn bittet Secret an die Redak-
riou zu verbessern. Angenommen. Die 9 und ro§l.
werden ebenfalls angenommen.

In Rüksicht des S ri. glaubt Delves, bor den

Geschäften der Tagesordnung sollen die Bothsch freu
des Direktoriums verlesen werden. Huber glaubt
die Bothschaftcn seyen Zwischcnereignisse, welche
man nicht so genau bestimmen könne. Der î il.wilb
unverändert angenommen.

Scrreta» bemerkt, daß der Abschnitt II über

die Saalinspcktoren, von dem Senat verworfen wo«
den, und daß diesem jnfolg die Commission vorschla«

ge, den §6. und §7. auszustreichen und den § 8. so zu

bestimmen, daß die Räthe selbst die Polizeivergehun-
gen ihres Bezirks beurtheilen und richten. Ange-
nommen.

VHIter Abschnitt, x r. Angenommen. Bei dem

2ten S will Kühn noch bestimmen, daß die wichti-

gen Gegenstände nicht nur zuerst «n der Tagesorv-
nung seyn, sondern auch zuerst behandelt werten
sollen. Angenommen, j z. wird auch angenommen.

L 4. H über will diesen j. als überflüssig und

Zeitverschwendung verursachend ganz durchstreichen.

Hubers Antrag wird angenommen. Kuh» will
statt dein 4len § einen neuen einschiebcn, der bestimmt:
Die Bothschaflen des Direktoriums sollen auch an tie

Tagesordnung nach des Präsidenten Anordnung ge»

sezt werden. Billeter folgt und will die Senats-
doch schalten hier auch einrücken. Koch widersezt sich

Kuhns Antrag, weil die Tagesordnung nur aus den

eigentlich wichtigen und bekannten Arbeiten, nicht aber

aus Zwischengeschäften bestehen könne. Man geht

über Kuhns Antrag zur Tagesordnung.
Kühn will diesem beifügen, daß die Ta<

gesordnung nur dann unterbrochen werden könne-

wenn ein anderes dringenderes Geschäft den ZZorzug

erhält. Ake r m a nn glaubt diesen Beisatz übersiu ftg'

Koch unttrstüzt Kuhns Beisatz als sehr wichtig-

Dieser Antrag wird angenommen.
Z. 6 Deloes glaubt diese Redaction sey unncy-

tig, und schlägt eine neue vor, deren zufolge ein wen

läuftiges Geschäft bis zu seiner Beendigung an o>

Tagesordnung seyn soll. Secreta» folgt.
glaubt, dieser ganze § sey überflüssig, da alles was «
bestimme sich von selbst versiehe. Koch vertheidigt «»

gefehr Deloes Antrag. Zr »;mermann folgt?»
b e rn, der §. wird ausgestrichen. -

Der 7. g. wird angenommen. Koch bemerkt, v »

die Vertagungen immer vergessen werden, und day"
will er in einem g. 8. bestimmen, daß auch ein ^zeichniß der Vertagungen verfertigt werden soll. ?»
der folgt, will aber dieses Verzcichniß in cm B»»
eintragen. Koch folgt Hubern. Dieser Antrag w»"

angenommen. (Die Fortsetzung im liste»



Der schweizeri
Hundert und z

Geskzgebung.
Grosser Rath 6. August.

(Fortsetzung.
IX Abschnitt. §. i. Huber glaubt, vier Mit-

glieder sollen die Tagesordnung nicht unterbrechen
können, sondern wenigstens zwölf Mitglieder hierzu
nothwendig seyn. Kühn vertheidigt den §. Deloes
schlägt die Mittelzahl von sechs Mitgliedern ver.
Huber will Kühn folgen, insofern der 2. geän-
bert werde. Der 1. §> wird unverändert angenommen.

x. 2. H über glaubt, dieser §. könnte gefährlich
werden, weil die besten Motionen dadurch auf die
Seite geschast werden könnten; er will daher über
solche Motionen nur Vertagung, nicht Tagesordnung
abstimmen lassen. Kuh«»vertheidigt den j. Del0es
unterstüzt denselben mit der einzigen Beifügung, daß,
auch die Federung der Tagesordnung von 4 Mitgliedern
unterstüzt werden müsse. Koch folgt ganz Kühn
Huber ist befriedigt, und will um mehrerer Deutlich-
kcit willen die Bestimmung. Der Präsident sezt die

Frage in Berathung, beifügen. Der §. wird mit De-
loes und Hubers leztcr Bemerkung angenommen.

Der z. und 4. §. werden angenommen.
§. 5. Hu der glaubt, hier so wie überall soll die

blosse Stimmenmehrheit entscheiden. Kühn vcrthen
digt das Gutachten, weil Gesetze aus dem Stegreif
gemacht, meist schlecht sind. Delves sagt, der blosse

Schein sey wider diesen k. allein der traurigen Fol-
gen wegen, die übereilte Gesetze haben können, vcr-
theidigt er den S. Secretsu folgt Kühn und De-
loes: eben so auch Koch. Huber beharret, und
will lieber gar keine Zwischenmotionen als diesen §.

annehmen. Zi in m ermann vertheidigt den z. wel.
cher angenommen wird. — Der 6. und 7. §. werden
ebenfalls angenommen.

Kühn hat schon oft bemerkt daß unbedeutende
Motionen als Orbnungsmotionen erzwungen wurden,
und daß man oft Motionen auf Motionen häuft, wo.
durch die Versammlung in Unordnung geräch: daher
fodert er Beifügung von folgenden §§. §. 8. Zwischen-
Motionen sollen, wenn es keine Ordnungsmotioncn
sind, nicht statt haben können. §. 9. Ordnungsmo-
tionen sind die, welche Tagesordnung, Vertagung,
Priorität, oder die tzorm der Behandlung angehen,
oder die sich aufs Reglement berufen. io. Jede
Ordnungsmotion soll sogleich behandelt und abge-
stimmt, ehe man andere zuläßt, oder ehe man wieder
in die Hauptsache eintritt. Sccrelan kann diesen

Vorschlägen nicht beipflichten, er glaubt §. 8. ware
allen bisher angenommenen Paragraphen dieses Ab-

e Republikaner.
bis tes Stück.

schnittes zuwider, und jede Motion die urgent sey,
müsse angenommen werden. Die im K 9. bestimmten
Ordnungsmotioncn seyen nicht allgemein genug bes

stimmt; er glaubt alle diejenigen Motionen seyen Ord,
nungsmotionen, die den Gaig der Berathung besser

bestimmen; den io. t. den Kühn vorschlägt, nimmt
Se er et an an. Zimmermann vertheidigt KuhnS
Vorschläge gegen Secretan6 Einwendungen. Kuh«
beharret, wert hier nicht von Dringlichkeits - sondern
von blossen Zwischenmotionen die Rede sey; seine

OrdnungsmotwnsbestiinmuuA glaubt er vollständig,
höchstens, könnten die Zuiatze noch dazu gerechnet
werden, von denen jczt aber noch keine Rede sey.
Koch vertheidigt Kühn, weil hier nur von Motion
neu die Rede sey, weiche mit einem Gegenstand selbst
verwandt sind, und die eigentlich Zwischenmotionen
heißen sollen. Secretam glaubt, der Begnf voi»
Zwischenmotionen sey noch nicht hinlänglich bestimmt,
und es sey gefährlich dieselben gar nicht gestatten zu
wollen: er will also diese schwierigen Bestimmungen
der Commission zu näherer Untersuchung zuweisen.
Kühn vertheidigt seine Bestimmungen, will aber übri»
gens gerne der Zurükweisung in die Commission fob
gen. Diese Verweisung wird angenommen.

(Die Fortsetzung im uzten Stück.)

Das Fest des Bundes. Gehalten zu Luzern den 1?.
Augustmonat i79Z>

Liebe Mitbürger!
Die feyerliche Eidesleistung, welche von den gesetzgeben-

den Rathen der helvetischen Republik verordnet ist, wird Run-
serer Stadt am künftigen Sonntag, als am i-zkeu dieses Mo-
nats August vorgehen. — In der Frühe um » Uhr versam-
meln sich die Bürger nach ihren Quartieren aus den Trom-
melschlag, der in jedem Quartier sich wird hören lassen. Je-
der Quartiermeister wird allda durch Namcnsausruf sich ver-
sichern, ob alle Bürger gegenwärtig seyen, und sie dann auf
den Mahlenplay, welcher der Schwörplatz ist, führen: wo je-
des Quartier seine» bestimmten Ort einnimmt. Mit dem
Schlag Uhr wird die Kanone gclößt, welche den öffentlichen
Gewalten das Losunzsteichcn ist, sich vom Rarhhause ebenfalls
ans den für sie erhöhte» Ort des Schwörplazesz» begeben, nach-

dem sie zuvor um « Uhr einem Gottesdienst in St. Perers
Kapcll werden beygewohnt haben. Die Ordimug des Festes ist

folgende:
Q Das Orchester beginnt mit einer ftperlichcn Anrufung

an den Gott der Väter nach Gluckischer Musik.
Der Bürger Regieruugs-Statthalter hatt eine Anrede an
die Bürger.

z) Die Bürger leisten den Eid, nachdem er ihnen vom B.
Rcgierungs-Statthalter ist vorgesprochen worden.

4) Nach abgelegtem Cidschwur werden alle Kanonen gelößt,
und hieraus ei« deutsches Volkslied p»u dem Orchs-
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